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»Höhere Steuern auf Vermögenszuwachs 
und Energie, und mit den Erträgen den 
Faktor Arbeit entlasten – so hätten wir 
dann ein besseres und gerechteres Steuer-
system, das auch noch Beschäftigung 
schafft«, auch dazu könnte man laut 
 WIFO-Chef Dr. Karl Aiginger im Inter-
view mit der »Arbeit&Wirtschaft« 3/2010 
die Budgetkonsolidierung nutzen. »Dein, 
mein, unser Budget« ist Schwerpunktthe-
ma dieser Ausgabe. 
Und dabei geht es auch um »Um-Fair-
Teilung«, wie Sie ab Seite 12 lesen kön-
nen. Denn hier gibt es noch einige geh-

bare »Wege zum Glück« (S. 16 ). Viele 
ÖkonomInnen sehen nämlich in der stark 
gestiegenen Einkommens- und Vermö-
gensungleichheit eine zentrale Krisenur-
sache (S. 20).  Aber nicht nur im öffent-
lichen Haushalt ist sparen angesagt – auch 
das private Budget würden viele gerne 
 sanieren (S. 28).
Eine Premiere gibt es in der aktuellen 
»A&W«: AK-Kollege Kadim Ülker-
schildert ab Seite 42 den Arbeitskampf 
der TEKEL-Beschäftigten in der Türkei. 
Wir bringen in diesem Heft neben der 
deutschen Version eine türkische Kurzfas-

sung, die türkische Langfassung, können 
Sie im Internet lesen.
Last but not least kommentiert die Öster-
reich-Korrespondentin des deutschen Fo-
cus Magazins, Marta Halpert, die bevor-
stehende Bundespräsidentenwahl (S. 45). 

Besuchen Sie uns auch im Internet: 
Auf der Homepage www.arbeit-wirtschaft.at 
haben Sie die Möglichkeit, Artikel zu 
kommentieren und E-Cards zu versenden. 
Wir freuen uns übrigens stets über Kritik 
und Anregung: aw@oegb.at

Für das Redaktionskomitee
Katharina Klee

Redaktion internVon privaten und �ffentlichen Haushalten

w w w . a r b e i t - w i r t s c h a f t . a t

Alle Beiträge finden Sie auch auf unserer Homepage sowie die   
eine oder andere Ergänzung zu einzelnen Themenschwerpunkten, 

die wir aus  Platzgründen in der Zeitschrift nicht mehr 
berücksichtigen konnten.

Dieser Code kann mit einem internet-fähigen Kamera-
Handy abfotografiert werden. Ein »Reader« entschlüsselt 
den Code und führt Sie auf die gewünschte Website.  
Die Reader-Software erhalten Sie zum Beispiel hier:  
www.beetagg.com/downloadreader/
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Ich zahle gerne Steuern

E
igentlich zahle ich gerne Steuern 
– wann auch immer ich das laut 
herausposaune, ernte ich im 
Freundes- und Bekanntenkreis 

heftiges Lachen oder ungläubiges Kopf-
schütteln. Dann erkläre ich manchmal, 
dass für mich die Steuern eine Art Ein-
trittskarte in mein durchaus gutes Leben 
sind: Ich lebe in einem reichen Land, wo 
niemand verhungern muss. Wir haben 
ein gutes Gesundheitssystem, und ich 
muss nicht fürchten, dass mich die Er-
krankung eines Familienmitglieds ins 
Elend stürzt. Für mich und meine Lieben 
stehen hervorragende Krankenhäuser – in 
nächster Nähe – zur Verfügung. 

Ich konnte gute öffentliche Schulen 
besuchen, für die Schulbücher kam der 
Staat auf. Auf der Uni zahlte ich noch 
keine Studiengebühren. An den Wochen-
enden fuhr ich regelmäßig mit dem Zug 
heim nach Tirol. Auch dafür gab es für 
Studierende Zuschüsse. Heute fahr ich 
mit dem Auto, und auch wenn ich mich 
über die vielen Baustellen in Stadt und 
Land ärgere, Auslandsreisen erinnern 
mich dann immer wieder daran, wie gut 
unsere Straßen ausgebaut sind. In Wien 
bin ich mit den Öffis in einer halben Stun-
de fast überall, und ich fühle mich sicherer 
als in jeder anderen Großstadt der Welt. 

Mittlerweile verdiene ich selbst und 
zahle davon ordentlich Steuern, und 
manchmal erschrecke ich sogar wie viel. 

Aber wie gesagt, mein Österreich ist mir 
das wert. 

Ich verstehe auch, dass das Budget 
dringend saniert werden muss. Schon vor 
der Krise war der Staatshaushalt nicht 
ausgeglichen, die vergangenen 35 Jahre 
jedenfalls hat kein »guter Tag mit einem 
sanierten Budget begonnen«. Durch die 
Krise stiegen die sozialen Kosten z. B. in 
der Arbeitslosenversicherung. Aber auch 
und vor allem die Stabilisierung des Fi-
nanzsystems und die Schadensbegrenzung 
haben Vater Staat und damit uns allen viel 
Geld gekostet. Jetzt gilt es zu konsolidie-
ren, rauszukommen aus den Schulden. 
Das verlangen die EU, aber auch die Ver-
nunft und die Verantwortung – schon 
jetzt leben wir in allzu vielen Bereichen 
auf Kosten unserer Nachkommen. Die 
Schulden wachsen täglich, die Zinsen, die 
wir dafür zahlen müssen, auch. 

Floriani-Prinzip

Also muss gespart werden. Darüber Ei-
nigkeit zu erzielen, ist in Zeiten wie die-
sen gar nicht einmal so schwierig – kom-
pliziert wird es erst, wenn es darum geht, 
wer genau wie sparen könnte. Da wird 
dann frei nach dem Floriani-Prinzip ar-
gumentiert: »Heiliger St. Florian, ver-
schon mein Haus, zünd das vom Nach-
barn an!« Diese Devise gilt erst recht, 
wenn es nicht darum geht, darauf zu ach-

ten, wo noch versteckte Reserven sind, 
wie man die Effizienz steigern könnte, 
welche Maßnahmen am Ziel vorbeischie-
ßen, sondern vor allem, wenn es um Steu-
ern geht. Über Steuererhöhungen bei Ta-
bak, Alkohol und Glücksspiel, wie vom 
Wirtschaftsforschungsinstitut vorgeschla-
gen, wird interessanterweise kaum mehr 
gesprochen – dabei wäre es für uns alle 
mehr nützlich als schädlich, wenn wir für 
unsere Laster ein wenig berappen müssen. 

Krise als Chance

Und heftige Abwehr vonseiten der Un-
ternehmerInnen, die wie wir alle von die-
sem Staat profitieren, gibt es auch gegen 
Vermögenszuwachssteuern, Schenkungs- 
und Erbschaftssteuern sowie Grundsteu-
ern. Hände weg von den Stiftungen wird 
gefordert und mächtige Lobbys machen 
sich gegen Finanztransaktions- und Bör-
senumsatzsteuer stark.

Eigentlich zahle ich gerne Steuern –
wenn alle den Eintrittspreis für dieses gu-
te Leben zu zahlen bereit sind. Manchmal 
habe ich aber das Gefühl, dass die auf den 
»billigen Plätzen« eigentlich mehr dafür 
auf den Tisch legen als die in den Logen. 
Das macht mich wütend, und das finde 
ich ungerecht. Dann fällt mir ein, dass 
jede Krise auch eine Chance enthält. Die-
se böte die Möglichkeit zum Fairteilen. 
Setzen wir uns dafür ein. www.fairteilen.at

Katharina Klee
Chefredakteurin

Standpunkt
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Veranstaltung

Gewerkschaft aktiv 
Ganz egal, ob Brüssel, Wien, Salzburg oder Krems, ob die Vorführung von Michael Moores neuestem Film, 
eine Diskussionsveranstaltung im Gasthaus oder eine in Brüssel, ob ein Informationsstand am Frauentag 
im Wiener Rathaus oder eine Benefizveranstaltung für Haiti – GewerkschafterInnen tun was!

ÖGB-Frauen, 8. März 2010: Stadträtin Sandra Frauenberger, ÖGB-
Frauenvorsitzende Brigitte Ruprecht, BM Gabriele Heinisch-Hosek.

vida, 14. März 2010: Mit anderen FriseurInnen sammeln die Gewerk-
schafterInnen bei »Hair Aid« Geld für ein Kinderdorf in Haiti.

ÖGB Brüssel, 8. März 2010: Podiumsdiskussion mit Bernhard Achitz, 
BM Rudolf Hundstorfer, Raimund Löw, Csaba Káncz, Gero Maass. 

Zu guter Letzt ein Bild, über das wir uns freuen: Bei seinem Wien-
Besuch studierte Günther Wallraff auch die Arbeit&Wirtschaft.

ÖGB Salzburg, 2. März 2010: Über den neuen Film von Michael Moore 
diskutieren Evelyn Regner, Othmar Karas und Siegfried Pichler.

ÖGB NÖ, Krems, 8. März 2010: ÖGB-Vizepräsidentin Sabine Oberhau-
ser diskutiert mit Interessierten zum Thema Fair Teilen. 
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 Aus AK und Gewerkschaften

�GB:

ÈIch mess den StressÇ
Online-Studie zu Arbeitszufriedenheit, Stress und Gesundheit.

GPA-djp:

All-in ist viel zu in
Immer öfter ist bei Arbeitsverträgen alles inklusive.

Die Online-Befragung »Ich mess den Stress« 
findet im Rahmen einer Forschungsarbeit 
von Julia Steurer an der Universität Wien 
statt. ÖGB, AK Wien und Humanware, 
ein Beratungsunternehmen zu Gesundheit, 
Sicherheit und Ergonomie, unterstützen 
diese Studie mit dem Ziel, aus allen Daten 
Tätigkeits- bzw. Branchenprofile zu Ar-
beitsstress und Arbeitszufriedenheit zu ge-
winnen. Selbstverständlich bleiben Ihre 
persönlichen Daten anonym! 

Was bringt Ihnen die Teilnahme? 
1. Sofort nach dem Ausfüllen – Ihr Er-
gebnis: Das Ergebnis gibt Auskunft über 
Ihr individuelles Stressprofil und ein Aus-
wertungsprofil Ihrer Arbeitszufrieden-
heit. 
2. Ihr Ergebnis-Vergleich: Nach Aus-
wertung aller Ergebnisse im Rahmen der 
Studie erhalten Sie eine zweite Auswer-

tung, die zeigt, ob Sie im Durchschnitt 
bzw. über oder unter dem Schnitt ver-
gleichbarer Personengruppen liegen. 
3. Info-Veranstaltung: Die Ergebnisse 
der Studie werden im Internet und im 
Rahmen einer Informationsveranstal-
tung präsentiert, zu der Sie eine Einla-
dung erhalten. 
4. Gewinnspiel: Unter den ersten 1.000 
Online-Fragebögen werden von der Ar-
beiterkammer Wien wertvolle Preise wie 
ein City-Bike, ein Wellness-Paket, ein  
I-Pod sowie Bücher und vieles mehr ver-
lost. 

Die Internet-Seite www.ich-mess-den-
stress.at ist von 1. März bis 15. April 2010 
aktiv.

Mehr Info zum Thema Stresspräventi-
on sowie den Online-Fragebogen unter: 

www.ich-mess-den-stress.at

Bei All-in-Arbeitsverträgen deckt ein Ge-
samtgehalt pauschal alle Arbeitszeiten 
(Mehrstunden, Überstunden ...) ab. 
Auch Aufwandsentschädigungen (Kilo-
metergeld) können enthalten sein.

All-in-Verträge können durchaus 
sinnvoll sein: für Führungskräfte und für 
hochqualifizierte ArbeitnehmerInnen, 
die ihre Arbeit und Arbeitszeiten weitge-
hend selbstständig gestalten können. In 
jedem Fall gilt das Günstigkeitsprinzip: 
Nachteile gegenüber einem klassischen 
Arbeitsvertrag sollen nicht entstehen, kol-
lektivvertragliche und gesetzliche An-
sprüche müssen jedenfalls erfüllt sein.

Nachvollziehbarkeit und Berechen-
barkeit aller Ansprüche ist das erste Kri-
terium für einen fairen All-in-Vertrag: 
Daher achten Sie auf Angabe des Min-

destgehalts ohne Überstunden laut Kol-
lektivvertrag, Aufzeichnung der tatsäch-
lichen Arbeitszeiten, eine Aufzählung, 
was im All-in-Vertrag abgegolten ist und 
was extra bezahlt wird und eine Verein-
barung, wie das All-in-Gehalt jährlich zu 
erhöhen ist.

Die GPA-djp steht Ihnen als kompe-
tenter Partner für ein ausführliches Bera-
tungsgespräch zur Verfügung. Alle Ange-
stellten, die einen solchen Vertrag bekom-
men oder bereits unterschrieben haben, 
können diesen von GPA-djp-ExpertInnen 
überprüfen lassen. Vereinbaren Sie einen 
Beratungs-Termin unter 05 03 01-301.

Überprüfen Sie Ihren Arbeitsvertrag 
online: 

scripts.gewerkschaften-online.at/GPA/
allin_check/seite1.php
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Arbeiterkammer:

Wohnen muss leistbar sein!
Jüngere ArbeitnehmerInnen-Haushalte sind durch hohe Mieten extrem belastet.

PRO-GE:

Steuer gegen Armut
Globale Unterschriftenaktion für die Einführung einer Finanztransaktionssteuer.

Vernetzung:

Global denken & handeln
Lehrgang für starke globale Zusammenarbeit.

Junge Familien müssen durchschnittlich 
43 Prozent des monatlichen Haushalts-
Nettoeinkommens für die Miete zahlen, 
wenn sie in den vergangenen fünf Jahren 
eine Altbauwohnung (Richtwertmiete) 
in Wien gemietet haben. Sie sind mehr 
als doppelt so stark belastet wie der Mie-
terInnen-Durchschnitt (20 Prozent). Das 
zeigt eine Befragung von rund 200 Mie-
terInnen, die das Institut für empirische 
Sozialforschung (IFES) für die AK durch-
geführt hat.

Hinzu kommen beim Einziehen in 
die Wohnung oft noch eine hohe Mak-
lerprovision und eine Kaution. Schuld an 
den überteuerten Mieten ist das unwirk-
same Richtwertmietensystem. Wegen der 
undefinierten Zuschläge, die nicht ein-
mal im Mietvertrag angegeben werden 
müssen, gibt es keine wirksame Mieten-
begrenzung. 

Aufgrund der hohen Nachfrage nach 
Mietwohnungen können die Vermieter 
auch die hohen Mieten durchsetzen. Die 

AK-Studie ergab auch, dass befristete 
Mieten genauso teuer sind wie unbefris-
tete. Das zeigt deutlich, dass das Richt-
wertsystem nicht funktioniert, denn 
e igentlich gibt es für befristete Miet-
verträge einen Abschlag von 25 Prozent, 
der aber offensichtlich von den Vermie-
tern ignoriert wird. 

Mehr Infos zum Thema Bauen & 
Wohnen:

www.arbeiterkammer.at/konsument/ 
bauenundwohnen.htm

Zahlreiche Organisationen, darunter auch 
die PRO-GE, sind die TrägerInnen einer 
globalen Unterschriftenaktion mit der 
Forderung nach der Einführung einer Fi-
nanztransaktionssteuer. 

Bis zum G20-Gipfel im Juni 2010 in 
Toronto können Menschen auf der 
ganzen Welt einen offenen Brief an die 
Regierungschefs der G20 unterschrei- 
ben und die Regierungschefs auffordern, 

eine Finanztransaktionssteuer einzu-
führen. 

»Eine Finanztransaktionssteuer ist ei-
ne Steuer mit Mehrwert«, sagt Rainer 
Wimmer, Bundesvorsitzender der Ge-
werkschaft PRO-GE: »Sie bringt nicht 
nur neue Budgetmittel, sondern er-
schwert auch nachhaltig die Bildung von 
Finanzblasen, stabilisiert die Preise und 
schafft mehr Steuergerechtigkeit.« Zu-

dem könnten die daraus gewonnenen 
Gelder etwa zur Armutsbekämpfung ein-
gesetzt werden. In Europa und weltweit 
gibt es bereits mehrere Kampagnen, wel-
che die Einführung der Finanztransakti-
onssteuer fordern. Die globale Unter-
schriftenaktion an die G20 ergänzt und 
verbindet die vielen Kampagnen. 

Jetzt unterschreiben: 
www.makefinancework.org/?lang=de

Während multinationale Konzerne globale 
Strukturen geschickt ausnutzen, um ihre 
Profite immer weiter zu steigern, indem 
sie ihre Produktionen in Billiglohnländer 
auslagern, verlieren ArbeitnehmerInnen 
hier wie dort: Schon die Drohung, Pro-
duktionen zu verlagern, macht Gewerk-
schaften und ganze Staaten erpressbar. 
Ein Wettlauf nach unten ist die Folge. 
Mit dem Projekt »Menschenwürdige Ar-
beit für menschenwürdiges Leben« von 

weltumspannend arbeiten – ÖGB und  
Südwind in Kooperation mit dem VÖGB 
– soll dieser Entwicklung entgegenge-
wirkt werden. In einem Lehrgang sollen 
GewerkschafterInnen für die Notwendig-
keit von globalem Denken und Handeln 
sensibilisiert und dazu aktiviert werden, 
das in ihre Arbeit einzubauen. Dafür wer-
den die TeilnehmerInnen mit Hilfe von 
MentorInnen Strategien gegen die Aus-
beutung von ArbeitnehmerInnen auf glo-

baler Ebene erarbeiten. Die internationa-
le Vernetzung wird durch die Einbindung 
von Gästen aus verschiedenen Ländern 
gefördert. Der Lehrgang wird in Strobl 
am Wolfgangsee abgehalten und besteht 
aus sieben zweitägigen Modulen, die sich 
über den Zeitraum September 2010 bis  
Juli 2011 erstrecken. 

Informationen zum Kursprogramm 
und zur Anmeldemöglichkeit gibt es unter:

www.fairearbeit.at
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Interview

Interview vom 9. März 2010

Arbeit&Wirtschaft: Herr Professor Ai-
ginger, in der eben veröffentlichten WI-
FO-Studie »Optionen zur Konsolidie-
rung der öffentlichen Haushalte in Ös-
terreich« schätzen Sie den 
Konsolidierungsbedarf auf zehn Mrd. 
Euro bis 2013 – wie setzt sich diese Sum-
me zusammen?

Karl Aiginger: Die Budgets waren schon 
vorher nicht ausgeglichen und wurden 
durch die Krise noch stärker defizitär. Die 
Zinszahlungen machen jetzt 7,5 Mrd. Eu-
ro aus und werden – wenn wir nichts tun 
– auf elf Mrd. Euro steigen. Das hieße 
dann, dass ca. ein Drittel der Lohnsteuer 
jedes Jahr für Zinszahlungen draufgeht. 
Wir müssen konsolidieren, auch aus eige-
nem Interesse nicht nur wegen EU und 
Stabilitätspakt. Das ist zwar eine wichtige 
Außenkontrolle, aber es geht auch um un-

ser Wohl und unsere Zukunft. Die zehn 
Mrd. entstehen konkret, wenn wir von 
heute 4,7 Prozent Defizit bis 2013 unter 
drei Prozent kommen wollen. Insofern ist 
das eine politische Entscheidung, getragen 
und unterstützt durch EU-Regeln. Da hat 
der Finanzminister ein wenig Spielraum.

Was gilt es also, Ihrer Meinung nach  
jetzt zu tun?

Unser Rezept lautet, in der Krise Gas ge-
ben, investieren. Aber nach der Krise muss 
saniert werden. Wir müssen primär schau-
en, wo es Effizienzreserven gibt. Also Aus-
gaben, die nicht sehr sinnvoll sind und 
noch dazu eher den höheren als den nied-
rigen Einkommensschichten zugute kom-
men. Als zweites können wir dann fest-
stellen, ob es eine Ergänzung auf der Steu-
erseite braucht. Falls wir sie brauchen, 
gestalten wir sie so, dass wir zunächst die 
Defizite beheben, dann aber später den 

Faktor Arbeit entlasten. Wenn es sehr viel 
mehr Gerechtigkeit geben soll, dann kann 
die Wirtschaftspolitik eine Steuerstruktur-
reform prinzipiell auch unabhängig vom 
Konsolidierungsbeitrag vornehmen. Hö-
here Steuern auf Vermögenszuwachs und 
Energie, und mit den Erträgen den Faktor 
Arbeit entlasten - so hätten wir dann ein 
besseres und gerechteres Steuersystem, das 
auch noch Beschäftigung schafft.

Wir haben derzeit drei Probleme in 
Österreich: das Budgetproblem, das Ar-
beitslosenproblem und die geringen Zu-
kunftsinvestitionen. Das ist eine wirk-
liche politische Gestaltungsaufgabe. 
Wenn wir das Budget konsolidieren und 
nicht auf die Beschäftigung achten, wird 
die Arbeitslosigkeit intolerabel hoch und 
kostet über die Arbeitslosenversicherung 
wiederum sehr viel Geld. D. h. man muss 
bei der Konsolidierung darauf achten, 
arbeitsfördernde Maßnahmen zu verstär-
ken und jene Sachen, die für den Faktor 

Z u r  P e r s o n

Prof. Mag. Dr. Karl Aiginger
geboren am 23. Oktober 1948, ist seit 2005 Leiter des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung (WIFO).

1966–1974 Studium  der Volkswirtschaftslehre an der Universität Wien. 1974 Dissertation »Entrepreneurial Decision 
Making«. 1978 Purdue University, Indiana, USA. 1982 Gastprofessor an der Stanford University, CA, USA. 1984 Habilitati-
on: »Production Theory under Uncertainty«. 1975–1992 Herausgeber der »Empirica – Austrian Economic Papers«. 1991 
Gastprofessor am M.I.T., Boston, MA, USA. 1993–2000 Mitglied des Aufsichtsrates der ÖIAG. 2002 Gastprofessor Stanford 
University, School of Business, USA. 1984–1987, 1996–1998, 2002–2005 stv. Leiter des WIFO. Seit 1992 Gastprofessor, 
Honorarprofessor Universität Linz. Seit 1998 Gutachter für Economic Journal, European Economic Review, Journal of In-

dustrial Economics, Austrian Economic Papers und andere, Lead Manager und Mitautor des jährlichen »European Competitiveness Report« für 
die Europäische Kommission. Vorlesungen an der Universität Wien, Wirtschaftsuniversität Wien, Technische Universität Wien, Universität von 
Hunan (China), Webster University. Seit 2000 Herausgeber des Journal of Industry, Competition and Trade. Seit 2006 Gastprofessor WU Wien.

Jetzt Gas geben ...
WIFO-Chef Karl Aiginger über die Chancen einer ausgewogenen  

Budgetkonsolidierung, fehlende Kinderbetreuung und strategische Privatisierungen.
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Wir müssen heuer darauf schauen, dass wir mit dem Impuls-
paket die Konjunktur stabilisieren, und bei der Konsolidierung 
sehr aufpassen, dass sie nicht naiv, nicht quer durch den 
 Gemüsegarten gemacht wird, sondern strategisch und weder 
Zukunftsinvestitionen noch Sozialnetz vernachlässigt. 
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Arbeit nicht so wichtig sind in den Hin-
tergrund zu stellen.

Wie könnte das aussehen?

Man muss die Menschen besser qualifi-
zieren, ihnen die Möglichkeit geben, von 
einem Job, in dem es keine Nachfrage 
mehr gibt, zu einem Job zu wechseln, in 
dem sie Chancen haben. Es werden Kin-
derbertreuerInnen, LehrerInnen, Techni-
kerInnen, Pflegepersonal gesucht. Die Ar-
beitsmarktstrategie muss qualifizierte Ar-
beitsplätze bringen.

Wenn das gelingt, könnte es sein, dass 
wir nach der Krise mehr Arbeitsplätze ha-
ben als vorher. Die Konsolidierung könnte 
eine Chance sein, Effizienzreserven zu he-
ben, die wir nie heben konnten.

Können Sie uns Beispiele für Effizienz-
reserven nennen?

Laut Rechnungshof ist das Heeresspital in 
Wien zu fünf Prozent ausgelastet, rechnet 
man großzügig zu zwanzig Prozent. An-
dere Wiener Spitäler sind auch unausge-
lastet und da gibt es dieses große Spital 
auf einem noch größeren Grundstück in 
bester Lage. So etwas ändert sich nur, 
wenn wirklich gespart werden muss. In 
den Rechnungshofberichten sind viele sol-
che Beispiele zu finden. 

Oder die Hacklerregelung: Wir wissen 
mittlerweile, dass die Hacklerpensionen 
nicht physisch schwer belasteten Personen 
mit frühem Berufsantritt zugute kommen, 
sondern Beamten. Viele Beamte haben für 
die Hacklerpension zu wenig Jahre geha-
bt. Daraufhin wurde die Regel gemacht, 
dass man die Jahre nachkaufen kann. Da-

mit sich die Beamten das besser leisten 
können, ist dieser Nachkauf auch noch 
steuerlich abschreibbar. 

Nichts von all dem ist ohne Grund 
entstanden, die Frage ist nur, ob es heute 
noch Sinn ergibt. Eine Budgetkonsolidie-
rung bietet die Chance so etwas aufzuzei-
gen und somit eine gute Möglichkeit, sol-
che Missstände zu beheben. 

Die Krise macht den Menschen Angst, 
ihren Arbeitsplatz zu verlieren.

Internationale Studien zeigen, dass Kon-
solidierungen nicht Arbeitsplätze kosten 
müssen, wenn die Strategie insgesamt aus-
gewogen ist und als solche akzeptiert wird. 
In Schweden und Finnland gab es in den 
1990er-Jahren starke Einschnitte – we-
sentlich stärkere als derzeit in Österreich 
notwendig – aber sie wurden in einem 
Gesamtpaket umgesetzt und als glaubwür-
dig empfunden, um aus der Krise heraus-
zukommen. Es wurden primär Ausgaben 
gekürzt, ergänzend Steuern temporär er-
höht und es wurde in Ausbildung und 
Forschung investiert, also jene Bereiche, 
die zukünftig für Wachstum und Wettbe-
werb wichtig sind. 

Das schlagen auch wir vor. Wir haben 
in der Strategie vor Konsolidierungsbe-
ginn noch ein Impulspaket zugeschaltet 
und während der Konsolidierung eine Ak-
tivkomponente. Impulspaket heißt: Je hö-
her die Wachstumsdynamik am Beginn, 
desto geringer sind Arbeitslosigkeit und 
auch Konsolidierung selbst. Gelingt es uns 
also, heuer das Wachstum auf 1,5 plus 
oder zwei Prozent zu heben, dann ist schon 
das heurige Defizit niedriger und die po-
sitive Wirkung setzt sich fort. 

Wie könnte dieses Impulspaket aus-
sehen?

Wir würden einen Umfang von ein bis 
eineinhalb Mrd. Euro vorschlagen. Da 
müsste man sich zuerst um mehr Kinder-
betreuungseinrichtungen kümmern, die 
fehlen total, mit Qualifikationsmaß-
nahmen für BetreuerInnen. Die Ganztags-
schulen haben zu wenig Lehr- und Betreu-
ungskräfte. Darüber hinaus müsste man 
Umschulung und thermische Sanierung 
fördern. Die eigentliche Konsolidierungs-
periode sollte 2011 beginnen und 2013 
abgeschlossen sein. Wenn wir zwei Mrd. 
Euro pro Jahr sparen müssen, sollten wir 
die Summe höher ansetzen, also zweiein-
halb oder drei Mrd. Euro, um einen Pol-
ster zu haben für Zukunftsmaßnahmen, 
also Kinderbetreuung und  Energie.

Sie betonen die Bedeutung der Kinder-
betreuung – ist es tatsächlich so, dass die 
mangelnde Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie, das Budget belastet?

Ich kenne keine Frau, die einen qualifi-
zierten Beruf hat, die wirklich lange zu 
Hause bleiben will. Ich kenne aber viele 
Frauen, die zwei, drei Jahre zu Hause blei-
ben, weil es nicht anders geht. Das reicht 
schon, um manche Karriere empfindlich 
zu dämpfen. Kommt dann noch ein 
zweites Kind, sind das sechs Jahre. Nach 
dieser Zeit ist die gute Qualifikation um 
50 Prozent abgewertet. Das ist kein reines 
Frauenproblem, die Qualifikation hat uns 
allen Geld gekostet. Es geht um die Nut-
zung des Humankapitals. Es ist natürlich 
auch eine Gerechtigkeitsfrage – aber es ist 
eben auch eine ökonomische Frage.
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Im Konsolidierungs-Papier werden auch 
Privatisierungen angeregt. Müssen wir 
nun das Familiensilber  verscherbeln?

Die Idee ist folgende: Um ein Unterneh-
men zu beherrschen, braucht man 25 Pro-
zent Beteiligung. Manchmal 50 Prozent 
– dann, wenn das Risiko besteht, dass ein 
anderer 75 Prozent hat. Wir haben ausge-
rechnet, dass wenn man bei allen Unter-
nehmungen, die in Staatsbesitz sind, auf 
50 Prozent geht, kann man acht Mrd. Eu-
ro Privatisierungserlöse erzielen, bei 25 
Prozent 25 Mrd. Euro. Das ergibt jähr-
liche Zinsersparnisse in der Höhe von 300 
Mio. bis eine Mrd. Euro. 

Ich würde es nicht Verscherbeln von 
Familiensilber nennen – ich sehe es als 
Verscherbeln von Familiengold, wenn wir 
zu wenig Geld für Kinderbetreuung, Bil-
dung und Forschung haben. In Zeiten, 
wo Geld gebraucht wird, muss der öffent-
liche Eigentümer sich einfach überlegen, 
ob er höhere Anteile als zur strategischen 
Beherrschung eines Unternehmens not-
wendig halten will, und dann kein Geld 
für Kinderbetreuung und Schulen hat. 

Das zweite Argument für Privatisie-
rungen ist, dass erfahrungsgemäß privati-
sierte Firmen stark wachsen und höhere 
Dividenden ausschütten als vorher. Die 
OMV hat sich bis zur Privatisierung da-
rauf konzentriert, möglichst viele Tank-
stellen in Österreich zu haben. Seit ein 
arabischer Partner mit 25 Prozent dabei 
ist, der auf Internationalisierung und hö-
here Dividenden drängt, haben sich Um-
sätze und Dividenden drastisch erhöht. 
Die OMV bringt heute dem Staat mit 
einem wesentlich kleineren Anteil an Ei-
gentum eine höhere Dividende und eine 
höhere Körperschaftssteuer. 

Ich halte intelligente »Teil-Privatisie-
rungen« für durchaus sinnvoll, aber letzt-
endlich muss die Politik entscheiden. Wir 
waren überrascht, wie viel Privatisierungs-
potenzial da ist, ohne dass der Staat die 
strategische Führung an einem Einzelun-
ternehmen verlieren würde. 

Auf der Einnahmenseite gibt es ja schon 
länger Vorschläge des WIFO, wie etwa 
die Erhöhung der Steuern auf Emissi-
onen, Glücksspiel, Alkohol, Tabak ...

Dass die Tabaksteuer nicht erhöht wird ist 
unverständlich. Der Staat hat einen Min-
destpreis »verordnet« damit Jugendliche 
nicht zu rauchen beginnen. Dieser wurde 
von der EU-Kommission aufgehoben. Sie 
empfiehlt eine Erhöhung der Tabaksteuer, 
die in Österreich deutlich niedriger ist. 
Rund um die Raucherei wird viel Irratio-
nales gemacht. Ich könnte mir auch eine 
Steuer auf Raucherbereiche in den Loka-
len vorstellen – und ich bin selbst  Raucher.

Tabaksteuer, aber auch Mineralölsteu-
er haben den Nachteil, dass sie sozial re-
gressiv sind, also die niedrigen Einkom-
men höher betreffen, aber das muss man 
abgelten. Da könnte man einen Tausch 
machen, indem man die Sozialversiche-
rungsbeiträge für niedrige Einkommen 
senkt und Mineralöl-, Tabak-, Alkohol- 
und Glücksspielsteuer erhöht. Damit hät-
te der Staat höhere Einnahmen, eine bes-
sere ökologische, eine bessere gesundheit-
liche Wirkung und sozial kann ich es da-
mit überkompensieren. Hier gibt es aber 
sehr starke Lobbys. 

Wir sind auch für eine Vermögenszu-
wachssteuer. Es ist nicht einzusehen, wa-
rum ein Sparbuch besteuert wird, ein Ak-
tiengewinn aber nicht. Stiftungen sollen 
langfristig an die übrigen Kapitalgesell-
schaften angeglichen werden. Das ein-
fachste wäre, von jeder Stiftung einen so-
zialen Beitrag zu verlangen – das ist ja der 
ursprüngliche Grund für die günstigere 
Besteuerung. 

Sie raten aber von einer Mehrwersteu-
ererhöhung ab.

Da sind wir absolut dagegen. Die Mehr-
wertsteuer ist schon relativ hoch. Sie 
könnte rechtlich noch erhöht werden, aber 
sie ist regressiv. Die unteren Einkommen 
zahlen sehr viel mehr, und sie senkt den 
Konsum. Das brauchen wir gerade jetzt 
gar nicht. Wir sagen ein absolutes Nein 
zu einer Umsatzsteuererhöhung und zu 
einer Erhöhung der Sozialversicherungs-
beiträge. Die übrigen Bereiche allein er-
geben genug Erlös. Drei Mrd. Euro wären 
durch eine Finanztransaktionssteuer und 
eine Vermögenszuwachssteuer möglich 

sowie mit Steuern, die das Klima verbes-
sern und nicht die niedrigen Einkom-
mensschichten betreffen. 

Stichwort: Finanztransaktionssteuer.

Die Finanztransaktionssteuer wäre absolut 
sinnvoll. Schon deswegen, weil sie die Zahl 
der Finanztransaktionen im Verhältnis zu 
den Realtransaktionen reduziert und weil 
sie jene Finanztransaktionen belastet, in 
denen öfter spekuliert wird. Im 
schlechtesten Fall hat man eine Steuer-
quelle ohne wesentliche negative Wir-
kungen auf Konsum, Investitionen etc. 
Die Finanztransaktionssteuer spüren die 
BürgerInnen nicht. Im Fall einer Bör-
senumsatzsteuer würden wir empfehlen, 
sie mit den Nachbarländern abzustim-
men. Wenn Frankfurt dabei ist, fühl ich 
mich sehr wohl. Wenn die Slowakei nicht 
dabei ist, fühle ich mich sehr unwohl. 

Ist die Talsohle der Krise durchschritten?

In der Produktion ist die Talsohle höchst-
wahrscheinlich durchschritten. Der Auf-
schwung ist allerdings sehr zart und es 
kann immer wieder Rückschläge geben. 
Die Wahrscheinlichkeit eines großen 
Rückschlags ist aber sehr klein. 

Ich glaube zwar, wir haben aus der Kri-
se immer noch nicht genug gelernt, aber 
wir sind wenigstens vorsichtiger geworden. 
Vielleicht bin ich zu optimistisch. Wir 
müssen heuer darauf schauen, dass wir mit 
dem Impulspaket die Konjunktur stabili-
sieren, und bei der Konsolidierung sehr 
aufpassen, dass sie nicht naiv, nicht quer 
durch den Gemüsegarten gemacht wird, 
sondern strategisch. Sie soll weder Zu-
kunftsinvestitionen noch Sozialnetz ver-
nachlässigen, die Steuerstruktur soll ar-
beitsplatzfördernd werden, die Ausgaben 
effizient und wachstumsfreundlich. 

Wir danken wir das Gespräch.

Katharina Klee für Arbeit&Wirtschaft

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Redaktion

aw@oegb.at

W e b l i n K s

WIFO-Konsilidierungsstudie:
tinyurl.com/yhavr6n
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Historie

Wien war ab 1922 ein eigenes Bundesland. Unter 

anderem errichtete das sozialdemokratisch regier-

te »rote Wien« von 1923 bis 1933 rund 65.000 neue 

Wohnungen. Erstmals konnte so ein großer Teil der 

Bevölkerung in einer Umgebung mit »Licht, Luft 

und Sonne« leben – ein alter Traum der Arbeite-

rInnenbewegung. Das Bauprogramm wirkte sich 

außerdem positiv auf den Arbeitsmarkt aus: Die 

Arbeitslosigkeit war in Wien im Vergleich deutlich 

geringer als in anderen Bundesländern.

Ein Anteil von über 50 Prozent an Erträgen aus Bun-

dessteuern im Finanzausgleich und ein verteilungs-

politisches Maßnahmenpaket der Gemeinde schu-

fen die Voraussetzungen für die Finanzierung der 

Sozial- und Bildungsinitiativen und speziell auch 

des Wohnbauprogramms:

Da ist zunächst eine progressiv gestufte und zweck-

gebundene allgemeine Wohnbausteuer zu nennen. 

Das heißt, zu dieser Gemeindesteuer mussten alle 

MieterInnen beitragen, aber in erster Linie wurden 

die wohlhabenden Schichten zur Kasse gebeten: 

Die Besitzer von nur einem halben Prozent aller 

Wiener Mietobjekte hatten mehr als 44 Prozent der 

Wohnbausteuersumme aufzubringen. So konnten 

die Mieten niedrig gehalten werden. Der noch von 

der kaiserlichen Stadtverwaltung 1917 eingeführte 

Mieterschutz wurde nicht unterlaufen.

Eine weitere verteilungspolitische Maßnahme war 

die Besteuerung von überdurchschnittlich hohem 

Lebensaufwand. Wer sich Luxusrestaurants, Pfer-

derennen und viele Dienstboten leisten konnte, 

musste dafür eine zusätzliche Abgabe entrichten.

Wichtig war auch das Bremsen der Spekulation mit 

Grundstücken. Im Gegensatz zu anderen europä-

ischen Großstädten (unabhängig davon, ob sie 

»links« oder »rechts« regiert wurden) hatte die 

Stadtverwaltung des »roten Wien« kein weitrei-

chendes Enteignungsrecht, sie musste also die 

Grundstücke für die Wohnhausanlagen am Markt 

kaufen. Allerdings bremsten der Mieterschutz und 

eine städtische Wertzuwachssteuer die Bodenspe-

kulation. Die Preise sanken dadurch massiv, Wien 

konnte die für die Gemeindebauten benötigten 

Grundstücke günstig erwerben. 

Verantwortlich für die wirtschafts- und finanzpo-

litischen Maßnahmen zum Lastenausgleich zwi-

schen »Reich« und »Arm« war Finanzstadtrat Hugo 

Breitner, einer der Gründer der Freien Gewerk-

schaft der Bankbeamten. Er wurde von den geg-

nerischen Parteien heftig angegriffen und einer 

antisemitischen Hetzkampagne ausgesetzt. Man 

warf ihm »Steuersadismus« und »Wohnungsbol-

schewismus« vor. 

Die »große Depression« bot der rechts-konserva-

tiven Bundesregierung den Vorwand, dem »roten 

Wien«, seiner Verteilungspolitik und seinem Wohn-

bauprogramm die finanzielle Basis zu entziehen: 

Zusätzlich zum Rückgang der Landes- und Gemein-

deabgaben in der Wirtschaftskrise gingen 1931 

durch eine Neuverteilung der Mittel 20 Prozent der 

Bundessteuern verloren. Die beginnende Diktatur 

verfügte dann 1933 noch die Zahlung eines hohen 

»Lastenausgleichs« an den Bund. Das Projekt »rotes 

Wien« war so am Ende, bevor es die Diktatur 1934 

ganz zerstörte. 

Dr. Brigitte Pellar

brigitte.pellar@aon.at

Licht, Luft, Sonne
Hugo Breitner und die Finanzierung der Wiener Gemeindebauten 

durch ein verteilungspolitisches Maßnahmenpaket.
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Hugo Breitner, Finanzstadtrat des »roten Wien« bis 1932 (hier sein Denkmal im Hof  
des nach ihm benannten Wiener Gemeindebaus), emigrierte 1936 unter dem Druck  
der austrofaschistischen Diktatur und lebte bis zu seinem Tod 1946 in den USA.  
robert  Danneberg, sein Nachfolger bis 1934, wurde 1941 im KZ Auschwitz ermordet.
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Um-Fair-teilung
UnternehmerInnen- und Kapitaleinkommen haben in den vergangenen zehn 

Jahren stark zugenommen, während die Lohnquote gesunken ist. 

Autor: Dr. Günther Chaloupek

 
Leiter der wirtschaftswissenschaftlichen 

Abteilung der AK Wien

I
n der vor kurzem veröffentlichten 
Studie des Instituts für Wirtschafts-
forschung (WIFO) »Umverteilung im 
Wohlfahrtsstaat« wurde versucht, ein 

möglichst umfassendes Bild der Verteilung 
der Einkommen bzw. des wirtschaftlichen 
Wohlstandes zu geben. Der unzweifelhafte 
Wert dieser Studie liegt darin, dass sie zeigt, 
dass durch die Umverteilungsfunktion des 
Staates (Steuern und Abgaben einerseits, 
Sozialtransfers und Dienstleistung ande-
rerseits) die wirtschaftliche Ungleichheit 
deutlich reduziert wird. 

Kapitaleinnahmen sind gestiegen

Die WIFO-Umverteilungsstudie bezieht 
sich jedoch ausschließlich auf die un-
selbstständig Beschäftigten (inklusive 
PensionistInnen). Begründet wird diese 
Beschränkung mit der unzureichenden 
Qualität der Einkommensdaten für 
Selbstständige und Kapitalerträge. 
Gleichzeitig wird behauptet, dass sich das 
Bild unter Einbeziehung dieses Teils der 
Bevölkerung nicht wesentlich ändern 
würde. Gerade die letztere Behauptung 
vermag jedoch nicht zu überzeugen. Ei-
nerseits wird durch die Einschränkung 
auf die Löhne und Gehälter bei der pri-
mären personellen Einkommensvertei-
lung das Ausmaß der Einkommensun-
gleichheit in der Gesellschaft erheblich 
unterschätzt, da der überwiegende Teil 

der hohen Einkommen von Einkünften 
aus Gewerbebetrieben, freiberuflicher Tä-
tigkeit und aus Kapital- und Grundbesitz 
stammt. Von den gesamten Einkommen 
der 1.369 Personen, die 2006 lt. Einkom-
mensteuerstatistik in Österreich ein Ein-
kommen von mehr als 500.000 Euro im 
Jahr bezogen haben, entfielen mehr als 80 
Prozent auf diese Einkunftsarten. Die Da-
ten aus der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung zeigen, dass Unterneh-
merInnen- und Kapitaleinkommen in 
den vergangenen zehn Jahren stark zuge-
nommen haben, während die Lohnquote 
gesunken ist (funktionelle Einkommens-
verteilung).

In der WIFO-Studie wird aufgezeigt, 
dass sich in diesen zehn Jahren Löhne und 
Gewinne noch weiter auseinanderentwi-
ckelt haben. Die Steuerbelastung der Löh-
ne ist von 14,5 Prozent 2000 auf 15,4 
Prozent 2007 gestiegen, während die Be-
lastung der Selbstständigeneinkommen 
und der Kapitalerträge von 13,5 Prozent 
auf 10,3 Prozent gesunken ist.

Aus Einkommens-, Körperschafts- 
und Kapitalertragssteuern konnten vor 
zehn Jahren noch acht Prozent der gesam-
ten Staatsausgaben finanziert werden, 
2009 waren es nur noch 6,7 Prozent – und 
das, obwohl die wirtschaftliche Bezugs-
größe dieser Steuern deutlich überpropor-
tional zugenommen hat.

Selbstständige und Sozialstaat 

Die jüngste Wirtschaftskrise hat wieder 
gezeigt, dass die Unternehmerseite in sol-
chen Situationen keine Scheu hat, vom 
Staat finanzielle Hilfe zu verlangen, wäh-
rend sie bei der Bewältigung der budge-

tären Folgekosten für die Kürzung von 
Staatsausgaben, bevorzugt von Sozial-
transferzahlungen, und gegen Steuererhö-
hungen plädiert. 

Subventionen und Sozialleistungen

Aufseite der Industriellenvereinigung, wel-
che die Interessen der Kapitalgesellschaften 
vertritt, liegt dem ein klareres Kalkül zu-
grunde, da Kapitalgesellschaften nicht 
Empfängerinnen von Sozialleistungen 
sind. Sehr wohl sind diese Unterneh-
mungen aber Empfänger von Unterneh-
menssubventionen. Anders geartet sind 
hingegen die Interessenlagen der Wirt-
schaftskammer Österreich (WKÖ) und 
der Landwirtschaftskammer. Die WKÖ 
vertritt die Gesamtheit der etwa 300.000 
Gewerbetreibenden, die nicht nur in Kri-
senzeiten staatliche Subventionen erhalten 
und stark von Sozialleistungen profitieren. 
In der Landwirtschaft wird mehr als die 
Hälfte des aktiven Erwerbseinkommens 
aus Staatssubventionen erzielt, dazu kom-
men Pensionen und andere Sozialleistun-
gen. Wenn WKÖ und Landwirtschaft den-
noch immer wieder für »Einsparungen bei 
den Sozialleistungen« eintreten, so ge-
schieht dies in der Hoffnung, dass die ei-
genen Sozialleistungen davon nicht betrof-
fen sein werden – was bisher in erstaun-
lichem Maß der Fall war.

Dass es den Interessenvertretungen der 
Selbstständigen bisher weitgehend gelun-
gen ist, aus den wiederholten Spardiskus-
sionen relativ ungeschoren davonzukom-
men, hängt vor allem damit zusammen, 
dass es bei ihren Sozialleistungen um ab-
solut gesehen geringere Beträge geht als 
bei den Unselbstständigen, und sie sich 
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immer wieder als ärmer darstellen als es 
ihrer tatsächlichen wirtschaftlichen Lage 
entspricht.

Beispiel Selbstständigenpensionen

Von den 2,15 Mio. Pensionen (Pensions-
versicherung, exkl. Beamtenpensionen, 
alle Zahlen für 2008) entfielen fast 
350.000 auf früher selbstständig Erwerbs-
tätige (Gewerbetreibende, Freiberufle-
rInnen, Bauern). Mit 16 Prozent aller Pen-
sionen liegt der Anteil der Selbstständigen 
hier höher als ihr Anteil an den Erwerbs-
tätigen (10,8 Prozent). Die Altersversor-
gung der Selbstständigen beruht also 
ebenso auf einem staatlich organisierten, 
selbstverwalteten System wie jene der Ar-
beitnehmerInnen. Eine offenkundige Un-
gleichheit zu den ArbeitnehmerInnen be-
steht allerdings in der Finanzierung der 
Pensionen. Bei den ArbeitnehmerInnen 
kommt diese zu etwa 87 Prozent aus lohn-
bezogenen Abgaben. Bei den Selbststän-
digen werden nur etwa 30 Prozent der 
Pensionen aus einkommensbezogenen 
Beiträgen finanziert, dagegen 70 Prozent 
aus allgemeinen Steuermitteln (sog. »Bun-
deszuschuss«). Ein gewisser Teil des Un-
terschieds kann durch die hohe und im-
mer noch steigende Pensionsbelastungs-
quote (PensionsbezieherInnen in Prozent 
der aktiven BeitragszahlerInnen) in der 
Landwirtschaft und durch die Auswir-
kung der »Wanderversicherung«1 erklärt 
werden. Ein erheblicher Teil des Bundes-
zuschusses resultiert jedoch daraus, dass 
die Beitragsprozentsätze der Selbststän-

digen geringer sind als jene der Arbeitneh-
merInnen. Während 22,8 Prozent vom 
Lohn und Gehalt (bis zur Höchstbeitrags-
grundlage) als Beitrag zur Pensionsversi-
cherung zu entrichten sind, beträgt der 
entsprechende Prozentsatz 2010 für Ge-
werbetreibende (nach GSVG) 16,25 Pro-
zent, für Bauern sogar nur 15 Prozent. Der 
Beitragssatz nach GSVG wird bis 2015 
auf 17,5 Prozent angehoben, würde aber 
dann dauerhaft deutlich unter jenem nach 
ASVG (Unselbstständige) bleiben. Eine 
solche Bevorzugung entbehrt jeder öko-
nomischen oder sozialpolitischen Begrün-
dung, seit die früher für die Pensionsver-
sicherung der Selbstständigen gewidmete 
Gewerbesteuer abgeschafft wurde.

Wenn die Unternehmerseite derzeit 
das hohe Defizit des Familienlastenaus-
gleichsfonds kritisiert, ist dazu zu bemer-
ken, dass die Leistungen des Fonds immer 
stärker auch von Selbstständigenhaushal-
ten in Anspruch genommen werden kön-
nen, während bei der Finanzierung des 
Fonds der Anteil der lohnbezogenen Bei-
träge mit über 75 Prozent heute deutlich 
höher ist als vor zehn oder 20 Jahren. 

Landwirtschaft

Die Beurteilung der Einkommenssituati-
on in der Landwirtschaft ist deshalb be-
sonders schwierig, weil fast zwei Drittel 
aller 187.000 landwirtschaftlichen Be-
triebe nur eine Nebenerwerbsquelle sind. 
Allerdings gibt es unter den hauptberuf-
lichen Landwirten eine wachsende Zahl 
mit guter Einkommenssituation, denen 
gegenüber der Anspruch gerechtfertigt ist, 
dass sie so viel Steuer und Sozialversiche-
rungsbeiträge von ihrem Einkommen zah-

len wie unselbstständig Beschäftigte. Al-
lein die Sonderform der pauschalierten 
Einkommensermittlung bringt den Land-
wirten einen Vorteil von 200 Mio. Euro 
pro Jahr und reduziert ihre Einkommen-
steuerleistung auf nur 35 Mio. Landwirte 
zahlen demnach nur 15 Prozent von dem 
an Einkommensteuer, was Normalbürge-
rInnen bei gleichem Einkommen zahlen. 

Resümee

Seit dem Jahr 2000 sind die Kapitalein-
kommen und die Einkommen der Selbst-
ständigen viel stärker gestiegen als die Löh-
ne und Gehälter. Die soziale Sicherheit der 
Selbstständigen beruht ebenso auf staatlich 
organisierten Systemen wie jene der Ar-
beitnehmerInnen, wird aber in weit gerin-
gerem Ausmaß durch eigene Bei trags leis-
tungen finanziert. Dies sind wesentliche 
Fakten, die bei kommenden Diskussionen 
über Budgetkonsolidierung gebührend zu 
berücksichtigen sein werden.

W e b l i n K

WIFO-Umverteilungsstudie:
tinyurl.com/yazm6es
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In der Landwirtschaft wird mehr als die Hälfte 
des aktiven Erwerbseinkommens aus Staats-
subventionen erzielt, dazu kommen Pensionen 
und andere Sozialleistungen.

1  Die meisten Gewerbetreibenden beginnen ihre Berufslaufbahn als 
ArbeitnehmerInnen, z. B. im Betrieb der Eltern.
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Autor: Dr. Franz Mangelberger

 
Freier Journalist

W
irtschaftsindikatoren sind Aus-
züge von Finanz- oder Wirt-
schaftsdaten, die regelmäßig 
von Regierungsbehörden und 

privaten Institutionen veröffentlicht wer-
den. Statistische Maßeinheiten, die zur 
Berechnung dienen, prinzipiell aber 
mehr oder minder komplexe Daten auf 
eine einfache Kennzahl reduzieren. We-
nige davon spielen wirklich eine wichtige 
Rolle.

Kaum ein Lebensbereich, der nicht 
mit Zahlen unterlegt ist, aus denen Ent-
wicklungen herausgelesen werden kön-
nen. Hauptdarsteller sind Indikatoren, 
also Zahlen, die als signifikant angesehen 
werden, wenn es gilt, eine bestimmte 
Entwicklung zu bewerten. Davon gibt 
es eine Vielzahl: Struktur-, Konjunktur-, 
Nachhaltigkeits- oder Umwelt-Indika-
toren, Verbraucherpreisindex, Index der 
privaten Konsumausgaben, Erzeuger-
preise der Industrie, Arbeitslosenquoten, 
Leistungsbilanz- oder Arbeitskosten-
index. 

Arbeitskostenindex

Der Arbeitskostenindex etwa dient dazu, 
Veränderungen der Löhne und sozialen 
Nebenleistungen im Verhältnis zur Pro-
duktivität und Inflation zu analysieren. 
Er bietet eine brauchbare Richtlinie bei 
Lohnverhandlungen in Kollektiv- und 
anderen Geschäftsverträgen. Die Ar-

mutsgefährdungsquote erfasst den Anteil 
der Bevölkerung, der, gemessen am ver-
fügbaren Äquivalenzeinkommen, unter-
halb einer bestimmten Armutsgrenze 
liegt. Der Prozentsatz jener Menschen, 
die in Erwerbslosenhaushalten leben, ist 
ein wichtiger Indikator für anhaltende 
Armut. Die Indikatorenschwemme geht 
weiter mit Aktienindex, Verbraucherver-
trauensindex oder mit dem seit Beginn 
der Finanzkrise in die Schusslinie gekom-
menen Immobilienmarkt-Index. Je nach 
Bedarf können daraus wieder Schnitt-
mengen gezogen und zu einer eigenen 
neuen Indexzahl geformt werden. Der 
Phantasie sind kaum Grenzen gesetzt, das 
Zustandekommen wird kaum hinter-
fragt. Selbst wenn nur Einschätzungen 
einer relativ kleinen Anzahl von Bauun-
ternehmen abgefragt werden, reicht das 
schon für einen Index.

Gradmesser BIP

Gradmesser für wirtschaftpolitische Ent-
scheidungen ist das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) und das gilt als eine der wich-
tigsten Größen der wirtschaftlichen Ge-
samtrechnung eines Landes. Es gibt den 
Gesamtwert aller Waren und Dienstleis-
tungen an, die innerhalb eines Jahres, von 
allen BewohnerInnen hergestellt wurden 
und dem Endverbrauch dienen. Die Be-
rechnung des BIP kann nach verschie-
denen Verfahren erfolgen, je nachdem ob 
Entstehung, Verwendung oder Vertei-
lung betrachtet werden, das Ergebnis 
bleibt aber gleich. Das Budget »verdient« 
sich der Staat, indem er diese Wirtschafts-
leistung besteuert. Reicht das Geld nicht 
aus, nimmt der Staat Kredite auf oder 

begibt Anleihen. So entsteht das Budget-
defizit. 2009 ist es auf 9,6 Mrd. € oder 
3,5 Prozent des BIP angewachsen. Wenn 
das BIP, also die Wirtschaftsleistung 
sinkt, sinken auch die Steuereinnahmen. 
Firmen verdienen weniger, zahlen weni-
ger Körperschaftssteuer, Arbeitneh-
merInnen verlieren ihren Job und können 
keine Lohnsteuer mehr zahlen, es wird 
weniger konsumiert, weniger Konsum-
steuern fließen an den Staat. Müssen 
dann noch Banken- und Konjunkturpa-
kete geschnürt oder höhere Sozialleistun-
gen abgedeckt werden, wird das Budget-
volumen mit »geliehenem« Geld erhöht. 
Dieses Geld fließt wieder in die Landes-
wirtschaft in der Hoffnung, so die Wirt-
schaftsleistung wieder zu steigern.

Das BIP allein erlaubt streng genom-
men keine Aussagen bezüglich Wohl-
stand, Lebensqualität oder Gerechtigkeit 
für die Menschen einer Volkswirtschaft. 
Auskunft darüber liefert das Bruttonati-
onaleinkommen, früher Bruttosozialpro-
dukt, weil es sich dabei in erster Linie um 
einen Einkommensindikator handelt.

Der Gini-Koeffizient

Selten, in der öffentlichen Diskussion 
geradezu ausgeklammert, ist vom Gini-
Koeffizient die Rede, der die Verteilungs-
wirklichkeit wirtschaftlicher Erfolge 
zeigt. Dieser Koeffizient ist probates 
Mittel für die Darstellung der Ungleich-
verteilung von Vermögen oder Einkom-
men zwischen einzelnen Haushalten. 
Dieser Wert ist in den vergangenen Jah-
ren ständig angewachsen. Der Gini-Ko-
effizient ist eine statistische Kennzahl der 
Wohlfahrtsökonomie für Ungleichver-

Zahlen, die z�hlen 
Kaum ein Lebensbereich, der nicht mit Zahlen unterlegt ist. Hauptdarsteller sind 

Indikatoren, mit denen Entwicklungen bewertet werden sollen.
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teilung von Einkommen oder Vermö-
gen. Wächst dieser Wert, steigt die 
 »Ungerechtigkeit« in der Verteilung. 
Weltweit gesehen nimmt die Un gleich-
verteilung zu, wie eine Studie des World 
Institute for Development Economics 
Research der United Nation University 
erhoben hat. Ein signifikantes Ergebnis 
daraus ist: Zehn Prozent der Reichsten 
dieser Welt besitzen 85 Prozent des Welt-
vermögens. Veranschaulicht heißt das, 
wenn sich zehn Personen einen Kuchen 
teilen, so bekommt einer 99 Prozent, die 
anderen neun dürfen sich den Rest von 
einem Prozent untereinander »gerecht« 
aufteilen.

Börsenklima

Wird von der Börse berichtet, ähnelt das 
einem Wetterbericht. »Klimabeobach-
tungen«, denen mathematische Metho-
den mit Gleichungen zahlloser unbe-
kannten, Zeitreihen, Indikatorenkata-
loge und Koeffizienten zugrunde liegen. 
Dabei spielt eine Spezialdisziplin der Ma-
thematik, die Finanzmathematik, die 
 erste Geige. Sie dient nahezu ausschließ-
lich der Optimierung von Produkten des 
Geldmarktes. Vor mehr als 100 Jahren 
erfunden, hat sich diese Sparte ungemein 
ausgebreitet und folgenschwere Ergeb-
nisse hinterlassen. Spezialität ist es, den 
Wert von Finanzprodukten zu errechnen. 
Gewöhnlich regelt sich der Preis eines 
Produktes – auch eines Finanzproduktes 
– über Angebot und Nachfrage. Läuft der 
Handel mit einem Finanzprodukt 
schlecht oder nicht, so kann mit Hilfe 
finanzmathematischer Methoden ein 
neuer »fairer Wert« und damit auch Preis 

berechnet werden, etwa für Finanzderi-
vative wie Terminkontrakte und Opti-
onen. Ein besonderes Gustostück: ein 
finanzmathematisch standardisierter In-
dex des Sterblichkeitsrisikos für den Han-
del mit »gebrauchten« Lebensversiche-
rungen.

Mangelnde Aussagekraft bisheriger 
Modelle – wie etwa das Bruttoinlands-
produkt – hat Ökonomen zur Entwick-
lung des Human Development Index 
(HDI) angeregt. Der HDI – seit 1990 
jährlich veröffentlicht – soll eine Messung 
des Entwicklungsstandes mit besonderem 
Augenmerk auf Bedürfnisse der Men-
schen unter Berücksichtigung möglichst 
vieler Entwicklungsaspekte liefern. Darin 
kommen Indexwerte wie Ernährung, Ge-
sundheit, Bildung, Freizeit sowie Mitbe-
stimmung zum Zug. Die Aussagekraft 
des HDI wird gegensätzlich beurteilt. 
Streitpunkt ist etwa die Gewichtung der 
Aspekte der menschlichen Entwicklung, 
die Vergleichbarkeit der Aussagen über 
die Jahre oder das Fehlen ökologischer 
Faktoren.

Pigou-Steuer

In der aktuellen Diskussion über Ban-
kenbesteuerung, nämlich den Gewinn 
der Banken zusätzlich im Verhältnis zum 
Risiko für den Finanzmarkt zu besteuern, 
wurde die sogenannte Pigou-Steuer ins 
Spiel gebracht. Damit sollen die einzel-
wirtschaftlichen mit den volkswirtschaft-
lichen Kosten ausgeglichen werden, in-
dem Verursacher negativer externer Ef-
fekte besteuert/belastet werden, während 
positive externe Effekte subventioniert 
werden sollen. Ein klassisches Beispiel: 

eine Chemiefabrik und ein Fischer an 
einem Fluss. Die Fabrik leitet Abwasser 
in den Fluss, die Fische werden weniger, 
der Fischer gibt auf. Dies ist gesamtwirt-
schaftlich ineffizient. Ohne Regulierung, 
etwa durch Besteuerung, wird die Fabrik 
den »externen Effekt« auf den Fischer 
nicht beachten und ihre Verschmutzung 
reduzieren.

Orientierungshilfen

Eine allgemein befriedigende Antwort, 
wie komplexe Entwicklung gemessen 
werden soll, gibt es bis heute nicht. Die 
Entwicklungsproblematik eines Landes, 
einer Region oder einer Bevölkerungs-
gruppe lässt sich nicht zur Gänze durch 
Indices oder Indikatorenkataloge erfas-
sen. Dennoch besteht bei Entscheidungs-
trägern erheblicher Bedarf an Orientie-
rungshilfen, um Erfolge, Misserfolge 
oder Schwachstellen entwicklungspoli-
tischer  Strategien sichtbar zu machen.

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an den Autor

fmang@aon.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Kaum ein Lebensbereich, der nicht mit  
Zahlen unterlegt ist, aus denen Entwick-
lungen herausgelesen werden können.
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W e b l i n K

Europäische Statistik – eurostat:
tinyurl.com/n7jcmq
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Freier Journalist

I
m Kärntner Glan-Tal, zwischen 
Feldkirch und St. Veit, liegt die Burg 
Glanegg. Im frühen 12. Jahrhundert 
errichtet, diente sie vielen Generati-

onen von KärntnerInnen als Wohnort, 
Arbeitsplatz und Zufluchtsstätte. Weder 
Kriege noch der Zahn der Zeit konnten 
der Festung etwas anhaben, und dennoch 
wurde sie im 19. Jahrhundert zur Ruine: 
Der Burgherr konnte die Steuern auf die 
Dachfläche von Gebäuden nicht mehr 
aufbringen. Die Dächer wurden abgetra-
gen, Burg Glanegg verfällt.

Während in Österreich Bauwerke ab-
gedeckt werden, mauert man in England 
Gebäudeöffnungen zu. Abermals ist der 
Grund eine Steuer, nämlich jene, die für 
die Fenster von Wohnräumen entrichtet 
werden muss. Anders als in Österreich ist 
der Preis für Steuerersparnisse nicht der 
Verfall von Bauwerken, sondern der Ver-
fall ihrer Bewohner: Der Mangel an Ta-
geslicht verursacht eine hohe Rate an Ra-
chitis; betroffen sind die Menschen in 
den Armenvierteln der Städte.

So nicht: Dach- und Fenstersteuer

Dach- und Fenstersteuer sind perfekte 
Beispiele dafür, wie Umverteilung nicht 
funktionieren kann: Die Wirkung der 
Abgaben war nicht nachhaltig, sogar de-
struktiv; die erzielten Erlöse wurden nicht 
ins Gemeinwohl investiert, sondern in 

Prestigeprojekte (wie die Wiener Reprä-
sentationsbauten) oder in Machterhalt 
(wie das britische Kolonial- und Militär-
system). Vom heutigen Standpunkt be-
trachtet: zynisch und indiskutabel. Doch 
ist das aktuelle System perfekt? Was sind 
die Dach- und Fenstersteuern unserer 
Zeit, wo hakt es auf der Ausgabenseite?

Eh super …

Abgesehen davon, dass sich Mängel der 
Umverteilung nicht mehr so vordergrün-
dig in Krankheit und Verfall manifestie-
ren – ist die Suche nach Optimierungs-
möglichkeiten hierzulande nicht redun-
dant? Markus Beyrer, Generalsekretär 
der Industriellenvereinigung, bezeichnet 
Österreich als Land mit »Redkordum-
verteilung und besonders hoher Sozial-
quote«.

Die Statistiken geben ihm recht: Laut 
OECD ist die hiesige Abgabenquote mit 
42 Prozent im internationalen Vergleich 
überdurchschnittlich hoch; zudem be-
wegen sich die staatlichen Ausgaben für 
Soziales und Gesundheit mit 27 und 7,5 
Prozent des BIP im absoluten Spitzen-
feld. Steuern und Transferleistungen ver-
ringern die Zahl der von Armut gefähr-
deten Personen um 71 Prozent und ver-
bessern den Gini-Koeffizienten (der 
Maßeinheit für ungleiche Verteilung) um 
0,16 – beides respektable Werte im 
OECD-Vergleich.

Eine Studie des deutschen Zentrums 
für Europäische Wirtschaftsforschung 
relativiert das Bild. Zwar ist die österrei-
chische Umverteilung insgesamt effektiv, 
doch der Transfer zwischen den obersten 
und den untersten 20 Prozent der Ein-

kommensbezieherInnen ist vergleichs-
weise ineffizient.

Gründe dafür finden sich auf der Aus-
gaben- wie auf der Einnahmenseite des 
Staates. Einerseits fließen nur 14 Prozent 
aller Transferleistungen in jenes Fünftel 
der Haushalte mit den geringsten Ein-
kommen. 

Andererseits verfügen die Bezieher 
der höchsten Einkommen über die größ-
ten Vermögen – und bei der Versteue-
rung von Vermögen gehört Österreich 
zu den Schlusslichtern im internationa-
len Vergleich: Im Jahr 2008 hatten die 
Steuern auf Grundbesitz, Kapitalverkehr 
sowie die mittlerweile abgeschafften 
 Erbschafts- und Schenkungssteuern laut 
Statistik Austria einen Umfang von  
bloß 1,3 Prozent des gesamten Steuer-
volumens.

Stiften gehen

Was Vermögen und dessen Besteuerung 
betrifft, hat die Privatstiftung eine Son-
derrolle. Die minimale Stiftungssumme 
beträgt 70.000 Euro, der Verband Ös-
terreichischer Privatstiftungen rät gar zu 
einem Widmungsbetrag von mindestens 
einer Million. Stifter sind somit eher kei-
ne Adressaten für Umverteilungsmaß-
nahmen, dürfen sich aber über beträcht-
liche Vergünstigungen freuen.

Die Erträge aus Bankguthaben von 
Stiftungen werden mit 12,5 Prozent be-
steuert; Gewinne aus Beteiligungen an 
Kapitalgesellschaften sind steuerbefreit. 
Nicht-Stifter, die dieselben Einkünfte 
erzielen, müssen dagegen 25 Prozent Ka-
pitalertragssteuer abliefern. Über 3.200 
Privatstiftungen gibt es in Österreich, mit 

Wege zum Gl�ck
Die gute Nachricht ist: Österreich hat eine der höchsten Umverteilungsquoten 
weltweit. Die bessere Nachricht: Es gibt sogar noch Optimierungspotenzial.
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einem geschätzten Gesamtvermögen von 
bis zu 100 Mrd. Euro. Eine Mrd. Euro 
an Steuern, so der Grüne Nationalratsab-
geordnete Werner Kogler, entginge durch 
die Vergünstigungen dem Staat – und 
damit dem Umverteilungssystem.

Regressive Wirkungen

Auch in Bereichen, in denen die finanz-
starken ÖsterreicherInnen nicht so deut-
liche Vorteile genießen, gibt es Optimie-
rungspotenzial. Die im Vorjahr vorge-
stellte Umverteilungsstudie des WIFO 
kommt zu dem Schluss, dass Steuern und 
Abgaben in Österreich kaum umvertei-
lend wirken. Verantwortlich sind die So-
zialversicherungsbeiträge der Arbeitneh-
merInnen sowie die indirekten Steuern. 
Erstere sind zwar proportional zum Ein-
kommen, allerdings nur bis zur Höchst-
beitragsgrundlage von 3.930 Euro mo-
natlich. Jene zehn Prozent der Arbeitneh-
merInnen, die mehr verdienen, zahlen 
anteilig umso weniger, je höher ihr Ein-
kommen ist.

Bei den indirekten Steuern ist über 
das gesamte Einkommensspektrum eine 
mit steigendem Verdienst zurückge-
hende Belastung feststellbar. Das am ge-
ringsten entlohnte Drittel der Arbeit-
nehmerInnen-Haushalte führt 16 Pro-
zent des Bruttogesamteinkommens als 
indirekte Steuern ab, das mittlere Drittel 
13 Prozent und das obere Drittel zehn 
Prozent. Der Grund: Je mehr Geld vor-
handen ist, desto weniger davon wird in 
verbrauchs- oder mehrwertsteuerpflich-
tige Güter und Dienstleistungen inves-
tiert. Insgesamt ergibt sich eine regressive 
Umverteilungswirkung, die sogar die 

steigende Einkommensteuer kompen-
siert. Das untere Drittel der Haushalte 
bezieht 15,6 Prozent der Bruttomarkt-
einkommen, zahlt aber 16,1 Prozent   
aller Abgaben. Bei den beiden oberen 
Dritteln ist hingegen der Anteil am Ge-
samteinkommen größer als jener an der 
Abgabenlast.

Steuervorteile für große Vermögen, 
für deren Erträge und für BezieherInnen 
hoher Einkommen – Umverteilung 
funktioniert in Österreich nicht über die 
Einnahmen, sondern über die Ausgaben 
des Staates. Die Transferleistungen tref-
fen aber nicht nur die Leistungsschwä-
cheren: Den neun Mrd. Euro an jähr-
lichen Sozialausgaben stehen 7,5 Mrd. 
Euro Zinszahlungen für Staatsschulden 
gegenüber. 

Die Verbindlichkeiten des Staates von 
aktuell über 185 Mrd. Euro stellen eine 
Investition in die Wirtschaft dar, die et-
wa Kapitalerträge von Sparbüchern erst 
ermöglicht. Allerdings werden sie aus 
dem allgemeinen Steuertopf getilgt, wo-
durch sich ihre positive Wirkung für den 
Einzelnen relativiert. Laut dem deut-
schen Wirtschaftswissenschafter Bernd 
Senf haben bloß zehn Prozent der Bürger 
so große Geldvermögen, dass deren Zins-
erträge die unsichtbaren Zinslasten in 
den Steuern übersteigen.

Überdurchschnittlich vermögend

Außerdem sind die Inhaber von Staats-
anleihen, die Empfänger der Zinszah-
lungen, überdurchschnittlich Vermö-
gende, oder Banken. Letztere haben die 
durch Staatsschulden bedingte Umver-
teilung von unten nach oben gar zu 

einem Teil ihres Geschäftsmodells ge-
macht, weiß der UNO-Ökonom Heiner 
Flassbeck: »Sie bekommen von den Zen-
tralbanken liquide Mittel zu niedrigen 
Zinsen, in Europa derzeit (Ende 2009, 
Anm.) für ein Prozent, und kaufen 
Staatsanleihen, mit denen vier Prozent 
erzielt werden.«

Genügend Möglichkeiten

Statistiken zeigen, dass die Umverteilung 
in Österreich überdurchschnittlich aus-
geprägt ist. Statistiken zeigen aber auch, 
dass es genügend Möglichkeiten für die 
weitere Verringerung der ungleichen Ver-
teilung gibt. Die zuvor genannten Punkte 
stehen auch für eine Vielzahl von wei-
teren Ansätzen, für die der Platz hier 
nicht ausgereicht hat. Dach- und Fens-
tersteuern sind zwar passé, viel zu tun 
gibt es aber noch immer. Also packen 
wir’s an.

K o n t a K t
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oder die Redaktion

aw@oegb.at

Was sind die Dach- und Fenstersteuern unserer Zeit,  
wo hakt es auf der Ausgabenseite?
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Unser Budget?
BürgerInnenbeteiligung als Antwort auf die aktuelle Krise und die strukturellen 

Probleme der repräsentativen Demokratie. 

P
olitik ist im Wesentlichen Haus-
haltspolitik. Die Verabschiedung 
des Haushalts, des Budgets, ist 
nicht nur für die Regierungen, 

sowohl auf Bundes- wie auf Landesebene, 
sondern auch für die Kommunen, die 
zentrale Entscheidung jährlich, da hier 
die Weichen für die zukünftigen Entwick-
lungen gestellt werden. Da die poten-
ziellen Ausgaben immer größer sind als 
die Einnahmen, besteht die Aufgabe der 
Politik darin, Prioritäten zu setzen. So 
lange sich aber genug in dem Füllhorn 
befindet und alle Interessen mehr oder 
weniger berücksichtigt werden, gibt es 
keine großen Probleme. Schwierig wird 
es, wenn es weniger zu verteilen gibt. In 
diesem Sinne legt die gegenwärtige Krise 
schonungslos strukturelle Probleme un-
serer parlamentarischen Demokratien of-
fen. Die Regierungen sind nicht mehr in 
der Lage, in dieser Situation, in der es 
unumgänglich um Einsparungen und das 
Zurückschrauben von Besitzständen 
geht, die entsprechenden notwendigen 
aber unpopulären Maßnahmen anzuge-
hen, geschweige denn durchzusetzen.

Problem PolitikerInnen

Politische Spannungen verlaufen nicht 
mehr, wie bisher, zwischen rechten und 
linken Ideologien und Parteien, sondern 
zwischen den BürgerInnen und der po-
litischen Elite insgesamt. Nach jüngsten 

Umfragen in Spanien über die schwer-
wiegendsten Probleme der spanischen 
Gesellschaft, sind die PolitikerInnen und 
die politischen Parteien nach der Arbeits-
losigkeit und der wirtschaftlichen Situa-
tion auf Platz drei gerückt. 

Die Idee einer besseren Welt

Es darf daher auch nicht verwundern, 
dass populistische und autoritäre Parteien 
und PolitikerInnen immer mehr Zulauf 
bekommen. Diese Entwicklungen sind 
z. B. in Italien, Griechenland, Holland 
aber auch in den USA (Tea Party) zu be-
obachten. Ebenso wenig überrascht es, 
dass in den neun osteuropäischen Län-
dern nicht nur die BefürworterInnen des 
kapitalistischen Systems, sondern sogar 
des Wechsels zur Demokratie drastisch 
zurückgegangen sind (laut einer Umfrage 
des Pew Centers, zitiert in: El País, 
27. 2. 2010). Das was die Gesellschaften 
im Grunde zusammenhält ist die Idee, 
eine bessere Welt für die nächste Gene-
ration zu schaffen. Davon sind wir im 
Moment aber weit entfernt, und die An-
zeichen werden immer offensichtlicher, 
dass die nächste Generation sehr wahr-
scheinlich wesentlich schlechter dastehen 
wird als die gegenwärtige. 

In der allernächsten Zukunft müssen 
wir uns extrem wichtigen Fragen ausset-
zen, wenn wir verhindern wollen, dass es 
zu massiven sozialen Unruhen kommt: 
Wie reagieren wir auf die Folgen der 
Überalterung der Gesellschaft? Was tun 
wir, um den nachfolgenden Generationen 
eine lebenswerte Umwelt zu hinterlassen? 
Wie organisieren wir uns gesellschaftlich, 
wenn Arbeit nicht mehr die Lösung auf 

unsere sozialen und wirtschaftlichen Pro-
bleme darstellt? Wir arbeiten doch heute 
nicht mehr, um nachgefragte Produkte 
herzustellen, sondern produzieren Pro-
dukte, die wir eigentlich nicht brauchen, 
und die wir uns auch nicht leisten kön-
nen, um Arbeitsplätze zu sichern oder zu 
schaffen. Die Abwrackprämie ist das bes-
te Beispiel dafür.

D. h. wir stehen vor epochalen, sehr 
komplexen und sogar lebenswichtigen 
Fragen und brauchen eine breit angelegte 
gesellschaftliche Debatte über die Frage, 
wie unsere Gesellschaft in Zukunft ge-
staltet werden soll. 

BürgerInnenbeteiligung

Die Themen BürgerInnenbeteiligung, 
 direkte Demokratie etc. sind in letzter 
Zeit immer stärker in den Vordergrund 
gerückt. Dabei ist es nicht nur bei einer 
 theoretischen Debatte geblieben, sondern 
es hat viele praktische Anwendungen in 
verschiedenen Ländern und Regionen ge-
geben. Vielleicht am bekanntesten ist der 
sog. Bürgerhaushalt von Porto Alegre in 
Brasilien. Dort haben sich die Bürge-
rInnen aus den ärmeren Stadvierteln in 
die Entscheidungen über die prioritären 
Investitionen in ihrem Umfeld mitein-
gebracht. Insgesamt ist es so zu mehr 
Transparenz über den Haushalt gekom-
men; der Anteil für Investitionen insbe-
sondere im Infrastrukturbereich hat dras-
tisch zugenommen und die Einstellung 
der BürgerInnen zu »ihrer« Kommune hat 
sich geändert, was z. B. dazu geführt hat, 
dass öffentliche Verkehrsmittel, die sich 
vorher in scheußlichem Zustand befan-
den, heute einwandfrei sind.

Autor: Dr. Hans Harms 
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Aber auch BürgerInnenbeteiligung 
will definiert sein. So stellte z. B. Greta 
Billing, Ministerialbeamtin aus Oslo, auf 
einer Tagung des Europarates zu diesem 
Thema fest, dass sich herausgestellt habe, 
dass bei den Bürgerbeteiligungsprojekten 
im Wesentlichen 35- bis 50-jährige, ge-
bildete und sozial wie politisch aktive 
Männer teilnähmen. Es mache wenig 
Sinn, neue Verfahren einzuführen, in de-
nen wieder die Personen überrepräsen-
tiert seien, die schon in den konventio-
nellen Verfahren das Sagen haben. 

Das heißt, ein entscheidendes Krite-
rium zur Bewertung eines Beteiligungs-
verfahrens ist der Selektionsprozess. Hier 
hat sich die Zufallsauswahl bewährt. Wei-
tere wichtige Kriterien sind, dass die Bür-
gerInnen über das anstehende Problem 
ausreichend informiert und in kleinen 
Gruppen organisiert werden, in denen sie 
auch wirklich zu Wort kommen und mit 
den anderen ihre Argumente austauschen, 
dass sie Spaß an der Sache haben, dass es 
sich nicht um eine Simulation handelt, 
und dass die gemachten Vorschläge hin-
terher auch umgesetzt werden.

Planungszelle

Peter Dienel der Erfinder der Planungs-
zelle, einem der ersten zur Anwendung 
gebrachten Verfahren, das unter anderen 
Namen auch in anderen Ländern zur An-
wendung gekommen ist (Citizen Juries, 
Panels de Citoyens, Núcleos de Interven-

ción Participativa etc.) hat seinerzeit rich-
tig analysiert, dass Situationen wie sie in 
diesen Projekten als Rahmenbedingung 
für eine deliberative Debatte zwischen 
BürgerInnen angeboten werden, im All-
tag nicht vorkommen und daher künst-
lich geschaffen werden müssen.

Kürzlich durchgeführte Forschungen 
des »Centre of Research for Environmen-
tal Decisions« der Universität Columbia 
(USA)1, die mit ähnlichen Verfahren zu 
Umweltthemen gearbeitet haben, bele-
gen, wie die Gruppendynamik in diesen 
künstlich geschaffenen Rahmenbedin-
gungen Entscheidungen ermöglichen,  
zu denen die gleichen BürgerInnen als 
Individuen wahrscheinlich nicht fähig 
gewesen wären. So unterschätzen Indi-
viduen die Gefahr von Ereignissen, die 
vermeintlich sowohl zeitlich wie räum-
lich noch weit entfernt sind. Darüber 
hinaus belegt diese Studie, dass wir an-
scheinend nur über eine begrenzte Re-
serve an «Beunruhigungspotenzial« ver-
fügen, was dazu führt, dass unsere Sorge 
z. B. über den Klimawandel schwindet, 
sobald eine andere Bedrohung auftaucht, 
z. B. ein Börsencrash oder ein persön-
liches Problem. 

Die Erfahrungen der Arbeit mit zu-
fallsausgewählten BürgerInnen in Klein-
gruppen dagegen belegen, dass diese sich 
eher für ein langfristiges gemeinsames 
Ziel engagieren. Wie Prof. Elke Weber, 
eine beteiligte Wissenschafterin dazu aus-
führt, schätzen wir es zu erfahren, dass 
wir Bestandteil einer Gruppe sind. Und 
wenn wir uns als Bestandteil einer Ge-
meinschaft sehen, entwickelt sich diese 
Gruppe zu einer Art Stabsabteilung zur 
Entscheidungsfindung. So wird es mög-

lich, den BürgerInnen große Opfer ab-
zuverlangen, ähnlich wie während der 
Kriege. 

Zerreißprobe der Demokratie

Diese Ergebnisse belegen, dass Peter Die-
nel seiner Zeit weit voraus war. Er entwi-
ckelte seine Methode in einer Epoche, die 
man heute im historischen Rückblick als 
»Schönwetterphase« unserer parlamenta-
rischen Systeme bezeichnen könnte. 
Heute befinden wir uns in einem heftigen 
Unwetter, und es ist alles andere als sicher, 
dass wir diese Stürme unbeschadet über-
stehen werden. Die Demokratie befindet 
sich in einer wirklichen Zerreißprobe und 
wenn wir den genannten Tendenzen ent-
gegenwirken wollen, müssen wir, um es 
mit Willy Brandt zu sagen, mehr Demo-
kratie wagen. 

San Sebastián, Februar 2010

Das was die Gesellschaften im Grunde  
zusammenhält ist die Idee, eine bessere Welt  
für die nächste Generation zu schaffen. 
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Studie der Universität Columbia:
www.cred.columbia.edu/research/ 

projects/strategicorientation

1  Es handelt sich um die noch laufende Studie dieses Instituts 
»Strategic Orientation in Individual and Group Decisions«, durch-
geführt von Tory Higgins, John Levine, David Krantz und Elke We-
ber, zitiert in: El País Semanal, Nº 1728, 8.11.2009, S. 84–86. 
Siehe Webtipp.
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W
ährend die aktuelle Finanz- und 
Weltwirtschaftskrise in der me-
dialen Debatte durch unterre-
gulierte Finanzmärkte und in-

dividuelles Fehlverhalten erklärt wird, 
sehen viele ÖkonomInnen die in den 
 vorigen Jahrzehnten stark gestiegene Ein-
kommens- und Vermögensungleichheit 
als zentrale Krisenursache. 

Wachstumsmodelle

Diese Ungleichheit wurde auch politisch 
herbeigeführt und war zentrales Merkmal 
des neoliberalen Wachstumsmodells. Sie 
hat in einigen Ländern, insbesondere in 
den USA, zur Überschuldung der un-
teren und mittleren Einkommensgrup-
pen und zu hohen Leistungsbilanzdefizi-
ten beigetragen, in anderen Ländern, un-
ter anderem in Deutschland und 
Österreich, zu einer dauerhaften Kon-
sumschwäche und extremer Exportab-
hängigkeit. 

Für ein nachhaltigeres, neues Wachs-
tumsmodell ist eine deutliche Umvertei-
lung zugunsten niedriger Einkommen 

notwendig. Hierbei kommt auch den 
 Gewerkschaften eine entscheidende   
Rolle zu.

Als Reaktion auf die Probleme des 
fordistischen Wachstumsmodells – ge-
prägt durch Ausbau des Sozialstaats, pro-
duktivitätsorientierte Lohnpolitik und 
keynesianische Nachfragesteuerung – 
setzten insbesondere konservative Regie-
rungen ab Ende der 1970er-Jahre ein 
neo liberales Wachstumsmodell durch. 
Dieses war geprägt durch deregulierte Fi-
nanz- und Arbeitsmärkte und Rückbau 
des Sozialstaats. Letzteres führte zu nach-
haltiger Schwächung der Gewerkschaften 
und der Lohnverhandlungsmacht der Ar-
beitnehmerInnen. Entsprechend nimmt 
in den meisten OECD-Ländern die Ein-
kommensungleichheit seit über zwei Jahr-
zehnten zu, die Lohnquote (der Anteil 
der Lohneinkommen am gesamten Volks-
einkommen) ab (vgl. OECD 2008a).

Unter vielen ÖkonomInnen wird zu-
nehmend die Rolle der ökonomischen 
Ungleichheit als wichtige Ursache der 
jetzigen Wirtschaftskrise thematisiert. 
Die zentralen Ursachen der Krise liegen 
demnach in der Interaktion steigender 
Einkommensungleichheit, deregulierter 
Finanzmärkte und internationaler Han-
delsungleichgewichte.

Diese drei Ursachen sind interdepen-
dent, aber am einfachsten ist es, die in 
den vorigen Jahrzehnten zunehmende 
Ungleichheit von Einkommen und Ver-
mögen zum Ausgangspunkt zu nehmen. 
Dies ist der Ansatz eines internationalen 
ExpertInnengremiums um Jean-Paul 
 Fitoussi und Nobelpreisträger Joseph 
Stiglitz: »Die Krise hat strukturelle Wur-
zeln. Der Mangel an aggregierter Nach-

frage ging der Finanzkrise voraus und ist 
Konsequenz der strukturellen Ände-
rungen der Einkommensverteilung. Seit 
1980 stagnierten in den meisten indus-
trialisierten Ländern die Medianlöhne, 
und Einkommensungleichheiten haben 
zugunsten der oberen Einkommensgrup-
pen zugenommen. Dies ist Teil eines ge-
nerellen Entwicklungstrends, welcher 
ebenso weite Teile der nichtindustria-
lisierten Welt betroffen hat.« (Fitoussi/
Stiglitz 2009, S. 3, eigene Übersetzung)

Große Ungleichheit in den USA

Besonders ausgeprägt war die Zunahme 
der Einkommensungleichheit in den 
USA, wo nach einem drei Jahrzehnte an-
dauernden Umverteilungsprozess die 
Ungleichheit wieder etwa so groß ist wie 
in den 1920er-Jahren vor der großen De-
pression. Nobelpreisträger Paul Krugman 
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hat in seinem viel beachteten Buch »Nach 
Bush« (2008) dargestellt, wie dieser Pro-
zess politisch gezielt vorangetrieben wur-
de. Dennoch war die binnenwirtschaft-
liche Wachstumsentwicklung in den 
USA in den vergangenen Jahrzehnten re-
lativ kräftig.

Entscheidend hierfür war, dass Haus-
halte mit niedrigen oder mittleren Ein-
kommen, die in diesen dreißig Jahren 
weitgehend stagnierten, durch die Unter-
regulierung der Finanzmärkte vereinfach-
ten Zugang zu immer weiteren Krediten 
hatten. So wurden stagnierende Realein-
kommen breiter Bevölkerungsteile und 
fehlende sozialstaatliche Absicherung 
durch die (politische) Förderung von 
Wohneigentum und erleichterten Zu-
gang zu Krediten kompensiert. Als die 
US-Immobilienpreisblase platzte, wur-
den die Überschuldung breiter Teile der 
Haushalte und damit die Grenzen des 
US-Wachstumsmodells offensichtlich.

Defizite bei Privat und Staat

»In den USA wurde die Komprimierung 
niedriger Einkommen durch die Reduk-
tion der Haushaltsersparnisse und stei-
gende Verschuldung kompensiert, was 
die Aufrechterhaltung bisheriger Kon-
summuster ermöglichte.« (Fitoussi/Stig-
litz 2009, S. 4, eigene Übersetzung)

Da sowohl der Privatsektor als auch 
der Staat in den USA strukturelle Defi-
zite erzielten, musste viel Kapital aus dem 
Ausland importiert werden. Dem hohen 
Handelsbilanzdefizit der USA standen 
also hohe Überschüsse anderer Länder 
gegenüber. Auch diese erklären sich wie-
derum wesentlich aus der Unterregulie-
rung der internationalen Finanzmärkte 
und der steigenden Einkommensun-
gleichheit. Eine erste Gruppe von export-
orientierten Volkswirtschaften bilden ei-
ne Reihe von Entwicklungsländern in 

Asien und Südamerika. Diese waren als 
Reaktion auf die Finanz- und Währungs-
krisen seit Mitte der 1990er-Jahre darauf 
bedacht, Kapitalbilanzüberschüsse zu er-
zielen, um »Devisenkriegskassen« zur Be-
kämpfung möglicher Währungskrisen 
anzuhäufen.

In anderen Ländern, insbesondere in 
Deutschland, aber auch in Österreich, 
führten die stark zunehmende Lohnzu-
rückhaltung und Einkommensungleich-
heit zu einer Spaltung von Außen- und 
Binnenwirtschaft. Während die Exporte 
angesichts steigender Wettbewerbsfähig-
keit florierten, lahmte der heimische Kon-
sum wegen der schleppenden bis stagnie-
renden Entwicklung der realen Massen-
einkommen. In Deutschland sind wäh-
rend des jüngsten Aufschwungs die 
Real löhne sogar gefallen. Die OECD 
(2008b) stellte dazu fest: »Seit dem Jahr 
2000 haben in Deutschland Einkom-
mensungleichheit und Armut stärker zu-
genommen als in jedem anderen OECD-
Land.« 

Anders als in den USA wollten bzw. 
konnten jedoch die deutschen Konsu-
mentInnen ihre stagnierenden Einkom-
men nicht durch übermäßige Verschul-
dung kompensieren (vgl. Horn et al. 
2009). Im Ergebnis agierten die export-
orientierten Länder als »Trittbrettfahrer«, 
da sie Wachstum nicht aus eigener, bin-
nenwirtschaftlicher Kraft generierten, 
sondern von der Verschuldung anderer 
Länder, insbesondere den USA, ab hängig 
waren und somit ihre eigene 
 Ver teilungsproblematik ins Ausland 
 verlagerten.  Die globalen Ungleichge-
wichte waren also Ausdruck des interna-
tional unterschiedlichen Umgangs mit 
dem Fehlen steigender Masseneinkom-
men als Grundlage für eine kräftige Nach-
frageentwicklung.

Wie raus aus der Krise?

Notwendig zur Überwindung der Krise 
ist eine Wirtschafts-, Sozial-, und Lohn-
politik, die die strukturellen Ursachen der 
Krise bekämpft. Die Verteilungsschiefla-
ge mit der einhergehenden Exportlastig-
keit des Wachstums muss überwunden 
werden. Lohnzurückhaltung und Bud-
getsanierung auf Kosten des Sozialbe-
reichs bieten insbesondere in den Han-
delsüberschussländern Deutschland und 

Österreich keinen Ausweg aus dieser Kri-
se, sondern verschlimmern die Situation 
nur weiter. 

Eine egalitärere Primärverteilung 
könnte durch die Stärkung der gewerk-
schaftlichen Lohnverhandlungsposition, 
die Bekämpfung der in den vorigen Jahr-
zehnten geschaffenen Niedriglohnsek-
toren durch Mindestlöhne und die Ein-
führung stärkerer sozialrechtlicher Stan-
dards für prekäre Beschäftigungsverhält-
nisse erreicht werden. Mittels veränderter 
Steuer- und Transferpolitik sowie einem 
Ausbau öffentlicher Infrastruktur könnte 
die Ungleichheit der verfügbaren Ein-
kommen weiter korrigiert werden. Die 
steigende Arbeitslosigkeit ließe sich be-
reits kurz- bis mittelfristig durch den 
Ausbau öffentlicher Beschäftigung und 
durch gezielte Arbeitszeitverkürzung re-
duzieren.

Es bleiben Fragen offen

Neben der Frage, wie sich Arbeit und 
Wohlstand gerecht verteilen lassen, muss 
mittelfristig ein zukunftsfähiges Wirt-
schaftsmodell entwickelt werden, wofür 
u.  a. folgende Fragen zu beantworten 
sind: Wie lässt sich künftiger Wohlstand 
auch ohne weitere Umweltzerstörung si-
chern? In welchem Umfang sollten künf-
tige Produktivitätsfortschritte in mehr 
Produktion bzw. mehr Freizeit übersetzt 
werden? Wie kann mehr Wirtschaftsde-
mokratie und individuelle Entfaltung am 
Arbeitsplatz erreicht werden? 

W e b l i n K

Dieser Beitrag ist eine gekürzte Fassung 
von Sturn, S./van Treeck, T./Zwickl K. 

«Die strukturellen Ursachen der Krise«, 
 erschienen in »Die Zukunft – Die Diskus-
sionszeitschrift für Politik, Gesellschaft 

und Kultur«, Ausgabe 12/2009, S. 12–16. 
diezukunft.at/?p=940#more-940
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L
aut Prognose der Europäischen 
Kommission steigt im Euroraum 
das Verhältnis der Staatsschuld 
zum Bruttoinlandsprodukt im 

nächsten Jahr auf 88 Prozent. Das bedeu-
tet einen Anstieg um über 20 Prozent-
punkte innerhalb von nur vier Jahren. 
Konjunktur- und Bankenpakete und ins-
besondere der in der jüngeren Wirt-
schaftsgeschichte einmalige Einbruch der 
Wirtschaftsleistung, der die Staatsausga-
ben hat ansteigen lassen und zu einem 
starken Rückgang der Steuereinnahmen 
geführt hat, haben tiefe Spuren in den 
Staatshaushalten hinterlassen. 

Arbeitslosigkeit steigt weiter

Die Wirtschaftskrise ist keineswegs vor-
bei, die Arbeitslosigkeit steigt weiter. Die 
Risiken, dass die ab dem nächsten Jahr 
geplante Konsolidierung der Budgets den 
ohnehin schwachen Aufschwung dämp-
fen könnte, oder gar einen neuerlichen 
Einbruch in Gang setzt, sind hoch. Die 
Überlegung, die Konsolidierung auf ei-
nen späteren Zeitpunkt zu verschieben, 
wenn der Aufschwung mit hoher Sicher-
heit selbsttragend geworden ist, wird mit 
dem Hinweis auf die angespannte bud-
getäre Situation in manchen Ländern 
beiseite geschoben. Schließlich entschei-
det nicht die ökonomische Vernunft da-
rüber, ob und wann eine bestimmte Hö-

he der Staatsschuldenquote nicht mehr 
tragbar ist, sondern Finanzmärkte und 
Ratingagenturen. Deren Einfluss ist 
selbst zweieinhalb Jahren nach Ausbruch 
der Finanzkrise ungebrochen. Das Pro-
blem ist nur, dass Konsolidierung Wachs-
tum dämpft und über diesen Mechanis-
mus wiederum budgetäre Nachhaltigkeit 
untergräbt. Wachstum ist eine überaus 
wirksame Konsolidierungsstrategie. 

Denken vom Korsett befreien

Die Frage, mit der sich auch internatio-
nale Organisationen wie der IWF oder 
die OECD beschäftigen, ist, ob Budget-
konsolidierung denkbar ist, ohne Wachs-
tum wesentlich zu gefährden. Ist eine ex-
pansiv wirkende, d. h. wachstumsför-
dernde Budgetkonsolidierung möglich? 
Gibt es Einsparungsmöglichkeiten, die 
Konsum und Investitionen nicht oder 
wenig bremsen? Lassen sich Einnahme-
quellen für den Staat finden, für die das-
selbe gilt? Sind letztere für das Budget so 
ergiebig, dass man damit wachstums- und 
beschäftigungswirksame zusätzliche Aus-
gaben, wie in der Bildung, Forschung 
oder im Sozialbereich finanzieren kann? 
All diese Fragen sind dann mit ja zu be-
antworten, wenn man sich aus dem Kor-
sett befreit, in dem das Denken seine ge-
wohnten Bahnen zieht. 

Ausgangspunkt der Überlegungen bil-
det die Rolle der Staatsfinanzen in ihrer 
Verteilungs- und Wachstumswirkung. Für 
Österreich sind diese in zahlreichen Un-
tersuchungen sehr gut, wenngleich nicht 
lückenlos, dokumentiert (z. B. Guger und 
Marterbauer 2009). Steuern sollten ur-
sprünglich progressiv wirken und die Un-

gleichheit der Marktlöhne, die wenig mit 
dem gesellschaftlichen Wert der Arbeit zu 
tun haben, ausgleichen. Progressivität in 
der Besteuerung wirkt auch wachstums-
fördernd, wenn die unteren Einkommen, 
die dieses zur Gänze konsumieren, nicht 
oder gering besteuert werden.

Die beobachtbare zunehmende Un-
gleichverteilung der Lohneinkommen 
wird allerdings durch den Staat nicht aus-
reichend korrigiert. Dies vor allem des-
halb, weil das Steuer- und Abgabensystem 
nicht umverteilt. Lediglich die Lohn- und 
Einkommensteuern wirken progressiv, 
Sozialversicherungsbeiträge und Ver-
brauchssteuern sind allerdings viel bedeu-
tender und diese wirken regressiv, d. h. 
sie belasten die unteren Einkommens-
gruppen in Beziehung zum Einkommen 
stärker als die oberen. Würde man sämt-
liche Steuern und Abgaben (Einkom-
men-, Verbrauchs- und vermögensbezo-
gene Steuern, Sozialversicherungsbeiträ-
ge), die die verschiedenen Einkommens-
gruppen leisten, in Relation zum jewei-
ligen Einkommen und Vermögen setzen, 
wäre vermutlich das Steuer- und Abga-
bensystem regressiv, d. h. die unteren 
Einkommen wären stärker belastet als die 
reichen Haushalte. 

Zu viele Steuerschlupflöcher

Im internationalen Vergleich zeichnet 
sich Österreich durch das Fehlen einer 
Vermögenssteuer und einer nennens-
werten Vermögenszuwachssteuer aus. 
Außerhalb der Spekulationsfrist von 
einem Jahr sind beispielsweise Wertzu-
wächse durch den Verkauf von Aktien 
steuerfrei. Dem Staat entgehen durch di-

Intelligent konsolidieren
Auch internationale Organisationen wie der IWF oder die OECD fragen sich,  
ob Budgetkonsolidierung denkbar ist, ohne Wachstum wesentlich zu gefährden.
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ese Steuerschlupflöcher Steuereinnah-
men von mehreren Millionen Euro jähr-
lich. Ein zunehmender Teil des Einkom-
mens wird von den oberen Einkommen 
als müheloser Ertrag erzielt: Erträge aus 
Zinsen, Dividenden und Wertzuwächsen 
von Vermögenswerten. Diese Erträge un-
terliegen nicht den progressiven Sätzen 
der Einkommen- und Lohnsteuer, son-
dern, wenn überhaupt, einem niedrigeren 
proportionalen Steuersatz (25 Prozent). 
Das Geldvermögen ist äußerst ungleich 
verteilt: die obersten zehn Prozent verfü-
gen über 54 Prozent des gesamten Geld-
vermögens (Mooslechner und Schürz 
2009), wobei hier die Stiftungen nicht 
erfasst sind. Der Immobilienbesitz ist 
noch ungleicher verteilt. Hier besitzt das 
oberste Zehntel 61 Prozent. 

Umverteilung der Ausgaben

Über die Ausgabenseite wird sehr wohl 
umverteilt. Dies gilt insbesondere für Ar-
beitslosengelder und soziale Dienstleis-
tungen. Eine Anhebung der Höhe des 
Arbeitslosengeldes und ein Ausbau kom-
munaler sozialer Dienste (Pflege, Kinder-
gärten, Krippen) wären dringend not-
wendig. Gerade letzteres würde Arbeits-
plätze schaffen, Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sowie Konsum und 
Wachstum fördern. Das Gegenteil davon 
passiert.

Aus der Finanzkrise wird eine Krise 
des Sozialstaats, so wie die Krise der skan-
dinavischen Länder Anfang der 1990er-
Jahre, deren Ursache Liberalisierung und 
Deregulierung der Finanzmärkte war, 
letztlich umgedeutet wurde: Der Sozial-
staat sei zusammengebrochen und nicht 

mehr finanzierbar, hieß es damals. Auch 
heute verstärkt die Erhöhung der Staats-
schulden den Druck enorm, bei den So-
zial-, Bildungs- und Gesundheitsausga-
ben einzusparen; Frauen trifft das über-
proportional, da viele von ihnen Emp-
fängerinnen sozialstaatlicher Transfers 
sind. Die Konsolidierung des Budgets 
wird den Druck in diese Richtung noch 
weiter erhöhen. Das »Zurückdrängen der 
Frauen an den Herd«, die Verrichtung 
unbezahlter Haus-, Pflege- und Betreu-
ungsarbeit wären die Folge.

Umverteilung der Ausgaben

Eine Konsolidierungsstrategie, die in je-
nen Bereichen Ausgaben senkt und Ein-
nahmen erhöht, wo untere und mittlere 
Einkommen nicht oder wenig belastet 
werden und die darüber hinaus zusätz-
liche Investitionen in zukunftsträchtigen 
Bereichen vorsieht (Bildung, Gesund-
heit, Forschung, soziale Dienste, Kli-
maschutz), entfaltet mehrere Wirkungen: 
Sie trägt zur gerechten Verteilung der Kri-
senlasten bei, sie fördert Wachstum und 
Beschäftigung und sie verhindert zukünf-
tige Finanzkrisen. Schließlich ist die 
Überinvestition der reichen Schichten in 
Finanzanlagen und die gleichzeitige Kon-
sumschwäche der ärmeren Haushalte ei-
ne wesentliche strukturelle Ursache von 
Finanzkrisen. Die Einkommensschwäche 
der Armen mit Krediten auszugleichen, 
statt für eine gerechte Verteilung zu sor-
gen, ist gescheitert. Jedenfalls war in den 
1930er-Jahren in den USA das Bewusst-
sein über die Ungleichheit als wesentliche 
Krisenursache weit verbreitet. Im New 
Deal unter Roosevelt wurden dann Steu-

erreformen eingeleitet, wobei die Spit-
zensteuersätze nicht nur gegenüber den 
1920er-Jahren bedeutend höher waren, 
sondern auch nach heutigen Maßstäben. 
Der Spitzeneinkommensteuersatz wurde 
in der ersten Amtszeit Roosevelts auf 63 
Prozent und in der zweiten auf 79 Pro-
zent angehoben. Der Spitzenerbschafts-
steuersatz stieg von 20 auf 45, dann auf 
60, später auf 70 und schließlich auf 77 
Prozent. Die durchschnittliche Bundes-
steuer auf Unternehmensgewinne stieg 
von weniger als 14 Prozent im Jahr 1929 
sukzessive auf über 45 Prozent im Jahr 
1955. Diese Reformen verfehlten ihr Ziel 
nicht. Während 1929 die wohlha-
bendsten ein Prozent der US-Amerikaner 
über 40 Prozent des Vermögens ver-
fügten, sank dieser Anteil auf unter 25 
Prozent. Während das oberste eine Pro-
mille gar über 20 Prozent des Vermögens 
verfügte, waren dies später nur noch etwa 
zehn Prozent.

W e b l i n K
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Das »Zurückdrängen der Frauen an den Herd«, 
die Verrichtung unbezahlter Haus-, Pflege- und 
Betreuungsarbeit wären die Folge.
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Die Goldene Mitte
Nach Berechnungen der Statistik Austria gehören mehr als sechs Mio. Menschen  

in Österreich zum sogenannten Mittelstand. 

Autor: Mag. Josef Zuckerstätter 

 
AK Wien, Lohn- und Einkommensentwicklung, 

Lohnstruktur, Arbeitsmarkt

A 
jeda gheat zu ana Minderheit« 
singt Wolfgang Ambros seit 
1977. Heute hat man oft den 
Eindruck, dass die Zeile lauten 

müsste »a jeder gheat zur Mittelschicht«. 
Unabhängig von der Gruppe in der man 
sich befindet, fast immer rechnet sich die 
Mehrheit zur Mittelschicht. Kaum je-
mand deklariert sich als Angehöriger oder 
Angehörige der Oberschicht und auch 
nicht als Angehörige oder Angehöriger 
der Unterschicht. In einer deutschen Be-
fragung (für Österreich gibt es leider kei-
ne vergleichbare Untersuchung) bezeich-
nen sich knapp vier Prozent als Angehö-
rige der Unterschicht, und nur 0,4 Pro-
zent als Angehörige der Oberschicht, 
Selbst der oberen Mittelschicht fühlen 
sich nur neun Prozent zugehörig. Die 
große Masse also fühlt sich der Arbeiter-
schicht oder der Mittelschicht zugehörig.

IV vertritt die Mittelschicht?

Kein Wunder also, dass selbst die Indus-
triellenvereinigung nun meint, sich als 
Vertreterin der Mittelschicht profilieren 
zu müssen. Die Zahl der Personen, die 
Industriebetriebe, und/oder eine Privat-
stiftung besitzen, dürfte mittelfristig wohl 
nicht ausreichen, um politische Mehr-
heiten für Steuerprivilegien aufrecht zu 
erhalten. Wer ist nun die Mittelschicht? 
Verwendet man das bedarfsgewichtete 

verfügbare Jahreseinkommen, so kann 
man rein statistische Grenzen ziehen. 

Das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung bezeichnet in seinen Untersu-
chungen jene Gruppe als Mittelschicht, 
die mehr als 70 Prozent aber weniger als 
150 Prozent des Medianeinkommens zur 
Verfügung hat. Die Statistik Austria teilt 
die Personen ebenfalls in drei Gruppen: 
Einkommen unter der Armutsgefähr-
dungsschwelle (60 Prozent des Medianein-
kommens) gelten als niedrig, Einkommen 
bis zur dreifachen Armutsgefährdungs-
schwelle (180 Prozent des Medians) als 
mittel, und Einkommen darüber als hoch.

Nach dieser Rechnung waren 2007 
in Österreich 1,018.000 Personen (zwölf 
Prozent) armutsgefährdet, 6,474.000 (79 
Prozent) im mittleren Bereich und 
749.000 (neun Prozent) reich.  Man sieht 
bereits, dass es sich bei der großen mitt-
leren Gruppe nicht um eine homogene 
Masse handelt. Was diese Gruppe jedoch 

verbindet ist ihre Abhängigkeit von ihrem 
Arbeitseinkommen. Sie ist definiert 
durch den engen Zusammenhang zwi-
schen ihrer Arbeitsfähigkeit und ihrem 
Lebensstandard. So lange sie arbeiten 
können, geht es ihnen und ihren Kindern 
gut. Sobald sie ihren Arbeitsplatz oder 
ihre Arbeitsfähigkeit verlieren, sind sie 
massiv von sozialem Abstieg bedroht. 

Kein Einkommen ohne Arbeit

Mittelschichtangehörige verfügen im Ge-
gensatz zu Teilen der Oberschicht nicht 
über ein Vermögen, das groß genug ist, 
um ihnen auch ohne Arbeit ein dauer-
haftes Einkommen zur Erhaltung ihres 
Lebensstandards zu sichern. Zur Entlas-
tung der Mittelschicht wären also eine 
Entlastung von Arbeitseinkommen und 
ein fairer Beitrag von Vermögenseinkom-
men deutlich besser geeignet als Sen-
kungen von Grenzsteuersätzen.
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Interview

Schließlich unterscheidet sich die 
oberste Einkommens- und Vermögens-
gruppe deutlich von der Mittelschicht. 
Und selbst in der Gruppe der Reichen 
haben die Reichsten der Reichen noch 
deutlich mehr (meist arbeitsloses) Ein-
kommen und Vermögen als jene, die es 
gerade zu den Besserverdienenden ge-
schafft haben . 

Durchschnitt mal 100

So zeigt die Grafik die Anteile am öster-
reichischen Vermögenskuchen. Die drei 
fast gleich großen Stücke gehören aber 
keineswegs drei gleich großen Gruppen. 
Im Gegenteil: 90 Prozent der Bevölke-
rung und damit auch die gesamte Mittel-
schicht besitzen zusammen etwas weniger 
(31,7 Prozent) als das reichste Prozent der 
Bevölkerung (33,7 Prozent). Das oberste 
Prozent der ÖsterreicherInnen besitzt da-
mit im Mittel etwa hundertmal so viel wie 
der Durchschnitt der breiten Bevölke-
rung. Das restliche Drittel des Vermögens 
teilen sich die »armen Reichen«, die zwar 
zum obersten Zehntel aber nicht zum 
reichsten Prozent gehören, im Schnitt ha-
ben sie aber immer noch das Zehnfache 
der unteren 90 Prozent.

Eine selbst moderate Vermögenssteu-
er würde also nur zu weniger als einem 
Drittel die Mittelschicht betreffen, wäh-
rend die Lohnsteuer sowie die Sozialver-
sicherungsabgaben praktisch ausschließ-
lich von der Mittelschicht aufgebracht 
werden. Die Abhängigkeit von ihrer Ar-
beitsfähigkeit trennt die Mittelschicht 
nicht nur von den Reichen, sie verbindet 
sie auch mit großen Teilen der Unter-
schicht. Letztere sind allerdings aus ver-

schiedensten Gründen – Krankheit, 
schlechter Ausbildung, ererbter Armut, 
usw. – nicht in der Lage, ausreichende 
Einkommen zu erzielen. Die Bereitstel-
lung von guten öffentlichen Leistungen 
und entsprechender Absicherung ist für 
beide Gruppen wichtig. Daher werden 
Beiträge für die Erhaltung des Sozialsys-
tems auch akzeptiert, so lange dieses Sys-
tem auch die Leistungen erbringt, die 
erwartet werden.

Ein Gesundheitssystem, das gute me-
dizinische Betreuung nicht nur mit Zu-
zahlungen bereitstellt, ein öffentliches 
Bildungssystem, das den Kindern eine 
gute Ausbildung bietet, eine Arbeitslo-
senversicherung, die den unmittelbaren 
Abstieg in die Armut bei Arbeitslosigkeit 
verhindert, und nicht zuletzt eine funk-
tionierende öffentliche Infrastruktur sind 
für die Mittelschicht von zentraler Be-
deutung.

Gute Zeiten, schlechte Zeiten

Während sich viele Debatten über den 
Sozialstaat auf die Umverteilung von Ein-
kommen von hohen zu niedrigen Ein-
kommen konzentrieren, wird die viel 
wichtigere Funktion der Umverteilung 
zwischen Lebensphasen und zwischen 
guten und schlechten Zeiten innerhalb 
einer Gruppe, aber auch im individuellen 
Lebenslauf übersehen. 

So ist etwa die Phase der Familien-
gründung eine Phase, in der mehr sozi-
alstaatliche Leistungen in Anspruch ge-
nommen werden. Beginnend von den 
vermehrten Besuchen bei Ärzten, über 
Wohnbeihilfen oder Wohnbauförde-
rungen bis hin zu den Familienbeihilfen. 

Anschließend stabilisiert sich wenn alles 
gut geht das Einkommen, und die Mit-
telschichtangehörigen leisten Beiträge in 
die Sozialsysteme und Steuern zur Finan-
zierung der öffentlichen Leistungen. Im 
Idealfall bis zum Pensionsalter, wo durch 
Pensions-, später auch Pflegeleistungen 
wieder Unterstützung in Anspruch ge-
nommen wird.

So ist es auch bei der Umverteilung 
von guten zu schlechten Lebensphasen. 
Wer das Glück hat, gesund zu sein und 
seine Arbeit zu behalten zahlt Beiträge, 
auch um im Fall von Krankheit oder Ar-
beitslosigkeit Unterstützung zu erhalten. 

Besser NettozahlerIn als krank

Die Debatte um NettozahlerInnen oder 
NettoempfängerInnen ist in diesem Zu-
sammenhang völlig widersinnig. Netto-
empfängerInnen von Leistungen des So-
zialstaates wird man, wenn einem das 
Leben übel mitspielt, man arbeitslos, 
krank oder invalide wird. Eine Situation 
mit der kaum ein gesunder Mensch mit 
sicherem Arbeitsplatz tauschen wollte, 
nur um nicht NettozahlerInnen zu sein. 

Es ist immer besser andern helfen zu 
können, als auf die Hilfe anderer ange-
wiesen zu sein.
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Fast immer rechnet sich die Mehrheit zur Mittelschicht.  
Kaum jemand deklariert sich als Angehöriger oder Angehörige  
der Oberschicht und auch nicht als Angehörige oder Angehöriger  
der Unterschicht. 
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E
s wurde sehr viel unternommen, 
um den Banken in der größten 
Krise seit dem Zweiten Weltkrieg 
unter die Arme zu greifen. Die 

österreichische Regierung schnürte 2008 
ein beachtliches Hilfspaket, und die Eu-
ropäische Zentralbank (EZB) hatte im 
Vorjahr die Mittel für langfristige Refi-
nanzierungsgeschäfte dramatisch erhöht. 
Durch die Ausstattung mit Kapital und 
liquiden Mittel sollten Investitionen wie-
der gestärkt werden. Die Stützung der 
Banken sei ein notwendiger Schritt, um 
letztendlich die Realwirtschaft wieder in 
Gang zu bringen, wurde damals versi-
chert. Doch ist dieses Geld auch tatsäch-
lich in den Betrieben angekommen?

Als die Blase platzte

Als Lehman Brothers im September 
2008 Insolvenz anmelden musste, kipp-
te der Geldmarkt und eine panikartige 
Reaktion setzte im Krisenverlauf ein. Ei-
ne geradezu verbissene Suche nach Geld 
setzte ein. Die spekulative Blase war ge-
platzt, was nunmehr zählte war aus-
schließlich Bares. Angesichts zusammen-
brechender Banken und einer dahinsie-
chenden Autoindustrie schwenkte die 
EZB schnell auf eine expansive Geldpo-
litik ein. Liquidität sollte in den Markt 
gepumpt werden, um das Kreditgeschäft 
wieder anzukurbeln, das wiederum zu 
Investitionen in der Realwirtschaft füh-

ren sollte. Letztendlich sollten damit also 
Arbeitslosigkeit und Einkommensver-
luste verhindert werden.

Eine Quelle- und eine Cosmos-Insol-
venz später fragen sich nun Arbeitneh-
merInnen und KonsumentInnen: Haben 
die Bankenhilfspakete ihren Zweck er-
füllt? Hat die EZB die Kreditklemme tat-
sächlich überwinden können, um Ar-
beitsplätze zu sichern? Wo sind die finan-
ziellen Mittel geblieben, die in die Banken 
gepumpt wurden? 

Geld für Banken

2009 war zweifellos das Jahr der Jumbo-
Kredite. Die EZB bot in drei Tranchen 
zusätzliche Möglichkeiten für einjährige 
Refinanzierungsgeschäfte an, die alles bis-
her Bekannte in den Schatten stellten. 
Am 25. Juni wurden 442,2 Mrd. Euro 
an europaweit 1.121 Bankinstitute aus-
gezahlt. Diese einjährigen Refinanzie-
rungsgeschäfte wurden dabei mit einem 
historisch niedrigen Zinssatz von einem 
Prozent abgewickelt. Der Bedarf an Geld 
war enorm und eine unglaubliche Sum-
me wurde hier transferiert, die den Fi-
nanzmarkt mit ausreichend Liquidität 
versorgen sollte. Am 1. Oktober wurden 
dann noch einmal 75,2 Mrd. an 589 Ban-
ken ausgezahlt. Das Interesse war zwar 
deutlich niedriger, aber immer noch be-
achtlich. Zuletzt wurden am 15. Dezem-
ber fast 97 Mrd. Euro an 224 nachfra-
genden Banken zugeteilt. Insgesamt wur-
den in diesen Geschäften also 614,4 Mrd.
Euro an Banken ausbezahlt.

Trotz der unglaublichen Summen, die 
bei diesen Transaktionen das Konto wech-
selten, beschwichtigt die Finanzwelt: 

»Das sind gewöhnliche Instrumente der 
Zentralbank, um die Wirtschaft zu be-
einflussen. Außergewöhnlich war zu die-
sem Zeitpunkt bloß die Höhe der ausge-
schütteten Mittel, die den Interbanken-
verkehr beflügeln sollten«, erläutert dazu 
Michael Mauritz von der Erste Group. 

Die Versorgung der Banken mit liqui-
den Mitteln gehört selbstverständlich zu 
einer der Hauptaufgaben einer Zentral-
bank, und die Festlegung des Zinssatzes 
zu einem wesentlichen Steuerinstrument. 
Doch die Bereitstellung solcher Summen 
zu einem derart niedrigen Zinssatz führte 
dazu, dass enorme Geldmengen in den 
Interbanken-Markt gepumpt wurden, die 
wiederum neue Probleme verursachten.

Mit der Bereitstellung dieser Mittel 
hatte die EZB zwar bewiesen, dass sie ge-
willt ist enorme Summen an Liquidität 
zur Verfügung zu stellen. Und ohne Geld-
mittel sind keine Investitionen möglich, 
so die Begründung. Soweit leuchtet die 
Argumentation ein. Doch wohin be-
wegten sich diese Geldmittel, nachdem 
sie am Interbankenverkehr gehandelt 
wurden?

Geld für Realwirtschaft

Konnte von dem Aufschwung des Kre-
ditmarktes zwischen den Geldinstituten 
also auch die Realwirtschaft profitieren? 
Dies war ja schließlich ein maßgebliches 
Ziel, das von den Notenbankern mit der 
Ausweitung des Angebots von Offen-
marktgeschäften bezweckt wurde. 

Die Analysen dazu sind recht eindeu-
tig: Unternehmen haben immer noch 
Schwierigkeiten, Kredite von Banken zu 
bekommen. In einer europaweiten Um-

Wer hat das Geld?
Die EZB pumpte Milliarden in den Interbankenverkehr, um das Kreditgeschäft 

anzukurbeln. Bei den Unternehmen ist das wenigste davon angekommen.
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frage wurden im zweiten Quartal 2009 
Manager zur Vergabe von Krediten in ih-
ren Einrichtungen befragt. Das Ergebnis 
war wenig erfreulich: »Die Finanzkrise 
beeinträchtigt weiterhin die Refinanzie-
rungsbedingungen der österreichischen 
Banken«, schreibt dazu Walter Waschic-
zek in den »Statistiken – Daten und Ana-
lysen« der Österreichischen Nationalbank 
(OeNB). Zwar wären teilweise positive 
Einflüsse durch die staatlichen Unterstüt-
zungsmaßnahmen spürbar, dennoch blie-
ben die Refinanzierungsmöglichkeiten 
der Banken weiterhin beeinträchtigt. Die 
österreichischen Geldinstitute hatten im 
zweiten Quartal 2009 im Firmenkunden-
geschäft zum achten Mal in Folge die 
Kreditrichtlinien verschärft.

Obwohl also die EZB Hunderte Mil-
liarden Euro in den Interbanken-Markt 
gepumpt hatte und gleichzeitig die Leit-
zinsen auf ein historisches Niveau herab-
gesetzt hatte, wurden diese Mittel kaum 
in Form von Krediten an Unternehmen 
weitergegeben. Die angekurbelte Liqui-
dität führte kaum dazu, das Kreditge-
schäft mit Geschäftskunden anzustoßen.

Die Spitze des Eisbergs

Dennoch gibt es dazu auch Einwände: 
»In Österreich haben Klein- und Mittel-
betriebe weiterhin kaum Probleme, Kre-
dite zu bekommen. Das Problem betrifft 
vor allem die Industrie, die längerfristige 
Kredite mit größeren Volumina benö-
tigt«, erläutert dazu Michael Mauritz.

Die Krise hat auch schon ihre ersten 
Opfer gefordert. Die Insolvenzen von 
Quelle und Cosmos sind nur die Spitze 
eines Eisbergs, der sein gesamtes Ausmaß 

erst in den nächsten Monaten preisgeben 
wird. Die Zahlen sprechen dabei eine 
deutliche Sprache: Die Insolvenzen in 
den ersten drei Quartalen 2009 haben 
sich gegenüber dem Vergleichszeitraum 
im Vorjahr um 10,5 Prozent gesteigert. 
Die durchschnittlichen Verbindlich-
keiten pro Insolvenzfall stiegen dabei so-
gar um 32 Prozent an. 

Zweite spekulative Blase

Wenn das Geld also nur zögerlich in die 
Realwirtschaft fließt, wo sind dann die 
Milliarden der Zentralbank hinver-
schwunden?

Ein Teil des Geldes wurde von den 
Geschäftsbanken gleich in der Zentral-
bank gebunkert. »Damit konnten sie ih-
re in Schieflage geratenen Bilanzen wieder 
stabilisieren«, erklärt Teodoro Cocca, Pro-
fessor für Asset Management an der Lin-
zer Universität. Der andere Teil der liqui-
den Mittel wurde investiert, doch keines-
wegs in der Realwirtschaft, wie von den 
Notenbankern erwartet, sondern wieder 
am Kapitalmarkt.

»Die liquiden Mittel wurden sofort 
dazu verwandt, wieder in den Finanz-
markt zu investieren«, erklärt Cocca. Ein 
Teil der Liquidität floss also wieder in 
Aktien, Rohstoffe und Anleihen. Auf je-
ne Märkte also, die noch vor zwei Jahren 
die Weltwirtschaftskrise in Gang gesetzt 
hatten. »Wenn man eine liquiditätsbe-
dingte Blase mit noch mehr Liquidität 
bekämpft, macht man nichts anderes, als 
einem Drogenabhängigen noch mehr 
Drogen zu verabreichen. Das mag kurz-
fristig die Situation entspannen und die 
Symptome mildern. Langfristig wird sich 

aber an der Abhängigkeit nichts ändern. 
Schlimmer noch, die Abhängigkeit und 
die Dosen werden zunehmen«, meint da-
zu auch Jochen Felsenheimer von Assena-
gon Asset Management S. A.

Warum die Banken wieder am Kapi-
talmarkt investieren ist einfach erklärt: 
»Die Renditen sind dort einfach höher. 
Die Banker vergleichen den Ertrag der 
unterschiedlichen Anlageklassen und 
transferieren das Geld dorthin, wo es am 
meisten Profit abwirft«, so Cocca weiter. 
»Sie können dort zwar nicht unlimitiert 
investieren, doch ein großer Teil ist dort-
hin geflossen. Wir stehen also vor dem 
Problem, dass sich wieder eine spekula-
tive Blase bilden könnte.« 

Das fundamentale Problem liegt also 
in der Profitlogik der Kapitalakkumula-
tion begründet, die nun ein weiteres Mal 
auf eine mögliche Katastrophe zusteuert. 
Investiert wird dort, wo kurzfristig die 
höchste Rendite lockt, ungeachtet län-
gerfristiger, struktureller Hindernisse.
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Eine Quelle- und eine Cosmos-Insolvenz  
später fragen sich nun ArbeitnehmerInnen  
und KonsumentInnen: Haben die Bankenhilfspakete 
ihren Zweck erfüllt? 

W e b l i n K

OeNB: Statistiken – Daten und Analysen: 
tinyurl.com/yac48qm
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1 Name von der Redaktion geändert

Eine halbe Sau
Als der Bausparvertrag auslief, musste der Sohn der Schule fernbleiben.  

Ein Modell der Mikroökonomie, bei dem der Faktor Mensch zählt.

Autorin: Mag. Gabriele Müller

 
Freie Journalistin

E
s gibt eine Reihe von Regeln, an 
die sich die Beteiligten am Wirt-
schaftssystem im Haus Weg-
scheid1 fast ausnahmslos zu hal-

ten scheinen. Jedes der drei Kinder ist 
nicht nur für seine eigenen Sachen, son-
dern auch für bestimmte Arbeiten im 
Haus verantwortlich. Nur einmal, er-
zählt die Chefin, habe das Älteste der 
drei Kinder ein wenig übertrieben. »Aber 
das«, sagt die Mutter verschmitzt, »bleibt 
unter uns.«

Der Unfall des Vaters vor etwa zehn 
Jahren hat das Leben der Familie von 
Grund auf verändert. Der ehemalige 
Lehrer kann heute, wenn es gut geht, 
nur noch Hilfsarbeiten verrichten. Ma-
ximal 325 Euro monatlich erhält er da-
für, den Baumbestand des Gutsherrn in 
verschiedenen Regionen Niederöster-
reichs in Ordnung zu halten. Ist der Wald 
weiter weg, rechnet sich der Einsatz 
kaum. Denn die Benzinkosten sind eine 
Variable, die im Haushaltsbudget mög-
lichst gering zu halten ist.

Keine Schnitzelsemmel

Die Geldbörse der Mutter ist am Mo-
natsende prall gefüllt. Sie bewahrt darin 
sämtliche Rechnungen auf, die sich seit 
Monatsanfang angesammelt haben. In 
der Retrospektive betrachtet zeige sich, 

wo in Zukunft Einsparungspotenziale 
genutzt werden können. Am meisten 
sparen könne sie beim Essen, sagt sie. 
Nicht einmal zur Diskussion stehen hier 
die Schnitzelsemmeln oder das Cola, die 
in der Schulkantine angeboten werden. 
Deren Sinnhaftigkeit sehe sie nicht ein. 
Brot wird zu Hause gebacken, die selbst 
gemachten Fruchtsäfte sind nicht nur 
billiger, sondern auch gesünder. Die 
sorgfältig aufbewahrten Rechnungen ha-
ben ihr gezeigt, dass im Durchrech-
nungszeitraum eines Jahres zu viel für 
Fleisch ausgegeben wird. Jetzt muss eine 
halbe Sau her. Denn ganz auf Fleisch zu 
verzichten, sei auch nicht gesund. Die 
Arbeit im Herrschaftswald ist schließlich 
hart. 

Haushaltsbuch und Haushaltstipps

Aus dem Gespräch zur Frage über »Füh-
ren Sie ein Haushaltsbuch?« wird eine 
Einführung in praktizierte Hauswirt-
schaftslehre. Etwa: Man gehe nie ohne 
Einkaufszettel in den Supermarkt bzw. 
kaufe nichts, was nicht auf diesem steht. 
Außer, eine Ausnahme von dieser Regel 
ist sachlich zu begründen. Oder: Altes 
Gebäck, das an der Arbeitsstelle wegge-
worfen wird, verwerte man als Brösel, in 
Puddings und Suppen. Man binde alle 
Mitglieder des Haushaltes in die Jagd 
nach Sonderangeboten ein. Aus dem 
Sparen wird so ein Sport, aus dem Ver-
zicht ein Einkaufsspaß für die ganze Fa-
milie. 

Sehr viel sparen könne sie bei sich 
selbst, sagt sie, denn es gebe einiges, was 
sie nicht brauche. Neue Kleidung wird 
ausschließlich für die Kinder gekauft. 

Das Kleid zur Matura hat die Tochter 
nach dem Ball in eBay inseriert. Das 
Snowbord für den Sohn hat Frau Weg-
scheid im Internet ersteigert. Dass er 
beim Wettbewerb in der Schule damit 
eine Goldmedaille gewonnen hat, »war 
zwar nicht nötig, freut einen aber schon«. 
Frau Wegscheid wählt das Nötigste für 
sich und den Mann aus den Altkleidern 
oder näht selbst.

Für den Konsum verfügbar

Das kleine Haus, mitten in einem Dorf 
an den Ausläufern der Wagramer Hügel-
kette, wirkt behaglich, es fehlt hier – of-
fenbar – an nichts. Das strenge Sparpro-
gramm der Familie hat ein Interieur her-
vorgebracht, das in keinem Möbelkatalog 
zu finden wäre. Auch die Geschichten der 
einzelnen Stücke berichten von Abenteu-
ern, die zu ihrer Erlangung führten, Be-
suche von Einkaufshäusern sind keine 
dabei.

In der mikroökonomischen Haus-
haltslehre, so eine Definition, ist ein 
Budget das für den Konsum verfügbare 
Einkommen eines Privathaushalts. Das 
sind im Hause Wegscheid, je nach Hin-
zuziehung des Mannes auf dem Arbeits-
markt, in guten Zeiten rund 500, in 
schlechten 300 Euro pro Monat, oder 
auch darunter. Frau Wegscheid ist Kran-
kenschwester. Bei guter Organisation, 
sagt sie, gelingt es, so viel zu arbeiten wie 
eineinhalb Personen. 

Immer wieder falle ein Nachtdienst 
aus, in Wien oder Linz.

So käme es, dass auch in schlechten 
Zeiten kein Minus auf ihrem Konto ent-
standen sei. Denn eine Rente bezieht der 
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In der Retrospektive betrachtet zeige  
sich, wo in Zukunft Einsparungs potentiale  
genutzt werden können. Am meisten sparen  
könne sie beim Essen, sagt sie.

W e b l i n K s

Haushaltsbudgetrechner der AK Wien
www.arbeiterkammer.at/ 

Haushaltsbudget/

Rechner, die sparen helfen
wien.arbeiterkammer.at/rechner.htm

2 Community Statistics on Income and Living Conditions

Mann (Migrationshintergrund) aus sei-
nem Unfall nicht. 

Neben der finanziellen Monatspla-
nung erstellt Frau Wegscheid einen öko-
nomischen Jahresplan. Hier werden 
Schulbeginn und andere voraussehbare 
Kostenfaktoren eingetragen. Ebenso die 
wenigen erwartbaren Sondereingänge, 
wie Weihnachts- und Urlaubsgeld, die 
für Sonderausgaben und Extrabelas-
tungen genutzt werden. Als der Bauspar-
vertrag des Jüngsten fällig war, wurde die 
Schule für einen Tag gestrichen. Seine 
Aufgabe war es, die Wände des neuen 
Holzkellers streichen. Das Geld aus der 
Bausparkasse war in die Umstellung der 
Heizung von Gas auf Holz investiert 
worden. Nicht allein wegen dem Unfall 
des Vaters hat die Familie ein Wirt-
schaftssystem der Knappheit. 

Die Ausbildung von drei Kindern 
»geht ins Geld. Aber hier wird nicht ge-
spart«. Die Älteste studiert bereits in 
Wien, die Schwester folgt demnächst, 
der Jüngste träumt von einer Karriere als 
Tiefbauingenieur. Das alles sei teuer, aber 
das einzige, das wirklich lohne. 

»Sind Sie«, frage ich, »ein Vorzeige-
opfer der Krise? Pflanzen Sie ihre Toma-
ten selbst am Balkon?« Nein, antwortet 
sie. Die Tomaten pflanze der Mann im 
Garten, seit Jahren schon. Es brauche 
keine Krise zur Nutzung des Hausver-
standes. 

Keine Tomaten am Balkon

Herbert Steiner1 pflanzt keine Tomaten. 
Er hat weder Garten noch Balkon. Er 
wohnt in einem der neuen Siedlungs-
bauten am Rand einer niederösterrei-

chischen Kleinstadt, da wo es ausschaut 
wie überall und nirgends. Hier kennt 
jeder noch jeden, vom Steiner weiß man, 
dass er Arbeit sucht. Der wird keine fin-
den, sagt man, aber ihm nicht direkt ins 
Gesicht. 

Ein guter Tag beginnt ohne Budget

Ein guter Tag beginnt ohne Budget, hat 
er gewitzelt, damals zur Zeit des Finanz-
ministers mit der grünen Badehose, als 
er die Arbeit verlor. Das ist lange her, 
heute lebt Herr Steiner von knapp 600 
Euro Notstandshilfe. Die Differenz, die 
ihm als Ausgleichsrichtsatz zustünde, 
holt er nicht ab. 

»Den sollen sie sich ...« sagt er, als 
könne er sich durch den Verzicht auf sein 
Recht rächen an jemandem, der ihm 
durch Entzug der Arbeit auch sein Anse-
hen genommen hat. Und wenn er, viel-
leicht, eines Tages doch wieder Arbeit hat, 
dann müsse er die Sozialhilfe ja wieder 
zurückzahlen. Und Schulden hat er noch 
nie gemacht, darauf ist er stolz. 

Im Vergleich mit dem Bevölkerungs-
durchschnitt haben die Klienten und Kli-
entinnen der Schuldnerberatung monat-
lich deutlich weniger als das Durch-
schnittseinkommen zur Verfügung. Der 
Grundbetrag des (nicht exekutierbaren) 
Existenzminimums lag 2008 bei 747 Eu-
ro. Rund 23 Prozent der KlientInnen ver-
dienen weniger als das Existenzmini-
mum. Das, so die Experten, macht die 
Schuldensanierung deutlich schwieriger. 

Wie hoch ist Herrn Steiners Monats-
budget nach Abzug der Fixkosten? 

»Niedrig,« sagt er. Laut der SILC-Erhe-
bung 2, die über die Lebensbedingungen 
der Privathaushalte in der Europäischen 
Union gesammelt werden, stehen dem 
untersten Einkommenszehntel jährlich 
weniger als 10.635 Euro zur Verfügung. 
Das sind rund 800.000 Personen (zehn 
Prozent der Bevölkerung), die mit nur 
vier Prozent des gesamten Einkommens 
auskommen müssen. (Die oberen zehn 
Prozent haben 22 Prozent des gesamten 
Äquivalenzeinkommens zur Verfügung.)

... und manchmal schämt er sich

Herr Steiner schämt sich, die Sozialhilfe 
abzuholen. Manchmal, so sagt er, geht er 
jetzt zum Sozialbus, der seit einigen Mo-
naten die Gegend bereist. Aber nur wenn 
er dort Halt macht, wo ihn keiner der 
Nachbarn sieht.
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V
ermutungen über mögliche ge-
sundheitliche Nebenwirkungen 
der Krise gibt es viele, konkrete 
Fakten allerdings (noch) kaum, 

doch erste Zahlen werden schon genannt. 
So fielen die Gehaltszuwächse 2009 deut-
lich geringer aus als erwartet. Das führte 
unter anderem dazu, dass die Einnahmen 
der Pensions- Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung rund 170 Millionen Euro 
niedriger waren als kalkuliert. Für 2010 
rechnet man mit Einbußen von 485 Mil-
lionen. Neben krisenbedingten Sparmaß-
nahmen und Kürzungen steht den Öster-
reicherInnen in den nächsten Jahren au-
ßerdem noch die von der EU geforderte 
Budgetkonsolidierung ins Haus. Sparbe-
darf laut aktuellem Bericht des Instituts 
für Wirtschaftsforschung (WIFO): zehn 
Mrd. Euro für die kommenden drei Jahre.

Unterschiedliche Stressursachen

Im Frühjahr 2008, kurz vor Ausbruch 
der Krise, gaben 35 Prozent der Arbeit-
nehmerInnen an, durch Zeitdruck »ziem-
lich« oder »sehr belastet« zu sein (AK-
Arbeitsklimaindex). Im Verlauf der Krise 
ist der Wert bis November 2009 auf 28 
Prozent gesunken, bei den ArbeiterInnen 
sogar von 40 auf 30 Prozent. Eine nahe-
liegende Erklärung für diese Entwicklung 
ist, dass leere Auftragsbücher den Zeit-
druck reduziert haben. Das ist aber nur 
eine Seite der Medaille. Auf der anderen 

Seite steht die Angst um den Arbeitsplatz. 
»Die Wirtschaftskrise löst Angst aus«, so 
Alexander Heider, AK-Experte für Si-
cherheit und Gesundheit, »selbst wenn 
es manche vielleicht nicht zugeben. Die-
ser Stress kann krank machen, auch das 
Risiko von Suchterkrankungen ist er-
höht.« Werden die Arbeitsplätze knapp, 
dann sind Konflikte nicht mehr weit. So 
verzeichnete das Zentrum für Mobbing-
beratung und Konfliktlösung am Arbeits-
platz im vergangenen Jahr einen deut-
lichen Anstieg des Beratungsbedarfs.

Ähnlich diffizil ist die Situation punk-
to Krankenstände: Laut Arbeitsgesund-
heitsmonitor der AK-OÖ kamen 58 Pro-
zent der ArbeitnehmerInnen manchmal 
krank zur Arbeit, weil sie ihre KollegInnen 
nicht im Stich lassen wollten. Dieser 
Druck fällt angesichts geringeren Arbeits-
anfalls teilweise weg – sofern die schlech-
te Auftragslage nicht durch Personalkür-
zungen ausgeglichen wurde. Viele gönnen 
sich aber trotzdem nicht genug Erholung, 
weil sie Angst haben, durch längere Kran-
kenstände negativ aufzufallen. Statistiken 
über die Entwicklung der Krankenstands-
tage für 2009 gibt es derzeit noch nicht.

Univ.-Doz. Prim. Dr. Werner Schöny, 
ärztlicher Direktor der Nervenklinik Linz 
und Vorstandsvorsitzender von pro men-
te Oberösterreich: »Der Arbeitsplatzver-
lust löst heute stärkere existenzielle Ängs-
te aus als noch vor zwei bis drei Jahren. 
So kommen immer mehr Menschen mit 
Angst und Hoffnungslosigkeit in das Kri-
seninterventionszentrum Linz. Einige 
sind bereits arbeitslos, andere erfüllen aus 
Angst die Arbeit von ursprünglich zwei 
Personen. Belastende Arbeitssituationen 
werden heute eher resigniert in Kauf ge-

nommen und Konflikte nicht mehr aus-
getragen, aus Angst, sonst ›auf die Ab-
schussliste‹« zu kommen.« Wobei der An-
stieg psychischer Erkrankungen schon 
längere Zeit zu verzeichnen ist. Die da-
durch verursachten Krankenstandstage 
sind zwischen 2003 und 2008 von 1,5 auf 
2,2 Mio. gestiegen. Bei den Angestellten 
sind psychische Krankheiten die häufigste 
Pensionsursache. Diese Tendenzen müs-
sen nicht zwangsläufig bedeuten, dass die 
österreichische Seele immer kränker wird. 
Depressionen sind auch international be-
reits zur Volkskrankheit geworden – ver-
mutlich unter anderem deshalb, weil man 
heute über psychische Krankheiten mehr 
weiß als früher, und weil diese – zum 
Glück – nicht mehr so stigmatisiert sind.

Herausforderung: Wir werden älter

Aktuell steht das österreichische Gesund-
heitssystem unter anderem vor der He-
rausforderung, dass die Menschen und 
damit auch die ArbeitnehmerInnen im-
mer älter werden. In 20 Jahren wird je-
der/jede vierte ÖsterreicherIn älter als 65 
sein. Das bedeutet für Unternehmen un-
ter anderem, dass nachhaltiges betrieb-
liches Gesundheitsmanagement immer 
wichtiger wird, um die Leistungsfähigkeit 
der MitarbeiterInnen zu erhalten. Ob-
wohl laut einer Mercer-Studie den Un-
ternehmerInnen durchaus bewusst ist, 
dass betriebliches Gesundheitsmanage-
ment die MitarbeiterInnenzufriedenheit 
und damit die Produktivität erhöht, fin-
den sich in diesem Bereich in Österreich 
nur punktuelle Aktivitäten wie Impfak-
tionen oder Gratis-Obst. Zum Teil, weil 
sich alle Beteiligten punkto Gesundheit 

Autorin: Astrid Fadler
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Krank durch die Krise
Sparpläne sind heute fast allgegenwärtig: Der Staat setzt den Rotstift an, genauso 
wie Sozialversicherungsträger, internationale Konzerne oder Kleinunternehmen.
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Obwohl laut einer Mercer-Studie den UnternehmerInnen  
durchaus bewusst ist, dass betriebliches Gesundheitsmanagement 
die MitarbeiterInnenzufriedenheit und damit die Produktivität 
 erhöht, finden sich in diesem Bereich in Österreich nur punktuelle 
 Aktivitäten wie Impfaktionen oder Gratis-Obst.
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Arbeitsgesundheitsmonitor der AK OÖ:
tinyurl.com/ycjx496

auf den Sozialstaat verlassen, zum Teil 
weil – laut Mercer-Studie – die bürokra-
tischen Hürden, um etwa an entspre-
chende Förderungen zu kommen, vielen 
Unternehmen zu hoch sind.

Mehr als die Hälfte der Österreiche-
rInnen befürchtet, dass sich die Wirt-
schaftskrise negativ auf Gesundheit und 
Sicherheit am Arbeitsplatz auswirken 
wird – so eines der Ergebnisse einer Um-
frage der Europäischen Agentur für Si-
cherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz 
(EU-OSHA) vom Juni 2009.

Nebenwirkungen

ExpertInnen sehen bereits erste Anzei-
chen von Einschränkungen bei den nicht 
gesetzlich vorgeschriebenen Gesund-
heitsmaßnahmen. Alexander Heider: 
»Aktivitäten zur betrieblichen Gesund-
heitsförderung werden teilweise verrin-
gert oder gestoppt. So bietet etwa der 
ÖGB ein zum Großteil gefördertes be-
triebliches Projekt zum Thema ›Impulse 
gegen Arbeitsstress‹ an. Hier ist die Nach-
frage geringer, manche Betriebe haben 
sich krisenbedingt wieder abgemeldet.«

Theoretisch weiß jede/r Erwachsene 
in Österreich, was einen gesunden Le-
bensstil ausmacht. Die Realität sieht dann 
allerdings leider anders aus. Eine Studie 
der Arbeitsmedizinischen Ambulanz der 
MedUni Wien mit mehr als 300 Jobsu-
chenden zeigte, dass nach sechs Monaten 
Erwerbslosigkeit der Alkoholkonsum 
drastisch zunimmt. Die körperliche Leis-
tungsfähigkeit sinkt, Blutdruck, der 
Stress-Faktor Cortisol und Gewicht stei-
gen unabhängig vom Alter an. Sparen, 
das bedeutet für viele Menschen (auch 

im Rest von Europa) leider nicht, dass 
Kalorien gespart werden oder man vom 
Auto aufs Rad wechselt. Bei einer aktu-
ellen GfK-Umfrage in neun europäischen 
Ländern gaben 43,5 Prozent der Öster-
reicherInnen an, dass sie Lebensmittel 
und Getränke so preisgünstig wie mög-
lich einkaufen. Das muss nicht unbedingt 
heißen, dass sich viele nun (noch) unge-
sünder ernähren als bisher. Angesichts der 
Tatsache, dass der Anteil jener, die bei 
Schuhen und Kleidung (30 Prozent) oder 
bei Haushaltsgeräten sparen, deutlich ge-
ringer ausfiel, lässt sich jedoch eine Ten-
denz ablesen. Einschränkungen beim Au-
tofahren kommen nur für 23 Prozent in 
Frage.

Es wäre also illusorisch zu erwarten, 
dass sich die Wirtschaftskrise nicht auch 
in irgendeiner Form negativ auf die Ge-
sundheit von so manchem/r Österreiche-
rIn auswirken würde. Wobei die Folgen 
von Spar- und Sanierungsmaßnahmen 
keineswegs überall so schmerzhaft aus-
fallen müssen wie oft befürchtet. So lis-
tete das WIFO nicht nur den Konsoli-
dierungsbedarf auf, sondern lieferte auch 
einige konkrete Lösungsansätze: Mit 
rund sechs »Akutbetten« pro 1.000 Ein-
wohnerInnen liegen die österreichischen 
Krankenhäuser im europäischen Spitzen-
feld – die meisten anderen EU-Länder 
kommen mit drei bis vier aus. Das  WIFO 
empfiehlt daher den Abbau dieser Über-
versorgung und eine transparente Spi-
talsfinanzierung sowie die Zusammen-
führung von Ausgaben- und Finanzie-
rungsverantwortung. Sparpotenzial: 
kurzfristig 300 Mio. Euro, langfristig  
2,8 Mrd. Euro. Und wie gehts den Phar-
makonzernen in der Krise? Bisher sind 

die meisten im Vergleich zu anderen 
Branchen verhältnismäßig glimpflich 
 davongekommen. Doch in letzter Zeit 
mehren sich Meldungen, dass auch hier 
Jobs abgebaut werden sollen. Zum Teil 
dürfte der Sparwille der Pharmariesen 
auch eine »Vorsichtsmaßnahme« als Re-
aktion auf die allseits immer lauter wer-
dende Kritik an den zu hohen Medika-
mentenpreisen sein. 

 Arbeitsplätze durch Innovation

Als positives Beispiel für Wachstum trotz 
Wirtschaftskrise wurde die Biotech-Fir-
ma AFFiRis Wiener Landessieger beim 
von Arbeiterkammer und Forschungsför-
derungsgesellschaft (FFG) veranstalteten 
Wettbewerb »Arbeitsplätze durch Inno-
vation«. 

Das 2003 gegründete Unternehmen 
konnte im Krisenjahr 2009 die Zahl der 
Arbeitsplätze (derzeit 60 Mitarbeite-
rInnen) verdoppeln.
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D
er Blick auf die Ereignisse, die 
sich vor vielen Jahren abgespielt 
haben, ist oft mit Unschärfen so-
wie Verklärungen verbunden und 

trägt meist wenig zum tiefen Verstehen 
des Geschehenen bei. Der Blick zurück ist 
folglich ein wenig lohnender – außer es 
handelt sich um Ereignisse, die, wie in 
unserem Fall, den Kodex einer politischen 
Ordnung in Frage gestellt haben und de-
ren Nachhall noch immer spürbar ist. Die-
se Vorgänge sind das Werk von zwei Män-
nern, die ihren persönlichen politischen 
Ehrgeiz über die Interessen eine Landes 
und seiner Menschen gestellt haben: Wolf-
gang Schüssel und Jörg Haider haben sich 
Österreich zu Willen gemacht – ohne 
Rücksicht darauf, welche Werte, Hal-
tungen und Interessen verletzt wurden.

Von langer Hand vorbereitet

Der 4. Februar 2000, Tag der Angelobung 
des Kabinetts Wolfgang Schüssel I, hat ei-
ne lange Vorgeschichte. Schwarz-Blau war 
von langer Hand vorbereitet. Auch die In-
halte, die die Rechtsaußen-Regierung in 
den Jahren bis 2006/07 umsetzen sollte, 
waren strategisch vorbereitet. Zerschla-
gung der Sozialpartnerschaft und Privati-
sierungsexzesse waren gewollt. 

1999 waren zwischen ÖVP und FPÖ 
die Grundlagen der künftigen Zusammen-
arbeit längst besprochen. Indiz dafür ist 

eine Sitzung des freiheitlichen Bundespar-
teipräsidiums im Sommer 1999. Damals 
analysierte Parteichef Jörg Haider die po-
litische Lage und kam zum Schluss, dass 
die FPÖ in jedem Fall nach der kommen-
den Nationalratswahl in der Regierung 
vertreten sein werde. Dass die Weichen in 
Richtung Schwarz-Blau gestellt waren, hat-
te sich im Sommer 1999 auch unter den 
Funktionären der ÖVP herumgesprochen.

Die große Pokershow

So sollte es auch kommen und alle »Offen-
legungen« sowie Beteuerung von Wolfgang 
Schüssel, Andreas Khol und anderen in der 
ÖVP, die Geschehnisse um die Jahreswen-
de 1999/2000 hätten sich einfach »entwi-
ckelt« sind grober geschichtskittender Un-
fug. Das Versprechen von Schüssel, die 
ÖVP werde im Fall, dass sie bei den Nati-
onalratswahlen nur auf dem dritten Platz 
lande in Opposition gehen, war nur zur 
Wählermaximierung gedacht. Es reichte 
dennoch nicht für die ÖVP, Platz zwei bei 
den Wahlen am 3. Oktober 1999 zu ero-
bern. An diesem Abend begann für den 
Gambler Schüssel die großer Pokershow.

Wochenlang verweigerte er sich kons-
truktiven Gesprächen, um eine Regie-
rungsbildung möglich zu machen mit dem 
Hinweis auf seine Aussagen im Wahl-
kampf. Wohl wissend, dass er sein ange-
schlagenes Gegenüber, Bundeskanzler Vik-
tor Klima (SPÖ) in eine ausweglose Situ-
ation trieb. Erst als Frust und Druck in der 
Öffentlichkeit über die Verweigerungshal-
tung der ÖVP so groß wurden, dass neu-
erliche Wahlen im Raum standen, gab 
Schüssel nach und bequemte sich zu soge-
nannten Sondierungsgesprächen mit der 

SPÖ. Im Zuge dieser Gespräche schraubte 
er die Forderungen an die SPÖ immer hö-
her, bis sie schließlich scheiterten. In Re-
kordzeit wurde das schwarz-blaue Regie-
rungsprogramm »ausverhandelt«. Ende 
Jänner präsentierten Schüssel und Haider 
ihr Regierungsprogramm, das noch von 
den Parteigremien abgesegnet werden 
muss te. Spätestens zu diesem Zeitpunkt 
war klar, dass die Wende einen neuen au-
toritären Ton im Land bringen würde.

Dieser wurde erstmals in jenen Nacht-
stunden manifest, als der ÖVP-Bundes-
parteivorstand zusammentrat, um das 
 Koalitionspapier mit der FPÖ abzusegnen. 
Es war wenige Tage vor dem 4. Februar 
2000. Der schwarze Parteivorstand war in 
den Klubräumen der ÖVP im Parlament 
zusammengekommen, um das Programm 
zu diskutieren und für 22 Uhr wurde eine 
Pressekonferenz einberufen. Die Diskus-
sionen im ÖVP-Vorstand zogen sich bis 
nach Mitternacht in die Länge, und die 

Die Demoralisierung
Vor zehn Jahren ließ Finanzminister Grasser »einen guten Tag mit einem 

sanierten Budget beginnen«. Eine Top-Journalistin erinnert sich an die Wende.
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Pressekonferenz konnte erst gegen 0.30 
Uhr beginnen. Schüssel und seine engsten 
Vertrauten traten vor die nur noch spär-
lich anwesende Journalistengruppe und 
der damalige Außenminister verkündete 
stolz, dass der Parteivorstand mit nur ei-
ner Stimmenthaltung das schwarz-blaue 
Paket angenommen habe.

Rauschen im Blätterwald

Die nationale und internationale Empö-
rung über die Vorgangsweise von Schüssel, 
Haider und Co. war bereits groß. Unter-
tags hatten zwei vorab bekanntgewordene 
Interviews für große Aufregung gesorgt. 
Zum einen hatte Jörg Haider in einem 
Interview mit der Hamburger Wochen-
zeitung »Die Zeit« heftige Attacken gegen 
die Staats- und Regierungschefs der EU 
geritten, vom Ende der Vergangenheits-
bewältigung und mehr gefaselt. Der ORF 
meldete ununterbrochen und in den in-
ternationalen Presseagenturen jagte eine 
Eil-Meldung die andere. Wohl kaum ein 
Vorgang, der dem österreichischen Au-
ßenministerium und seinem Chef Schüs-
sel verborgen bleiben konnte. Fast zeit-
gleich veröffentlichte die Austria Presse 
Agentur ein Interview von Bundespräsi-
dent Thomas Klestil mit dem News-Re-
dakteur Alfred Worm. Klestil übte darin 
heftige Kritik an Schüssel und warf ihm 
einen Zick-Zack-Kurs bei den Sondie-
rungsgesprächen vor, was nichts anderes 
heißt, als dass Schüssel den Präsidenten 
getäuscht hatte.

Das alles war Schüssel naturgemäß be-
kannt, als er zur Geisterstunde die Journa-
listInnen über das Ergebnis der ÖVP-Vor-
standssitzung informierte. Diese wussten 

es ebenso und wollten von Schüssel wis-
sen, wie er die Vorgänge einschätze. Der 
Mann, der sich bereit machte ins Kanzler-
amt einzuziehen, war aber in jenen Nacht-
stunden nicht gewillt, der demokratischen 
Öffentlichkeit Rede und Antwort zu ste-
hen. Als eine Journalistin hartnäckig blieb 
und versuchte, den Außenminister auf die 
internationalen Auswirkungen anzuspre-
chen, wurde er unwirsch und meinte, die 
Kollegin habe ohnedies schon eine Frage 
gestellt und beendete die Pressekonferenz 
unvermittelt. Die wenig verbliebenen Jour-
nalistInnen erfuhren zum ersten Mal, was 
die kommenden Jahre bringen sollten: 
Schweigen, Ignorieren, Untertauchen ge-
genüber kritischen Fragen der Öffentlich-
keit, und wenn dies alles nichts nütze Ein-
schüchterung und ökonomischer Druck 
auf die Verlage, die JournalistInnen be-
schäftigten, die »nicht mehr ins neue Re-
gime passten.« Der neue autoritäre Ton im 
Land wurde in den turbulenten Tagen be-
sonders deutlich: Gerhard Marschall, da-
mals Redakteur der Oberösterreichischen 
Nachrichten wurde von seinem Arbeitge-
ber Rudolf Cuturi mit den Worten gekün-
digt, er Marschall, passe nicht mehr ins 
neue Regime, weil er es gewagt hatte die 
neue Konstellation zu kritisieren. 

Ein neuer Ton im Land

Der neue autoritäre Ton im Land sollte 
sich in den kommenden Wochen weiter 
verschärfen. Beim ersten inhaltlichen Mi-
nisterrat begann Schüssel, offen Druck 
auf kritische JournalistInnen auszuüben. 
In diesen Tagen ging es um die Beurtei-
lung des Regierungsprogramms u. a. 
durch den Österreichischen Gewerk-

schaftsbund (ÖGB). Dieser hatte in Ana-
lysen des Programms heftig kritisiert, dass 
es ein Umverteilungsprogramm zulasten 
der ArbeitnehmerInnen sei. 

Ich machte diese heftige Kritik des 
ÖGB im Pressefoyer nach dem Minister-
rat zum Thema und wollte vom Kanzler 
wissen, wie er sie entkräften könne. Da-
raufhin warnte mich Schüssel, indem er 
meinte, ich sei die Innenpolitikchefin ei-
ner nicht unwichtigen österreichischen 
Tageszeitung, und ich solle nicht die 
Kampfparolen des Gewerkschaftsbundes 
übernehmen. Eine unverhohlene Dro-
hung gegenüber einer Journalistin, deren 
Aufgabe es schließlich ist, den Regie-
renden kritische Fragen zu stellen. Nicht 
nur in meinem Fall, auch im ORF und 
gegenüber anderen kritischen Journa-
listen wurde massiver Druck ausgeübt, 
der dazu führte, dass sie ihrer Funktionen 
enthoben wurden, wenn sie sich nicht 
dem neuen Regime anpassten. Die in den 
folgenden Jahren manifest gewordene 
Demoralisierung der österreichischen Öf-
fentlichkeit hat damals ihren Anfang ge-
nommen. Sie war und ist die Grundlage 
für viele Fehlentwicklungen in Öster-
reich, die heute in ihrer gesamten Trag-
weite sichtbar werden (Stichwort System 
K. H. Grasser) und massiv nachwirken.

Ich machte diese heftige Kritik des ÖGB im Pressefoyer 
nach dem Ministerrat zum Thema und wollte von Kanzler 
wissen, wie er sie entkräften könne. Daraufhin warnte 
mich Schüssel, indem er meinte, ich sei die Innenpolitik-
chefin einer nicht unwichtigen österreichischen Tages-
zeitung und ich solle nicht die Kampfparolen des Gewerk-
schaftsbundes übernehmen. 
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Politische Bildung – wozu?
Ein grundlegendes Verständnis von Politik und Parteien ist demokratiepolitisch 

notwendig und eine Chance für die ArbeitnehmerInnenvertretung.

E
in Rückblick auf die relativ kurze 
Geschichte der politischen Bil-
dung zeigt, dass diese meist ein 
wenig geliebtes Kind im Erzie-

hungssystem gewesen ist. Gerade im 
Schulbereich hatten Eltern und Lehrende 
oft wenig Freude mit der vermuteten »Po-
litisierung« scheinbar »unpolitischer« 
Sachverhalte. Spätestens in den 1980er- 
Jahren kam noch ein weiterer Kritikpunkt 
hinzu: Im Rahmen einer weitreichenden 
Ökonomisierung fast aller gesellschaft-
lichen Bereiche wurde mit Blick auf den 
Arbeitsmarkt immer wieder die Frage ge-
stellt, was es denn eigentlich »nützen« 
würde, sich mit allgemein politischen 
Fragestellungen zu befassen – und ob Zeit 
und Geld nicht besser in andere Ausbil-
dungsziele investiert werden sollten. 

Bildung gegen Rechtspopulismus

Um solchen relativ weit verbreiteten Kri-
tikpunkten zu begegnen, sollten zuerst 
einmal grundsätzliche Fragen beantwor-
tet werden: Was genau ist eigentlich po-
litische Bildung, und wo liegen ihre Po-
tenziale – nicht nur im Schulunterricht, 
sondern auch in der Bildungsarbeit von 
Gewerkschaften? Gerade vor dem Hin-
tergrund der gesellschaftlichen und poli-
tischen Entwicklungen der vergangenen 
Jahrzehnte (man denke etwa das europa-

weite Aufkommen eines radikalen 
Rechtspopulismus) zeigt sich, dass poli-
tische Bildung nicht nur demokratiepo-
litisch notwendig ist und daher auch von 
den öffentlichen Bildungseinrichtungen 
betrieben werden muss. Sie kann – darü-
ber hinaus – gerade auch für eine gewerk-
schaftliche Interessenvertretung zu einem 
Moment der Stärke werden.

Im Schulunterricht ...

In Österreich wurden Debatten um po-
litische Bildung und deren notwendige 
Reformen am häufigsten und inten-
sivsten für den Bereich der Schulen ge-
führt. Immerhin ist der »Grundsatzer-
lass«, der politische Bildung als eines von 
zahlreichen »Unterrichtsprinzipien« de-
finierte, schon über 30 Jahre alt. Es war 
vor allem die etwas abrupt erfolgte Wahl-
altersenkung im Jahr 2007 (in Österreich 
als bisher einzigem Staat in der Europä-
ischen Union verfügen bereits 16-Jährige 
über das aktive Wahlrecht), die einige 
Fragen zur politischen Bildung aufwarf: 
Kennen Jugendliche in diesem Alter die 
grundlegenden Elemente unseres poli-
tischen Systems und wissen sie, wie sich 
die politischen Parteien voneinander un-
terscheiden? Werden sie vor allem im 
Schulunterricht ausreichend darauf vor-
bereitet? Allzu rosig dürften die Antwor-
ten nicht ausgefallen sein. Einige Aktivi-
täten seitens der Regierung wurden daher 
rasch gesetzt. So wurde z. B. das Unter-
richtsfach »Geschichte und politische Bil-
dung« bereits in der 8. Schulstufe ange-
boten, um die Kinder früher als bisher 
damit zu erreichen. Doch trotz einer aus-
gerufenen »Demokratie-Initiative« inkl. 

diverser Internetplattformen scheint sich 
der pädagogische Elan in überschaubaren 
Grenzen gehalten zu haben. Vor allem 
aber wurden grundlegende Probleme ein-
fach nicht gelöst, wie etwa jenes der Aus-
bildung der Lehrenden: Es gibt schlicht-
weg kein Lehramtsstudium für politische 
Bildung, das notwendigerweise mit der 
Einführung eines entsprechenden Unter-
richtsfaches verbunden wäre. Diese lang-
jährige Forderung vieler Experten schei-
terte bislang an recht unterschiedlichen 
Interessenlagen – auch in der Lehrer-
schaft ist die Stimmung dazu geteilt.

… und in Erwachsenenbildung

Was die Schule versäumt, kann die Er-
wachsenenbildung nicht einfach nachho-
len. Das gilt auch für die politische Bil-
dung. Dennoch sollte man sich die Frage 
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stellen, was die Debatte der vorigen Jahre 
für die gewerkschaftliche Bildung bedeu-
ten könnte. Dafür müssen zuerst einmal 
die Unterschiede festgehalten werden.

Da ist zum einen der unterschiedliche 
Adressatenkreis: Gewerkschaftliche Ver-
anstaltungen erreichen auch Menschen 
mit geringer formaler Bildung, die an-
derswo kaum mit politischer Bildung in 
Berührung kommen. Zum anderen aber 
auch die Zielrichtung: Gewerkschaften 
setzen politische Bildung gezielt als Ins-
trument zur Verbesserung der Interessen-
vertretung von Beschäftigten ein. Das hat 
bedeutende Konsequenzen für die poli-
tische Bildungsarbeit, die sich neben der 
Allgemeinorientierung (Förderung de-
mokratischen und toleranten Verhaltens 
etc.) auch durch eine spezifische Zweck-
gerichtetheit (in diesem Fall: Interessen-
vertretung) auszeichnet. Das muss kein 
Widerspruch sein: Denn politische Bil-
dung, die auch als »Demokratieerzie-
hung« begriffen werden kann, orientiert 
sich allgemein an gesellschaftlicher De-
mokratisierung. Damit ist nicht nur eine 
Vermittlung politischen Wissens ge-
meint, sondern etwa auch eine Intensi-
vierung von politischen Diskussionen 
oder Partizipationsmöglichkeiten. Sie 
kann aber auch zweckgerichtet und im 
Einklang damit als Mittel zur Durchset-
zung von demokratischen Interessen be-
griffen werden. 

Denn politisch gebildete Arbeiterneh-
merInnen verfügen über höhere (fach-
liche, soziale, rhetorische etc.) Kompe-
tenzen, um ihre Interessen erfolgreich zu 
vertreten. 

Politische Kompetenzen

In den vergangenen Jahren gab es einige 
neue Akzente in der Debatte um poli-
tische Bildung in den Schulen, wozu vor 
allem die Kompetenzorientierung zählt. 
Neben der Sachkompetenz werden dabei 
vor allem die Methoden-, Handlungs- 
und Urteilskompetenz als zentrale Be-
griffe ins Treffen geführt. Wie bei allen 
wissenschaftlichen oder pädagogischen 
Konjunkturen, birgt auch diese Neuori-
entierung gewisse Gefahren in sich. So 
könnte etwa die häufig damit verbundene 
Nachordnung der politischen Wissens-
vermittlung auch problematische Defizi-
te zur Folge haben, denn ein gewisses 

Grundwissen (etwa über das politische 
System oder gegensätzliche politische 
Ideologien) ist nach wie vor unverzicht-
bar. Zweifellos ist aber im Einklang damit 
beispielsweise eine Erweiterung und Un-
terstützung der politischen Handlungs-
kompetenz oder eine Stärkung der selbst-
ständigen politischen Urteilsfähigkeit 
von grundlegender Bedeutung. Denn es 
kann nicht nur darum gehen, reprodu-
zierbares Wissen zu vermitteln. Wichtig 
ist vor allem auch die Anwendung in der 
täglichen Praxis. Der gerade auch im ge-
werkschaftlichen Bereich wichtige An-
satz, mit politischer Bildung eben nicht 
abstrakt zu agieren, sondern bei indivi-
dueller und gemeinschaftlicher Betrof-
fenheit anzusetzen, lässt sich mit dieser 
Kompetenzorientierung gut verbinden. 
Es ist aber ein etwas spezifischerer Zugang 
zur Kompetenzfrage notwendig.

Gewerkschaftliche Bildungsarbeit

Auf Oskar Negt geht eine Reflexion über 
sechs wesentliche Kompetenzen in der 
gewerkschaftlichen Bildungsarbeit zu-
rück, die in diesem Zusammenhang hilf-
reich ist. 

Der bekannte Sozialphilosoph nennt 
erstens eine Identitätskompetenz, die er 
als Fähigkeit zur Herstellung von »Bin-
dungsfähigkeit« definiert, mit der der 
Verlust traditioneller Identitäten (z. B. 
sich als Teil der Arbeiterklasse zu fühlen) 
ausglichen werden sollte. Gerade dieser 
Identitätsverlust stellt heute ein Problem 
dar, dem mit den Mitteln der politischen 
Bildung entgegengewirkt werden könnte. 

Zweitens nennt er die ökologische 
Kompetenz als notwendige Entwicklung 
einer Ethik der Natur und als Ausbildung 
eines ökologischen Problembewusstseins 
(man denke etwa an den Klimawandel). 

Es folgt drittens die technologische 
Kompetenz als die Fähigkeit, Informati-
onen beschaffen und verarbeiten zu kön-
nen (z. B. über das Internet). Gemeint ist 
aber auch das Begreifen von Technik als 
gesellschaftliches Projekt, das von demo-
kratischer Zustimmung abhängt und 
nicht einfach verordnet werden kann. 

Viertens führt Negt die ökonomische 
Kompetenz an, die nicht nur die Fähig-
keit beschreibt, wirtschaftliche Zusam-
menhänge zu erkennen und zu begreifen, 
sondern auch ein Entschlüsseln jener be-

triebswirtschaftlichen Ideologie ermög-
licht, die längst zum neoliberalen Main-
stream geworden ist und einer Ökono-
misierung der Gesellschaft unablässig 
Vorschub leiste. Dem folgt die Gerech-
tigkeitskompetenz, die z. B. zur Wahr-
nehmungsfähigkeit von Gleichheit und 
Ungleichheit, von Recht und Unrecht, 
befähigt, sowie abschließend die Ge-
schichts- und Utopiekompetenz, mit der 
einerseits Erinnerungsfähigkeit (Ge-
schichte der Gewerkschaftsbewegung 
etc.), aber auch die Fähigkeit gemeint ist, 
den Blick für künftige, »bessere« Gestal-
tungsmöglichkeiten der gesellschaft-
lichen Verhältnisse nicht zu verlieren. 
Ganz in diesem Sinne hatte der österrei-
chische Wissenschafter und Arbeiter-
bildner Otto Neurath (1882–1945) üb-
rigens die Utopisten einmal als »Histori-
ker der Zukunft« bezeichnet.

Paradoxer Befund

Diese Kompetenzen mit konkretem Le-
ben zu erfüllen, ist nicht nur ein wichtiger 
Impuls für gewerkschaftliche Bildungs-
arbeit, sondern vor allem auch für ge-
werkschaftliche Interessenvertretung. Für 
die politische Bildung ergibt sich damit 
ein etwas paradoxer Befund: Sie ist einer-
seits in der Krise, was sich in einer Ver-
knappung der Bildungsangebote und ei-
ner Unterfinanzierung vieler Trägerorga-
nisationen bemerkbar macht. Sie gewinnt 
aber andererseits – gerade auch wegen der 
wachsenden Komplexität politischer Pro-
zesse – immer mehr an Bedeutung. Die 
gewerkschaftliche Bildung sollte das 
nicht übersehen.
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V
or einigen Monaten ging ein Ge-
spenst um in Europa, das auch 
Österreich erfasste: Die »Unzufrie-
denheit mit der Demokratie« – 

auch nachgewiesen in der im Juni 2009 
veröffentlichten Studie: »Die  Österreiche-
rInnen, Wertewandel 1990–2008«. Die 
Erkenntnisse aus dieser Wertestudie geben 
Anlass zur Sorge: »Ein Fünftel der Öster-
reicherInnen wünscht sich einen starken 
Führer, der sich nicht um ein Parlament 
und um Wahlen kümmern muss.« Die 
größte Gruppe unter den Österreiche-
rInnen macht die der sogenannten »ich-
bezogenen Autoritären« aus, die sich selbst 
als »besonders autoritär, ausländerfeind-
lich, individualistisch und ganz auf ihre 
Kleinfamilie bezogen« beschreiben. Kein 
Wunder, dass die gesellschaftliche Solida-
rität leidet: Lediglich ein Drittel der Ös-
terreicherInnen sorgt sich um seine Mit-
menschen oder die Gesellschaft als solches. 

Demokratiepolitisch bedenklich

Demokratiepolitisch sind beide Befunde 
höchst bedenklich. Eine dauerhaft funk-
tionierende Demokratie braucht nicht nur 
Menschen, die sich mit dieser Staatsform 
identifizieren, sondern auch mit der Ge-
sellschaft, in der sie leben. Demokratie 
ohne sozialen Zusammenhalt ist kaum 
aufrecht zu erhalten. Bildung gilt als eine 
der Grundvoraussetzungen zur Ausübung 
demokratischer Rechte und Pflichten. Sie 

stellt den BürgerInnen das Werkzeug zur 
aktiven gesellschaftlichen und sozialen 
Teilhabe zur Verfügung. Inwieweit sind 
jedoch die demokratischen Grundvoraus-
setzungen der Gleichheit und Solidarität 
innerhalb des österreichischen Schulsys-
tems selbst verwirklicht? Egalitäre Bil-
dungskonzeptionen achten darauf, dass 
Ungleiches nicht gleich behandelt wird, 
sondern gleichwertig, um so von einer 
»Ausgangsgerechtigkeit« zu einer »Ergeb-
nisgerechtigkeit« im Bildungswesen zu 
gelangen. Bildung ist innerhalb der öster-
reichischen Bevölkerung ungleich verteilt: 
64 Prozent verfügen nur über einen 
Pflichtschulabschluss, 29 Prozent errei-
chen die Matura und nur sieben Prozent 
einen Hochschulabschluss, woraus sich 
die niedrigste AkademikerInnenquote im 
europäischen Vergleich ergibt. Mit diesem 
Resultat weist das Bildungssystem Öster-

reichs die beinahe elitärsten – Ungleich-
heit verfestigenden – Strukturen auf, um-
geben von Portugal, Polen und Ungarn. 
Auf der anderen Seite des Spektrums be-
finden sich Schweden, Norwegen, Däne-
mark, Finnland und Belgien.

Die sehr frühe Trennung in unter-
schiedliche Schulsysteme sortiert Kinder 
nach ihrem finanziellen und sozialen Hin-
tergrund, nicht nach ihren Talenten und 
Potenzialen. Mehr als zwei Drittel der ös-
terreichischen Bevölkerung ist der Weg zu 
höherer Bildung versperrt bzw. wesentlich 
erschwert (siehe Grafik).

Bildung stärkt Demokratie

Dies ist im Hinblick auf die Verwirkli-
chung der demokratischen Grundvorstel-
lungen von Gleichheit und Solidarität als 
bedenklich zu interpretieren. Zudem ist 

Schulische Schieflagen
Was sozialer Zusammenhalt und Werte mit Bildung zu tun haben, und wie 

Reformen im Bildungssystem uns allen nützen könnten. 

Quelle: öibf (2009)
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eine relativ niedrige AkademikerInnen-
quote ein Indiz, dass nur den Eliten eines 
Landes der Zugang zu höchster Bildung 
offen steht. 

Bildungsforschung zeigt den Zusam-
menhang zwischen Bildung und Demo-
kratie auf: Ein höheres Niveau an Bildung 
lehrt Menschen, mit anderen auf friedliche 
Weise zu interagieren. Bildung erhöht die 
gesellschaftliche Teilhabe, bspw. in Form 
von ehrenamtlichen Engagement sowie 
einer hohen Wahlbeteiligung. Diese posi-
tiven Auswirkungen von Bildung wiede-
rum stärken Demokratien.

Arm an Einkommen?

Es gibt einen eindeutigen Zusammenhang 
von Armut und Bildung. 22 Prozent der 
PflichtschulabsolventInnen sind in Öster-
reich von Armut bedroht, hingegen trifft 
dies nur auf acht Prozent der Personen mit 
Lehrabschluss zu, der österreichische 
Durchschnitt liegt bei 13 Prozent. 

Das Einkommen bildet eine wichtige 
Grundlage zur Investition in die Bildung 
der Kinder. Hierzulande verdienen jene 
20 Prozent der Bevölkerung mit den 
höchs ten Einkommen 3,7-mal so viel wie 
die untersten 20 Prozent. Damit liegt Ös-
terreich nur knapp über dem Spitzenreiter 
Finnland mit dem 3,5-fachen. Österreich 
nimmt somit eine, hinsichtlich seiner eli-
tären Bildungsstrukturen, untypische Po-
sition ein, welche auf das umfassende Sys-
tem sozialer Transferleistungen rückführ-
bar ist. Dieses ist darauf ausgerichtet, so-
ziale Härtefälle durch Geldleistungen 
abzumildern, wie etwa durch die Arbeits-
losenunterstützung oder die Sozialhilfe. 
Allerdings ist die bedeutende Rolle der 

Bildung als vorbeugende Form der Sozi-
alpolitik, welche so manche sozialen Miss-
stände erst gar nicht entstehen lassen wür-
de, in Österreich nicht etabliert.

Vorschulische Kinderbetreuung kann 
Ungleichheiten in der Entwicklung zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt vermeiden. 
In Österreich besteht vor allem Aufholbe-
darf bei der frühkindlichen Betreuung, 
nur vier Prozent der bis zweijährigen Kin-
der besuchen eine entsprechende Einrich-
tung. Hingegen liegen in Dänemark, den 
Niederlanden und Schweden die Kinder-
betreuungsquoten bei 73 Prozent, 45 Pro-
zent bzw. 44 Prozent. Ein ausreichendes 
Angebot an Kinderbetreuung erleichtert 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
trägt zur Förderung der Frauenerwerbstä-
tigkeit bei und stärkt somit die Geschlech-
tergerechtigkeit.

Ein hohes Bildungsniveau ermöglicht 
Menschen, ihre demokratischen Rechte 
und Pflichten auszuüben und aktiv am 
gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Es 
stärkt überdies das Gefühl des Mit- und 
Füreinanders. In Dänemark sind 60 Pro-
zent der BürgerInnen mit der Art und 
Weise wie Demokratie in ihrem Land 
funktioniert eher zufrieden. In Finnland 
wiederum sind 34 Prozent der Bevölke-
rung in gemeinwohlorientierten Vereinen 
engagiert. Beide Länder haben ein ausglei-
chendes Bildungssystem. Obwohl Öster-
reich beim bürgerschaftlichen Engage-
ment glücklicherweise (noch) nicht bei 
den Schlusslichtern zu finden ist – 27 Pro-
zent betätigen sich aktiv – verweist die 
eingangs erwähnte Wertestudie auf De-
mokratie- und Politikverdrossenheit: Le-
diglich 14 Prozent haben Vertrauen in 
politische Parteien, 16 Prozent in die Re-

gierung. Stattdessen macht sich eine starke 
Neigung zum Autoritarismus breit, der 
sich auch an der Einstellung zur haupt-
sächlichen Aufgabe der Schule zeigt: 40 
Prozent meinen: »Das Wichtigste, was 
Kinder lernen müssen, ist Gehorsam.« 

Resümee

Bildung leistet einen bedeutsamen Beitrag 
für die Demokratie selbst, für den sozialen 
Zusammenhalt der Gesellschaft und für 
das Vertrauen in ihre Institutionen, zu de-
nen auch die Schule selbst zählt! Zur Er-
füllung dieser demokratiepolitisch stabi-
lisierenden Funktionen ist es unerlässlich, 
dass jeder und jede die Möglichkeit erhält, 
in gleichem Maße vom Bildungssystem 
zu profitieren. Österreich ist davon nach 
wie vor weit entfernt: Es hat verabsäumt, 
sein Bildungssystem zu demokratisieren. 
Wie der Bildungsforscher Christoph Eh-
mann analog für Deutschland trefflich 
formulierte: »Alle anderen Staaten haben 
als eine der ersten Maßnahmen ihr Bil-
dungswesen entfeudalisiert, es für alle 
Schichten geöffnet, jedem die gleichen 
Chancen eingeräumt. Sie wussten, warum 
sie dies taten. Denn man kann nicht De-
mokratInnen in einem feudalistischen 
Bildungssystem ausbilden.«

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an die Autorin

petra.voelkerer@akwien.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Die größte Gruppe unter den ÖsterreicherInnen macht 
die der sogenannten »ichbezogenen Autoritären«  
aus, die sich selbst als »besonders autoritär, aus-
länderfeindlich, individualistisch und ganz auf ihre 
Klein familie bezogen« beschreiben. 
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Es ist nicht alles fair …
Grundsätzlich ist fairer Handel gut und wichtig. Manchmal jedoch  

liegt der faire Handel in unfairen Händen – in denen von Billig-Discountern.

W
er kennt sie nicht, die Bananen, 
die mit dem Fairtrade-Siegel 
immer häufiger in der Super-
marktkette verkauft werden. 

Auch Kaffee und Schokolade stechen ins 
Auge, und bewusst und nachhaltig den-
kende KonsumentInnen kaufen gern – 
nicht zuletzt aus einem schlechtem Ge-
wissen gegenüber dem Rest der Welt he-
raus – die angebotenen, oft attraktiv ver-
packten, wenn auch deutlich teureren 
Produkte. 

»Trade not Aid«

Der Gedanke des fairen Handels entwi-
ckelte sich in den 60er-Jahren. Die Ab-
hängigkeit der Entwicklungsländer von 
Hilfsleistungen aus den Ländern des Nor-
dens sollte endlich beendet werden, Hil-
fe zur Selbsthilfe – »Handel statt Hilfe« 
war der neue Slogan. 

Den kontrollierten Handel, bei dem 
den ProduzentInnen ein höherer – ange-
messenerer – Preis gezahlt wird, bezeich-
net man als fairen Handel (Fair Trade). 
Das Einkommen von ProduzentInnen 
und ArbeiterInnen soll nicht nur höher, 
sondern auch verlässlicher sein und da-
durch die Armut reduzieren. Diese Han-
delsbewegung konzentriert sich auf Pro-
dukte, die aus den Ländern des Südens 
in den Norden exportiert werden. Meist 
umfasst fairer Handel Produkte aus Land-
wirtschaft und traditionellem Handwerk. 

In jüngerer Vergangenheit versucht man 
allerdings Fair Trade auch auf Bekleidung 
(Clean Clothes), Öl, Computer und 
 Diamanten auszuweiten. Man denkt 
 derzeit auch darüber nach, »faire Preise« 
für europäische Milchbauern und -bäu-
erinnen zu garantieren. Die Preise werden 
im Dialog mit den ProduzentInnen fest-
gelegt, sind also nicht am Weltmarktpreis 
ausgerichtet und liegen häufig deutlich 
über dem Preis des freien Marktes. Bio-
logisch müssen die Produkte in der Regel 
nicht produziert werden, bestimmte Pe-
stizide sind allerdings verboten und mehr 
und mehr geht »Bio« mit Fair Trade Hand 
in Hand. Soweit die Kriterien der inter-
nationalen Dachorganisation des fairen 
Handels (FINE).

Fairer Handel versteht sich als Han-
delspartnerInnenschaft, die auf Dialog, 
Transparenz und Respekt beruht und 
nach mehr Gerechtigkeit im internatio-
nalen Handel strebt. Soziale Rechte für 
benachteiligte ProduzentInnen und Ar-
beiterInnen sollen gesichert werden – d. h. 
gerechte Arbeitsbedingungen und Ge-
werkschaftsfreiheit. Sklaverei und Kin-
derarbeit sind verboten. Was daran zu 
bedenken ist: Gewerkschaftsfreiheit und 
gute Arbeitbedingungen sind wichtige 
und löbliche Grundsätze, die eingehalten 
werden müssen. Bleibt die Frage, ob die 
euro-amerikanischen Discounter, die ver-
mehrt Fair-Trade-Produkte anbieten, 
auch Arbeitsbedingungen bieten, die die-
sen »fairen Kriterien« immer entsprechen.  
Bedenkt man die Praktiken mancher die-
ser Ketten – gerade was die Gründung 
von Betriebsräten etc. anbelangt – kommt 
man ins Zweifeln. Offenbar kümmert 
Fair Trade der Kaffee nur, so lange er noch 

nicht im Sackerl abgefüllt wurde. Natür-
lich ist es wichtig, dass viele Fair-Trade-
Produkte verkauft werden. Ursprünglich 
wurden fair gehandelte Produkte nur in 
sogenannten Weltläden angeboten, in 
denen meist eine fix angestellte Halbtags-
kraft ca. sechs bis 20 ehrenamtliche Mit-
arbeiterInnen koordiniert. Allerdings 
werden diese Läden nur von einer be-
stimmten Schicht – meist weiblich, ge-
bildet, zwischen 30 und 50 – frequentiert. 
Möchte fairer Handel mehr Konsumen-
tInnen ansprechen, dann bleibt wohl kei-
ne Wahl, als der Gang in die Billig-Dis-
counter – wenn es auch noch so unmo-
ralisch anmutet. Fair Trade muss sich 
früher oder später darüber klar werden, 
ob sich die Organisation breiter am Markt 
etablieren möchte, oder ob faire Handels-
güter zwar Nischenprodukte bleiben, je-
doch konsequent und bis auf den Tisch 
der VerbraucherInnen fair gehandelt wer-
den. Tatsache ist und bleibt, dass heute 
ungefähr 50 Prozent der Produkte mit 
dem Fair-Trade-Siegel in den Discoun-
tern gehandelt werden. (Nur zehn Prozent 
in Weltläden, etwa 25 Prozent in Bio- 
und Alternativläden und der Rest in der 
Gastronomie.)

Trotz Erfolgen in der Krise?

NGOs und JournalistInnen kritisieren die 
Deals, die Transfair (Deutschland) und 
Fairtrade (Österreich) mit LIDL, Air Ber-
lin oder sogar Nestlé geschlossen haben. 
Doch auch in den Ländern des Südens, 
wie zum Beispiel in Mexiko, sind Bauern 
und Bäuerinnen über die Entwicklungen 
im fairen Handel beunruhigt. Mehr und 
mehr verkaufen KleinbäuerInnen wieder 

Autorin: Mag. Ruth Bauer

 
Freie Journalistin



Arbeit&Wirtschaft 3/2010 Gesellschaftspolitik
39

an die ZwischenhändlerInnen der Kaffee-
konzerne, die den Spitznamen »Coyotes« 
tragen. Obwohl Fair Trade eigentlich ho-
he Abnahmepreise garantiert, sind sie 
mittlerweile oft doch geringer als verspro-
chen. Es fehlt Klarheit darüber, wo genau 
dann das Geld bleibt, das von den Kon-
sumentInnen im Norden zusätzlich zum 
»Normalpreis« gezahlt wird. Was passiert 
wirklich am Weg von der Bohne in die 
Kaffeetasse? 

Dazu kommt, dass die Bio-Zertifizie-
rung hohe Gebühren kostet, ebenso wie 
die Labels »Fairtrade« oder »Transfair« 
selbst. Klein- und Kleinstbetriebe werden 
dadurch mehr und mehr von Fair Trade 
ausgeschlossen. Der faire Handel und sei-
ne Dachorganisation liebäugeln mittler-
weile auch mit Großkonzernen der Re-
gionen und mit den Großgrundbesitze-
rInnen. Da scheint es den Kleinprodu-
zentInnen oft sicherer, auf die altbe-
kannten HandelspartnerInnen zu setzen, 
mögen sie noch solche »Koyoten« sein. 

Und noch mehr Kritikpunkte

Immer öfter wird kritisiert, dass die ga-
rantierten Preise für landwirtschaftliche 
Produkte zur Überproduktion führten. 
Überproduktion führt aber stets zum 
Preisverfall. Der faire Handel motiviere 
Bauern und BäuerInnen dazu, weiterhin 
Armut fördernde Produkte herzustellen, 
noch dazu großteils typische Waren aus 
der Zeit der kolonialen Unterdrückung. 
Außerdem impliziere der Begriff Fair Tra-
de, dass jeder andere Handel unfair sei – 
die Märkte sollten viel mehr ganz generell 
für ProduzentInnen aus Entwicklungs-
ländern geöffnet werden. Von manchen 

werden die auferlegten Umwelt- und So-
zialstandards auch als Diskriminierung 
der Entwicklungsländer gesehen, ja sogar 
als versteckter Protektionismus. 

Und doch

Insgesamt gibt es sie doch, die positiven 
Auswirkungen von fairem Handel. Lo-
raine Ronchi von der »Poverty Research 
Unit« der Universität Sussex hat festge-
stellt, dass »der faire Handel seine Ziele 
erreicht« und die »Einnahmen kleiner 
HerstellerInnen verbessert hat«. Dazu 
kommt, dass sich deren Lebensqualität 
deutlich verbessert hat.

Zu ähnlichen Schlüssen kam eine For-
scherInnengruppe der Colorado State 
University – das Wohlbefinden der klei-
nen Kaffeebauern und -bäuerinnen in 
Lateinamerika habe sich verbessert. Des 
Weiteren habe sich der Zugang zu Kre-
diten und auswärtigen Entwicklungsfi-
nanzierungen, ebenso wie der Zugang zu 
Bildung und Ausbildung deutlich verbes-
sert. Es war sogar möglich, die Qualität 
des Kaffees zu steigern und auch die Kaf-
feepreise in der Region haben sich im 
Allgemeinen positiv entwickelt. Dies sind 
erfreuliche Ergebnisse, die nicht von der 
Hand zu weisen sind und ohne die viele 
ProduzentInnen immer noch ein karges 
Los fristen würden. 

Ist fairer Handel nun richtiger Han-
del oder doch Entwicklungspolitik? Ist 
fairer Handel mehr als ein Tropfen auf 
den heißen Stein und werden dadurch 
nicht neue Abhängigkeiten geschaffen? 
Wird die soziale Ungleichheit im Süden 
nicht durch den fairen Handel noch ver-
größert? Nicht alle haben Zugang dazu! 

Und bedenkt man die ökologischen Aus-
wirkungen von langen Transportwegen: 
Sind die positiven sozialen Auswirkungen 
groß genug, um die negativen ökolo-
gischen Auswirkungen aufzuwiegen? 
Letztlich fragt sich noch – ist die Pro-
duktpalette nicht viel zu stark von klas-
sisch kolonialen Produkten geprägt?

All diese Fragen können hier nicht be-
antwortet werden – und sind teilweise 
auch vom fairen Handel selbst noch nicht 
zufriedenstellend beantwortet worden. Es 
bleibt also vieles offen – klar ist aber: Es 
ist sicherlich nicht alles fair was glänzt. 

In jüngerer Vergangenheit versucht man allerdings 
Fair Trade auch auf Bekleidung (Clean Clothes), Öl, 
Computer und  Diamanten auszuweiten. 

W e b l i n K s

Fairtrade bei Wikipedia:
de.wikipedia.org/wiki/Fairer_Handel

Faire Organisationen: (Hier kann man 
auch die Erfolgsgeschichten nachlesen.)

www.fairtrade.at/
www.cleanclothes.at/

Faire Bekleidung, die auch noch orga-
nisch ist – die ökofaire Modekollektion:

www.goettindesgluecks.com

Wien und Fair Trade:
not.priv.at/konsumacht/links.html

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an die Autorin

ruth.bauer@gmx.net
oder die Redaktion

aw@oegb.at
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EU 2020:

Soziale Vorhaben auf dem Pr�fstand
Diskussion über das, was nach der Lissabon-Agenda kommen soll.

Europa:

Regulierung der globalen Finanzm�rkte
ÖGB ist Partner der neuen europäischen Kampagne.

Myanmar/Burma:

Freiheit f�r Arbeitsrechtsaktivistin
Su Su Nway sitzt wegen ihrer Beteiligung an Protesten im Sommer 2007 im Gefängnis.

Die Europäische Kommission hat am 3. 
März die Nachfolgestrategie für die so-
genannte Lissabon-Agenda vorgestellt: 
die Strategie »Europa 2020«. In dieser 
wird eine Reihe von Zielen definiert, die 
die Politik der EU im kommenden Jahr-
zehnt maßgeblich bestimmen sollen. So 
ist dort etwa eine Erhöhung der Beschäf-
tigungsquote wie auch der Forschungs-
ausgaben und eine stärkere Koordinie-
rung der europäischen Wirtschaftspolitik 
vorgesehen. 

Anlässlich der Vorlage dieses neuen 
Strategiepapiers, das in den Medien ver-
hältnismäßig wenig Beachtung gefunden 
hat, haben das ÖGB-Europabüro und 
AK EUROPA am 8. März 2010 zu einer 
hochkarätig besetzten Podiumsdiskussi-
on in die Ständige Vertretung Österreichs 
bei der EU geladen. Stargast war Rudolf 
Hundstorfer, österreichischer Arbeits- 
und Sozialminister, der Österreich am 
selben Tag im EU-Beschäftigungs- und 
Sozialrat (dem sogenannten »BESO-

Rat«, wichtigste Ergebnisse auf der über-
nächsten Seite) vertreten hatte. Mit ihm 
diskutierten, moderiert von Raimund 
Löw, dem Leiter des ORF-Studios Brüs-
sel, der Leitende Sekretär des ÖGB 
 Bernhard Achitz, Csaba Káncz, Kabi-
nettsmitglied des EU-Beschäftigungs-
kommissars László Andor, und Gero 
Maass, Leiter Internationale Politikana-
lyse bei der Friedrich-Ebert-Stiftung.

Mehr Infos und Bilder von der Dis-
kussion auf www.oegb-eu.at

Eine neue europäische Kampagne geht in 
die Offensive für einen Kurswechsel bei 
den globalen Finanzmärkten. Die Initia-
toren von »EuropäerInnen für eine Fi-
nanzmarktreform« sind unter anderem 
der EGB, der IGB sowie das Global Pro-
gressive Forum. ÖGB und AK sind unter 
den ersten Organisationen, die der Kam-
pagne beitraten.

Unter dem Motto »Reguliert die glo-
balen Finanzmärkte – jetzt« setzt sich die 

Kampagne dafür ein, die Lehren aus der 
Finanzkrise zu ziehen: Sie fordert eine ef-
fektive Regulierung des Finanzsektors und 
die Einführung einer Finanztransaktions-
steuer, damit jene für die Krise zahlen, die 
sie auch verursacht haben. Ein Schwer-
punkt ist auch die Bekämpfung des durch 
die Auswüchse des Finanzsektors noch 
weiter verstärkten gesellschaftlichen Un-
gleichgewichts. In Zeiten von Lohnein-
schnitten und Arbeitsplatzabbau fordert 

die Kampagne unter dem Slogan »Arbeit-
nehmerInnen zuerst!« einen Stopp von 
Bonuszahlungen in Milliardenhöhe.

Diese europäische Kampagne, die 
auch in den Mitgliedsstaaten wirken soll, 
ist eine logische Fortsetzung der engen 
Zusammenarbeit von ÖGB-Europabüro 
und AK Europa in Brüssel für eine effek-
tive Finanzmarktregulierung.

Die Kampagne im Internet: 
europeansforfinancialreform.org/de

Su Su Nway, Mitglied der Oppositionspar-
tei Nationale Liga für Demokratie, nahm 
im August 2007 an Protesten gegen 
Preiserhöhungen teil. Am 13. November 
2007 wurde sie in Rangun verhaftet, als 
sie einen regierungskritischen Banner 
hisste. Sie wurde am 11. November 2008 
zu zwölf Jahren und sechs Monaten Ge-
fängnis verurteilt, im Berufungsverfahren 
wurde die Haftstrafe auf acht Jahre und 
sechs Monate gesenkt. Su Su Nway war 

den Behörden, aber auch der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO) schon 
früher aufgefallen, als sie Zwangsarbeit 
und die Konfiszierung von Land in ihrem 
Dorf anprangerte. 

Su Su Nway war zunächst in Rangun 
inhaftiert und wurde dann in andere Ge-
fängnisse überstellt. Sie wird seit August 
2009 im Hkamti-Gefängnis gefangen ge-
halten. Hkamti, knapp 700 Kilometer 
von der Hauptstadt entfernt, liegt in ei-

ner Malaria-Gegend; zahlreiche Gefan-
gene sind daran erkrankt. Su Su Nways 
Gesundheitszustand hat sich im Gefäng-
nis verschlechtert. Sie leidet an einem 
Herzfehler. Das Gefängnis liegt 1.200 
Kilometer von ihrem Dorf entfernt, und 
es ist für ihre Familie sehr schwierig, Su 
Su Nway zu besuchen und mit Nahrung 
und Medikamenten zu versorgen.

Mehr Infos: 
gewerkschafterinnen.amnesty.at
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Mobilit�t findet statt
Im »Zukunftsraum Wien–Niederösterreich–Südmähren« (ZUWINS) arbeiten die 

Konföderation der tschechischen Gewerkschaften und der ÖGB zusammen.

A
nfang Februar wurde das erste Teil-
stück der A5 vollständig für den 
Verkehr freigegeben. Mit der Pla-
nung für die Nordautobahn Rich-

tung Tschechien wurde gleich nach Fall des 
Eisernen Vorhangs begonnen, ein langer 
Weg. Ein wenig schneller soll es mit der 
Öffnung des österreichischen Arbeits-
marktes für tschechische Arbeitneh-
merInnen vorangehen. 2004 ist die Tsche-
chische Republik der EU beigetreten. 
Durch Übergangsregelungen wurde aber 
der österreichische Arbeitsmarkt für Ar-
beitnehmerInnen aus den »neuen« EU- 
Ländern vorübergehend eingeschränkt. 
2011 wird der österreichische Arbeitsmarkt 
vollkommen offen sein.

Die Notwendigkeit einer grenzüber-
schreitenden Kooperation wurde durch die 
sukzessive Öffnung der Grenzen zu un-
seren Nachbarn erkannt. Die Europäische 
Kommission sieht in der Zusammenarbeit 
zwischen grenznahen Regionen ein Instru-
ment regionaler Entwicklung. Der ÖGB 
hat die Aufgabe auf sich genommen, einen 
Beitrag dafür zu leisten: Um die soziale 
Kohäsion der Grenzregion zu gewährleis-

ten und einen gemeinsamen Arbeitsmarkt 
zu kons truieren, sollen tschechische und 
österreichische ArbeitnehmerInnen die 
gleichen Rechten und Pflichten genießen. 
So wurde unter anderem das Projekt »Zu-
kunftsraum Wien–Niederösterreich–Süd-
mähren« (ZUWINS), in Zusammenarbeit 
mit der Konföderation der tschechischen 
Gewerkschaften, Regionalstelle Südmäh-
ren, ins Leben gerufen. Auf österreichischer 
Seite nehmen die Gewerkschaft PRO-GE 
und der ÖGB Niederösterreich aktiv teil.

Das Projekt bildet einen Pol zum Re-
flektieren und Handeln, mit Akteuren aus 
Österreich und der Tschechischen Repu-
blik. Der Fokus richtet sich auf den ge-
meinsamen Arbeitsmarkt, den sozialen 
Kontext, Fragen der Migration und schließt 
die Gewerkschaften und Sozialpartner aus 
beiden Ländern mit ein. 

Einer der Hauptaktivitäten ist das kos-
tenlose Anbieten von Rechtsberatung im 
Bereich Arbeits- und Sozialrecht in der 
Muttersprache. Es wurden Rechtsbera-
tungsstellen in Wien, Mistelbach, Holla-
brunn sowie in Brünn eingerichtet. 

Für BetriebsrätInnen bietet das Projekt 
eine besondere MultiplikatorInnenschu-
lung: In der Mitteleuropäischen Gewerk-
schaftsakademie (MEGAk) lernen Be-
triebsrätInnen und Gewerkschaftsfunktio-
närInnen aus Tschechien und Österreich 
einander kennen, erfahren über die Ge-
schichte und Aufbau der Gewerkschaften 
im Nachbarland, über Sozialpartnerschaft, 
das Funktionieren von gewerkschaftlicher 
Frauen- und Jugendarbeit usw. Dieser Aus-
tausch und die Knüpfung von Netzwerken 
sind in einer globalisierten Welt von gro-
ßer Bedeutung. Der nächste Lehrgang fin-
det ab April 2010 statt. 

Akzente wurden auch auf die Themen 
Frauen und Jugend gesetzt: Bevölkerungs-
gruppen, die es besonders schwer am Ar-
beitsmarkt haben, eine Tendenz, die leider 
auf beiden Seiten der Grenze zu spüren ist. 
Einen positiven Beitrag zum Thema leistet 
ein Lehrlingswettbewerb Ende April in 
Wien: Drei Installateurlehrlinge aus Tsche-
chien werden daran teilnehmen. 

Das Projekt endet im Dezember 2012, 
Zeit um gewerkschaftliche Akzente zu set-
zen. Mobilität wird, ob mit oder ohne fer-
tiggestellte Autobahn, stattfinden. Bereiten 
wir uns zusammen mit den tschechischen 
Gewerkschaften darauf vor: für einen ge-
meinsamen Arbeitsmarkt, weg von Ressen-
timents, Vorurteilen, Ängsten hin zu einer 
starken Gewerkschaft und Sozialpartner-
schaft auf beiden Seiten der Grenze. 

Autorin: Isabelle Ourny

 
ÖGB-Referat für Bildung, Freizeit und Kultur
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ZUWINS ist ein grenzüberschreitendes 
Projekt, das durch ERDF-Mittel (Euro-
pean Regional Development Fund) und 
durch Mittel des Bundesministerium für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
finanziert wird. Hauptpartner ist der ÖGB, 
Projektpartner ist die Konföderation der 
tschechischen Gewerkschaften (CMKOS). 
Mehr Infos unter: www.zuwins.at
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Durchbruch im Kampf
TEKEL-ArbeiterInnen in der Türkei kämpfen gegen die Schließungspläne der 

Erdogan-Regierung – am 78. Tag konnten sie die erste Runde für sich entscheiden.

V
on einem normalen Arbeitsalltag 
konnten die ArbeiterInnen des 
Tabakkonzerns TEKEL in den 
vorigen Monaten nur träumen. 

Denn ihrer war von lautstarken Kundge-
bungen, mehrtägigen Hungerstreiks und 
Festnahmen gekennzeichnet. Seit Mitte 
Dezember 2009 demonstrierten Tausen-
de Beschäftigte gegen die Folgen der Pri-
vatisierung des Unternehmens und 
kämpften um Brot, Arbeitsplatz und Frei-
heit. Nach 78 Kampftagen, am 28. Fe-
bruar 2010, konnten die ArbeiterInnen 
wieder einmal aufatmen und neuen Mut 
schöpfen: Das oberste Verwaltungsge-
richt der Türkei entschied, dass die vier-
wöchige Frist der Regierung für die An-
nahme der Wiederbeschäftigung als 
Niedriglohnkräfte gesetzeswidrig war. 

Arbeitslosigkeit oder »4-C«

TEKEL, einst ein staatlicher Tabakmo-
nopolist, wurde im Jahr 2008 schrittwei-
se an British American Tobacco verkauft. 
Die Folge: Im Staatsbesitz blieben 40 La-
ger von Tabakblättern und Rohtabak. 
Diese sollten im Jänner 2010 geschlossen 
werden. Rund 12.000 Beschäftigte wären 
von dieser Maßnahme betroffen – auf sie 
wartete die Arbeitslosigkeit. Als Über-
gangslösung bot die Regierung von Mi-
nisterpräsident Recep Tayyip Erdogan 

entlassenen ArbeiterInnen die vorüber-
gehende Weiterbeschäftigung als Staats-
angestellte an, unter dem Modell, das als 
»4-C« bekannt wurde. Einige nahmen an, 
andere ließen sich auszahlen. Doch die 
streikenden ArbeiterInnen in Ankara be-
klagten, durch »4-C« drohen ihnen enor-
me Gehaltskürzungen und der Verlust 
von sozialen und tariflichen Rechten. Sie 
forderten von der Regierung Nachbesse-
rungen. Der Ministerpräsident lehnte ab.

»Eher sterben wir, als dass wir mit lee-
ren Taschen zurückkehren«: Mit Sprech-
chören wie diesen kündigten sie an, was 

viele ihnen nicht zutrauten. Auf Worte 
ließen sie Taten folgen: Mehrere Hundert 
Betroffene samt Angehörigen reisten aus 
allen Teilen des Landes in Bussen in die 
Hauptstadt und kampierten 78 Tage in 
Zelten vor der Gewerkschaftszentrale 
TÜRK IS – und das in der kältesten Jah-
reszeit. Mit mehrtägigen Hungerstreiks 
unterstrichen sie ihre Forderungen an die 
Regierung. Die Protestbewegung artete 
zu einem Machtkampf zwischen der Par-
tei für Gerechtigkeit und Aufschwung 
(AKP) und der TEKEL-Belegschaft aus. 
Die AKP-Regierung versuchte immer 

AutorInnen: Kadim Ülker 
Amela Muratovic

 
Mitarbeiter der AK Wien, 

Mitarbeiterin ÖGB Öffentlichkeitsarbeit

» Ö l m e K  v a r  d Ö n m e K  y o K «

TEKEL işletmesi özelleştirilen devlet işletmelerinden birisidir. Özelleştiren TEKEL’in bazı 
Bölümleri de Amerikan ve İngiliz işletmelerine satılmıştı. Özelleştirilen devlet kurumlarının 
satışından sonra orada çalışanların sayısını da azaltmak ve sözleşmelerini değiştirmek 
gerekmektedir.
TEKEL işçisi de bu durumla karşı karşıya kalmış, iş sözleşmeleri bitirilip yerine yeni 
sözleşmeler sunulmak istenilmiştir. Bunu yapan ise «ben yetim hakkı yedirmem” diyerek 
kendi çocuklarını gemiciklerle ihya eden AKP hükümeti ve onun başbakanı R. T. Erdoğan 
olmuştur.
İşçilere C/4 adlı köleciliği yeniden getiren sözleşme sunulmuştur. C/4 adlı sözleşmeye göre 
çalışanların almış oldukları ücret yarıya indirilmek, süresiz olan iş sözleşmeleri yılda sade-
ce 11 aya düşürülmek, 8 saatlik çalışma süresi yerine ise işin bitirilmesine kadar ücretsiz 
olarak çalıştırılmak istenmektedir.
Çalışanlar, sendikaları Tek Gıda İş bu köleleştirmeye karşı çıkıp, eyleme geçtiler. Türkiye’nin 
en büyük işçi konfederasyonu Türk İş’in Ankara’daki genel merkez binası önüne çadır kurup, 
C/4 adlı sözleşmesine karşı direnişe geçtiler. Bu direniş Ankara’nın en soğuk kış mevsiminde 
AKP’nin polislerinin biber gazına ve polis copuna rağmen tam tamına 78 gün sürdü. 78 gün 
içinde direnişe diğer sendika konfederasyonları, aydınlar yoğun destek verdi.
AKP hükümetinin yandaş medyasının yalan haberlerine ve hilelerine rağmen birlikleri ve 
toplumun desteği bozulmadı. 28 Şubat’ta Ankara’nın ayazında kalmış oldukları çadırlarını 
söktüler, karanfiller dağıtarak ve dalaştılar. 1 Nisan’da tekrar görüşmek üzere diyerek ey-
lemlerinin devam edeceğini de duyurdular. Danıştay’ın vermiş olduğu karar da onların mü-
cadelelerinin hukuksal boyutunun haklılığını göstermiş oldu.  K.Ü. 
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wieder, die Protestwelle zu boykottieren. 
Die Polizei ging gewaltsam gegen die De-
monstranten vor. Sie setzte Tränengas, 
Pfefferspray und Schlagstöcke ein. Viele 
mussten ärztlich behandelt werden. Der 
Präsident der Gewerkschaft Tek-Gida-Is 
Mustafa Türkel wurde verhaftet. Erdogan 
setzte der Belegschaft eine vierwöchige 
Frist, sein Angebot anzunehmen und die 
Zelte abzubauen. Doch der Ruf nach 
fairer Behandlung konnte auch mit die-
sen Drohungen nicht stillgelegt werden. 
Im Gegenteil: Er wurde immer lauter. 
Landesweit solidarisierten sich Menschen 
mit den ArbeiterInnen. Mehrere Gewerk-
schaftsverbände, Künstler und Politiker 
bekundeten ihre Unterstützung für die 
(hunger-)streikende TEKEL-Belegschaft. 
Überall in der Türkei kam es zu Kundge-
bungen, sogar zu eintägigen Streiks von 
Gewerkschaftsmitgliedern. Oppositions-
parteien in Ankara versorgten die De-
monstranten mit Essen und Trinken. Er-
dogan warf ihnen Missbrauch von öffent-
lichen Mitteln vor und drohte mit Ge-

fängnisstrafen. »Die TEKEL-Arbeiterln-
nen sind zu einer Plattform für viele 
Menschen in diesem Land geworden, die 
ausgeschlossen, unterdrückt und igno-
riert werden. Der Widerstand brach aus, 
als Erdogan jedermann Angst einjagte 
und einschüchterte«, betonte der Gene-
ralsekretär der kemalistisch ausgerichte-
ten Gewerkschaft Tek-Gida-Is.

Widerstand gegen Erdogans AKP

Zum ersten Mal seit ihrem Machtantritt 
im November 2002 sah sich Erdogans 
Regierungspartei AKP einem solch ent-
schlossenen und in der Bevölkerung po-
pulären Widerstand gegenüber. Selbst 
Bergsteiger auf dem biblischen Berg Ara-
rat an der Grenze zu Armenien zollten 
den ArbeiterInnen ihre Anerkennung. In 
mehr als 5.000 Meter Höhe entrollten sie 
ein Transparent mit dem Text: »So lange 
die Tekel-Arbeiter nicht frieren, frieren 
wir auch nicht.«

Auch EU-weit erklärten Gewerk-
schaften, Parteien und Vereine ihre Soli-
darität mit den Betroffenen und suchten 
nach einem Dialog mit den türkischen 
Botschaften. Diese waren zu keinen Ge-
sprächen bereit. Die GPA-djp-Interes-
sengemeinschaft work@migration for-
derte in ihrer Solidaritätserklärung die 
türkische Regierung auf, die Verhand-
lungen mit der zuständigen Gewerk-
schaft sofort aufzunehmen, und dass die 
betroffenen ArbeiterInnen Beschäfti-
gungsgarantien für neue Arbeitsplätze 
bekommen.

Nachdem die AKP-Regierung alle 
Forderungen der Gewerkschaft nach Ver-
handlungen ignoriert hatte, freuten sich 
die seit über zwei Monaten kämpfenden 
ArbeiterInnen umso mehr über das Urteil 
des Verwaltungsgerichts. Nach einer Kla-
ge der Lebensmittelgewerkschaft be-
schloss am 28. Februar der türkische 
Staatsrat, dass die von der Regierung ge-
setzte 30-tägige Frist, innerhalb der die 
ArbeiterInnen entweder einen neuen Job 
suchen oder »4-C« akzeptieren sollten, 
gesetzeswidrig ist. 

Der 28. Februar war der Tag, an dem 
das von Erdogan gestellte Ultimatum an 
die ArbeiterInnen ausgelaufen wäre.

Für rund 3.200 der insgesamt 12.000 
Beschäftigten kam der Beschluss jedoch 
zu spät. Sie unterschrieben zuvor das An-

gebot der Regierung. Die Angst, ohne je-
de soziale Sicherung auf der Straße zu 
bleiben, war zu groß. Die übrigen Arbei-
terInnen im Streikcamp fielen sich um 
den Hals, sie können den Kampf um ih-
re Arbeitsplätze weiterführen und bekom-
men weiterhin Übergangsgeld.  »Unser 
Kampf für TEKEL tritt nun in eine neue 
Phase. Wir haben 4-C nicht akzeptiert 
und werden 4-C nicht akzeptieren«, er-
klärte Türkel. Anschließend kündigte er 
eine Aussetzung des Streiks für einige Wo-
chen an. Ab April würde es erneute lan-
desweite Gewerkschaftsak tionen geben. 

Rückhalt in der Gesellschaft

Die Zelte vor der Zentrale wurden sofort 
abgebaut, offenbar um einer polizei-
lichen Räumung zuvorzukommen. Er 
werde den »Missbrauch des TEKEL-
Themas« nicht länger akzeptieren, er-
klärte Erdogan zwei Tage zuvor ultimativ. 
Trotz seiner nach außen harten Linie 
wird der erfolgsverwöhnte Premier wohl 
früher oder später einlenken müssen. 
Denn ein Jahr vor der nächsten Parla-
mentswahl droht dem Regierungschef 
ein folgenreicher Ansehensverlust, der 
Protest hat in der Gesellschaft breiten 
Rückhalt gefunden. 
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Beschäftigte nach dem Status »4-C«:

■   sind weder ArbeiterInnen, Angestellte 
noch Beamte. 

■   dürfen nur für eine Übergangszeit in 
Betrieben aufgenommen werden. Seit 
2010 für elf Monate. 

■   haben keine geregelten Arbeitszeiten. 

■   verpflichten sich erteilte Arbeiten oh-
ne zeitliche Begrenzung unentgeltlich 
fertigzubringen.

■   pro Monat ist ein Urlaubstag gestattet.

■   in vier gearbeiteten Monaten Anspruch 
auf zwei bezahlte Krankenstandstage.

■   Weitere Fehltage werden nicht bezahlt.  

■   Regierung definiert ihre Rechte und 
Pflichten in einem Vertrag.

■   Regierung entscheidet einseitig über 
das Gehalt.

■   Betrieb und die Gewerkschaft haben 
kein Mitspracherecht.

■   Kein Recht auf Abfertigung und Kün-
digungsentschädigung. 

Quelle: Aydinlik am 24. Jänner 2010

W e b l i n K

Mehr Infos unter:
www.arbeit-wirtschaft.at/servlet/
ContentServer?pagename=X03/ 

Page/Index&n=X03_0.a&c
id=1268668652115

Dieser Code kann mit einem inter-
net-fähigen Kamera-Handy abfo-
tografiert werden. Ein »Reader« 
entschlüsselt den Code und führt 
Sie auf die gewünschte Website. 
Die Reader-Software erhalten Sie 
zum Beispiel hier: www.beetagg.
com/downloadreader/
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D
ie mittelgroßen (noch) staatstra-
genden Parteien atmen er-
leichtert auf: Beide in der Koali-
tionsregierung Verbandelten 

glauben, dass die Kandidatur der blauen 
Barbara Rosenkranz sie nicht anzugehen 
hat. Die Sozialdemokratie lehnt sich ge-
mütlich in ihren Ohrensessel in der Hof-
burg zurück. Mit so einem lupenreinen, 
untadeligen Kandidaten für den Posten 
des Bundespräsidenten ist man einfach 
aus dem Schneider. Die ÖVP-Führung 
hat auf ihren einflussreichen Wirtschafts-
zweig gehört und Geld gespart. Sie muss 
jetzt nur ab und zu eine »Rückholaktion« 
starten, wenn ein unbedarfter Funktionär 
die resolute Frau doch noch zur Wahl 
empfiehlt. Beide Parteien sehen sogar we-
niger Probleme mit dieser Kandidatur  
als mit der im Oktober 2008 vollzogenen 
Kür des aufrechten Rechten Martin Graf 
zum Dritten Nationalratspräsidenten. 
Jetzt bedarf es nicht einmal jener nach-
träglichen Krämpfe und fadenscheiniger 
Erklärungen, warum man sich ausgerech-
net damals auf die Pflege von parlamen-
tarischen »Usancen« versteift hatte. Auch 
der Schwarze Peter geht eindeutig an die 
ÖVP: Da gab es sogar eine Pröll’sche 
Wahlempfehlung im Plenum.

Also, alles paletti? Gibt es keinen wei-
teren Anlass sich mit dem Thema zu be-
fassen? Oh doch, wenn man heutige und 

zukünftige gesellschaftspolitische Ver-
antwortung für die Psychohygiene des 
Landes übernehmen will. Wenn man der 
Jugend, die dem angeblich so »charisma-
tischen« HC Strache in die Discos nach-
läuft, etwas Orientierung und Sicherheit 
geben will. »Haltung zeigen«, »Vorbild 
sein« – alles nur antiquierte Begriffe, die 
heute gar nicht cool ankommen? Ein 
hautnahes Erlebnis mit Lehrlingen der 
Berufsschule Gastgewerbe aus der Län-
genfeldgasse beweist genau das Gegen-
teil. Waltraud Eberharter, eine junge Ti-
rolerin, hat sich Zeitausgleich von ihrer 
Arbeit in der AK NÖ genommen, um 
als ausgebildeter Guide des Mauthausen-
Komitees (MKÖ), 22 Jugendliche einen 
Tag lang durch das ehemalige KZ zu 
führen. 

Jugendliche in Mauthausen

In Eiseskälte, modisch gekleidet stamp-
fen die 16- bis 18-Jährigen frühmorgens 
durch die Baracken und über die Appell-
plätze. Offene Gesichter, wache Augen 
verfolgen die leicht verständlichen Er-
klärungen des Guides. Waltraud belehrt 
nicht, sie macht alles ernsthaft, aber lo-
cker und interaktiv: Sie berichtet Fakten 
und stellt gleich Fragen dazu. Anna, Pa-
trick, Sarina und Omar, die derzeit in 
der Fünfsterne-Hotellerie ausgebildet 
werden, denken mit und versuchen ei-
gene, heutige Antworten zu geben. »Wie 
müssen die Häftlinge in den Fetzen und 
ohne Schuhe gefroren haben?«, überlegt 
Sarina bei einer Rauchpause. Bis Wal-
traud die wichtigste Frage stellt: »Ihr 
fragt euch vielleicht, was geht uns das 
heute – fast 70 Jahre danach – alles an?« 

Doch diesmal gibt sie selbst die Antwort: 
»Weil nichts davon mit dem KZ begon-
nen hat, sondern mit Hass und Hetze.« 
»Und mit falschen Versprechungen«, 
tönt es aus dem Hintergrund. »Einige 
von uns haben Strache in der Disco zu-
gehört, als er versprochen hat den Kün-
digungsschutz für Lehrlinge durchzuset-
zen. Gemacht hat er dann nichts«, urteilt 
Sarina nüchtern.

 Initiative gefragt

Weniger enttäuscht, dafür positiv über-
rascht, wären die Jugendlichen von einer 
zivilgesellschaftlichen Initiative, die ih-
nen heutige Maßstäbe vorgeben würde: 
Durch eine Plattform, getragen von Per-
sönlichkeiten aus Politik, Kultur und ih-
ren eigenen Lebenswelten, die gemein-
sam für innere Sauberkeit plädiert. Die 
lautstark erklärt, dass es auch andere als 
nur demokratisch legitimierte Ansprü-
che an Personen, die für das höchste Amt 
im Staat kandidieren, geben darf und 
muss. Dass man sich als »Inländer« auch 
stolz in den Spiegel schauen kann. Und 
nicht darauf wartet und hofft, dass das 
»böse Ausland« reagiert, um wieder ein-
mal selbstgerecht und provinziell gegen 
den Außenfeind Schulter-zu-schließen. 
Anna und Patrick würden das sicher 
wahrnehmen.

Aus dem Schneider?
Die Bundespräsidentenwahl als vergebene Chance sieht die Korrespondentin des 

Focus Magazins. Sie träumt von einer Plattform für innere Sauberkeit.

Autorin: Marta S. Halpert

 
Österreich-Korrespondentin für das FOCUS 

Magazin in München und Chefredakteurin der 
Jahresschrift »Jüdisches Echo« 

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an die Redaktion

aw@oegb.at
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aggregiert: angehäuft (Seite 20)

Äquivalenzeinkommen: Wert, der sich aus dem 
Gesamteinkommen eines Haushalts und der Anzahl 
sowie dem Alter der davon lebenden Personen er-
gibt. Das Äquivalenzeinkommen wird vor allem für 
die Berechnung von Einkommensverteilung, 
Einkommens ungleichheit und Armut verwendet. 
(Seite 14, 29)

Asset Management: Vermögensverwaltung (Seite 
27)

Breitner, Hugo: österreichischer SP-Politiker 
(1873–1946); als Finanzstadtrat in Wien (1919–
1932) gelang es ihm, die Kreditfähigkeit der Stadt 
wiederherzustellen. Bekannt wurde er vor allem 
durch Einführung sogenannter »Breitner-Steuern«, 
mit denen die Vermögenden zur Kasse gebeten wur-
den: Wohnbausteuer zur Etablierung des sozialen 
Wohnbaus, Hausgehilfinnensteuer, für alle, die 
Hausangestellte beschäftigten, etc. Breitner flüch-
tete 1938 aus Österreich und starb 1946 in den USA, 
kurz vor seiner geplanten Rückkehr. (Seite 11)

Center of Research for Environmental Decisions 
(CRED): Forschungszentrum  für Umweltentschei-
dungen; interdisziplinäres Zentrum an der Univer-
sität Columbia, das sich für eine verbesserte Aus-
wertung wissenschaftlicher Daten in Zusammen-
hang mit den Auswirkungen des Klimawandels 
einsetzt. (Seite 19)

Danneberg, Robert: österreichischer SP-Politiker 
und Jurist (1885–1942), kritisierte schon 1914 die 
kriegsunterstützende Politik der Sozialdemokraten, 
1919–1934 Nationalrat, Mitautor der demokra-
tischen Wiener Stadtverfassung. Gemeinsam mit 
Breitner entwickelte er die Wohnbausteuer. 1938 
wurde Danneberg verhaftet, er starb in Auschwitz. 
(Seite 11)

deliberativ: beratend, im Sinne von BürgerInnen 
beteiligend. (Seite 19)

EU-OSHA: Europäische Agentur für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, 2006 wurde der 
finnische Sicherheits- und Gesundheitsexperte Juk-
ka Takala zum Direktor der Agentur ernannt. Die EU-
OSHA ist ein entscheidender Akteur der Gemein-
schaftsstrategie für Gesundheit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz 2007–2012, deren Ziel es ist, Fehlzeiten 
durch Arbeitsunfälle in der EU um ein Viertel zu sen-
ken und Berufskrankheiten zu verringern. (Seite 31)

Feudalismus: auf dem Lehensrecht aufgebaute 
Wirtschafts- und Gesellschaftsform, bei der die 
Grundbesitzer die Macht haben und Bauern (in 
Leibeigenschaft) das Land bewirtschaften – wie 
beispielsweise in Europa während des Mittelalters. 
(Seite 37)

FINE: loser Zusammenschluss von vier internatio-
nalen Organisationen für fairen Handel. (Seite 38)

Fitoussi, Jean Paul: französischer Ökonom, geboren 
1942 in Tunesien. (Seite 20)

Indirekte Steuern: Steuern, die nicht von demjeni-
gen, der sie bezahlt, sondern von einem Dritten 
abgeführt werden, z. B. Umsatz-, Vergnügungs-, 
oder Tabaksteuer. (Seite 17)

interdependent: voneinander abhängend (Seite 20)

Krugman, Paul: US-Volkswirtschafter, geb. 1953, 
erhielt 2008 den Wirtschaftsnobelpreis, vor allem 
für seine »Analyse von Handelsstrukturen und 
Standorten ökonomischer Aktivität«. (Seite 20)

Lehman Brothers: 1850 von drei emigrierten deut-
schen Juden in Alabama gegründete Investment-
bank. Nach dem Bürgerkrieg verlegten Henry, Em-
manuel und Maier Lehman ihre Geschäfte nach New 
York. Im Zuge der Subprime-Krise musste die Bank 
mehr als drei Milliarden Dollar abschreiben. Im 
Herbst 2008 schließlich meldete Lehman Brothers 
Insolvenz an. Die Regierung, die davor schon drei 
große Banken gestützt hatte, hat Lehman dann 
keine Unterstützung mehr gewährt. (Seite 26)

Negt, Oskar: deutscher Sozialphilosoph, geb. 1934, 
als einer der Wortführer der 68er-Generation war er 
u. a. Mitbegründer der alternativen Glockseeschule 
in Hannover. (Seite 35)

Neurath, Otto: österreichischer Philosoph und Öko-
nom (1882–1945), Mitglied des Wiener Kreises, 
einer Gruppe von Philosophen und Wissenschafts-
theoretikern, die einander wöchentlich trafen. Neu-
rath strebte eine Universalsprache an, die sowohl 
wissenschaftliche als auch alltägliche Begriffe 
enthalten sollte. 1934 emigrierte er in die Nieder-
lande und dann weiter nach England. (Seite 35)

New Deal: in den USA von F. D. Roosevelt ab 1933 
durchgeführtes Reformprogramm, mit dem die Fol-
gen der Wirtschaftskrise bekämpft werden sollten 
und gleichzeitig soziale Neuerungen (Sozialversi-
cherung, Arbeitszeitverkürzung etc.) eingeführt 
wurden. (Seite 23)

Pew Research Center: Meinungsforschungsinsti-
tut und eher konservativ orientierte Denkfabrik in 
Washington, benannt nach dem 1912 verstorbenen 
US-Ölmagnaten Joseph Newton Pew. (Seite 18)

Pigou-Steuer: benannt nach dem englischen Öko-
nomen Arthur Cecil Pigou (1877–1959); Oberbegriff 
für Steuern, die das Verhalten beeinflussen sollen 
(Lenkungssteuern), um eventuellen Schaden für die 
Allgemeinheit zu vermeiden. Ein Beispiel dafür ist 
die Mineralölsteuer, die verhindern soll, dass durch 
das massenhafte Verbrennen von Erdölprodukten 
die Umwelt zu stark in Mitleidenschaft gezogen 
wird. (Seite 15)

Planungszelle: von dem Soziologen Peter C. Dienel 
entwickeltes Beratungs- und Partizipationsverfah-
ren, welches demokratische Teilhabe des einzelnen 
Bürgers an verschiedenen Planungs- und Entschei-
dungsprozessen ermöglicht. Dabei arbeiten rund 25 
von der Arbeit freigestellte BürgerInnen nach einer 
vorgegebenen Verfahrensweise eine Woche lang an 
einem Projekt. (Seite 19)

redundant: überflüssig, im Sinne von überreichlich 
(Seite 16)

regressiv: rückläufig, zurückgehend (Seite 17)

Roosevelt, Franklin Delano: US-Politiker (1882–
1945), als progressiver Demokrat bekannt, der für 
die Stärkung der Demokratie und eine gerechtere 
Weltordnung eintrat. Während seiner Präsident-
schaft (1933–1945) verfolgte er außenpolitisch die 
sogenannte »Good Neighbor Policy« (v. a. gegen-
über Südamerika), für eine starke Position der USA 
ohne imperialistische Tendenzen. (Seite 23)

SILC: Community Statistics on Income an Living 
Conditions (Gemeinschaftsstatistiken über Ein-
kommen und Lebensbedingungen): Erhebung, 
durch die jährlich Informationen über die Lebens-
bedingungen der Privathaushalte in der Europä-
ischen Union gesammelt werden. Auch die Republik 
Österreich nimmt, vertreten durch die Statistik Ös-
terreich, an diesem Projekt teil. Rund 4.500 Haus-
halte nehmen jährlich an SILC in Österreich teil. Die 
Adressen dafür werden zufällig aus dem Zentralen 
Melderegister (ZMR) gezogen. Drei Viertel der be-
fragten Haushalte werden wiederholt befragt, um 
Veränderungen der Lebenssituation im Zeitverlauf 
feststellen zu können. (Seite 29)

Stiglitz, Joseph: US-Wirtschaftswissenschafter, 
geb. 1943, erhielt 2001 den Wirtschaftsnobelpreis, 
Wirtschaftsberater von Bill Clinton, Globalisie-
rungskritiker. Mitbegründer des 2009 gegründeten 
Institute for New Economic Thinking (INET), um 
neue Denkansätze für die Volkswirtschaftslehre zu 
entwickeln. (Seite 20)

Tea Party: rechtskonservative Bewegung in den 
USA, die vehement gegen Präsident Obama pole-
misiert. (Seite 18)

Terminkontrakt: Vertrag, eine bestimmte Menge zu 
einem bestimmten Zeitpunkt zu einem festgelegten 
Preis zu kaufen. (Seite 15)

United Nations University (UNU): Universität der 
Vereinten Nationen, gegründet 1973, um Wissen zu 
vermitteln und Forschung zu betreiben im Sinne der 
UN-Charta. Die Uni besteht aus der Zentrale in To-
kio und einem weltweiten Netzwerk von Instituten. 
www.unu.edu (Seite 15)

Utopisten: Vertreter einer Weltanschauung, die von 
(angeblich) unrealistischen Idealvorstellungen 
ausgeht. (Seite 35)

Wanderversicherung: Wechsel einer Person zwi-
schen mehreren Versicherungssystemen, etwa So-
zialversicherung der gewerblichen Wirtschaft, Ge-
bietskrankenkasse etc. (Seite 13)

World Institute for Development Economics Re-
search (WIDER): erstes Forschungs- und Ausbil-
dungsinstitut der United Nations University mit Sitz 
in Helsinki, gegründet 1984. WIDER beschäftigt 
sich mit globalen Entwicklungen und Armutsfra-
gen. (Seite 15)
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